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9. Auflage (nur elektronisch) 

BAYERN | DIREKT ist Ihr direkter Draht zur Bay-

erischen Staatsregierung. 

Unter www.servicestelle.bayern.de oder per E-

Mail unter direkt@bayern.de erhalten Sie Informa-

tionsmaterial und Broschüren, Auskunft zu aktuel-

len Themen und Internetquellen sowie Hinweise 

zu Behörden, zuständigen Stellen und Ansprech-

partnern bei der Bayerischen Staatsregierung. 

HINWEISE 

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Bayerischen Staatsregierung  

herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum 

von fünf Monaten vor einer Wahl zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für Land-

tags-, Bundestags-, Kommunal- und Europawahlen. Missbräuchlich ist während dieser Zeit insbeson-

dere die Verteilung bei Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, 

Aufdrucken und Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls 

die Weitergabe an Dritte zum Zweck der Wahlwerbung. 

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise 

verwendet werden, die als Parteinahme der Staatsregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen 

verstanden werden könnte. 

Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder zu verwenden. 

Bei publizistischer Verwertung Angabe der Quelle und Übersendung eines Belegexemplars erbeten. 

Die Broschüre wird kostenlos abgegeben; jede entgeltliche Weitergabe ist untersagt. 

Diese Broschüre wurde mit großer Sorgfalt zusammengestellt. Weitgehend wurde auch auf ge-
schlechtsspezifische Formulierungen geachtet. Eine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit 
kann dennoch nicht übernommen werden.

http://www.stmf.bybn.de/default.asp?url=staatshaushalt%2Frecht
http://www.stmf.bybn.de/default.asp?url=staatshaushalt%2Frecht
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Art. 23 

Zuwendungen 

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Leistungen an Stellen außer-

halb der Staatsverwaltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke (Zuwendungen) 

dürfen nur veranschlagt werden, wenn der Staat an der Erfüllung durch solche 

Stellen ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwendungen nicht oder 

nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. 

(Für die Ausführung des Haushaltsplans vgl. Art. 44 Abs. 1.) 

Zu Art. 23: 

1. Zum Begriff der Zuwendungen 

1.1 Zuwendungen sind alle Geldleistungen des Staates an Stellen außerhalb der Staatsverwaltung, 

1.1.1 die dem Empfänger zur Erfüllung bestimmter Zwecke im Rahmen seiner eigenen Aufgaben, an 

deren Förderung der Staat ein erhebliches Interesse hat, gewährt werden und 

1.1.2 die dem Empfänger mit bestimmten Auflagen und Bedingungen für die Mittelverwendung zur 

Verfügung gestellt werden, ohne dass die Geldleistung ein Entgelt für eine Gegenleistung (siehe 

Nr. 1.3.4) ist, und 

1.1.3 bei denen der Empfänger dem Staat oder Dritten keine Verfügungsbefugnis am Fördergegen-

stand einräumt; unschädlich ist die Einräumung von Benutzungsrechten an Schutzrechten und 

die Übertragung von Schutzrechten auf den Staat im Sinne der VV Nr. 5.2.3 zu Art. 44. 

1.2 Zu den Zuwendungen gehören zweckgebundene Zuschüsse, Zuweisungen, Schuldendiensthil-

fen und andere nicht rückzahlbare Leistungen sowie zweckgebundene Darlehen und andere 

bedingt oder unbedingt rückzahlbare Leistungen. Bedingt rückzahlbare Leistungen sind alle Zu-

wendungen, deren Rückzahlung an den Eintritt eines künftigen ungewissen Ereignisses gebun-

den ist. Als zweckgebundener Zuschuss gilt auch die Zahlung auf Grund einer Verlustdeckungs-

zusage.“ 

1.3 Keine Zuwendungen sind insbesondere 

1.3.1 Sachleistungen, 

1.3.2 Leistungen, auf die der Empfänger einen dem Grund und der Höhe nach unmittelbar durch 

Rechtsvorschriften begründeten Anspruch hat, 

1.3.3 Ersatz von Aufwendungen (Art. 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1), 

1.3.4 Entgelte auf Grund von Verträgen, für die gleichwertige Gegenleistungen erbracht werden, wie 

z.B. Kaufverträge, Mietverträge, u.ä., 

1.3.5 satzungsmäßige Mitgliedsbeiträge einschließlich Pflichtumlagen. 

2. Zuwendungsarten 

Folgende Zuwendungsarten werden unterschieden: 

2.1 Zuwendungen zur Deckung von Ausgaben des Zuwendungsempfängers für einzelne abge-

grenzte Vorhaben (Projektförderung), 

2.2 Zuwendungen zur Deckung eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben oder – in besonderen 

Ausnahmefällen – der gesamten Ausgaben des Zuwendungsempfängers (institutionelle Förde-

rung). 
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3. Grundsätze für die Veranschlagung 

3.1 Ausgaben für Zuwendungen sollen nur veranschlagt werden, wenn der Zuwendungszweck 

durch die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen nicht er-

reicht werden kann. Ausgaben für nicht rückzahlbare Zuwendungen sollen nur veranschlagt 

werden, soweit der Zweck nicht durch bedingt oder unbedingt rückzahlbare Zuwendungen er-

reicht werden kann. 

3.2 Verpflichtungsermächtigungen für Zuwendungen sollen nur veranschlagt werden, wenn es er-

forderlich ist, dass sich der Staat gegenüber dem Zuwendungsempfänger rechtlich verpflichtet, 

in künftigen Haushaltsjahren bestimmte Zuwendungen zu gewähren. 

3.3 Zuwendungen (Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen) für Baumaßnahmen, größere 

Beschaffungen und größere Entwicklungsvorhaben sind getrennt von den übrigen Zuwen-

dungsmitteln zu veranschlagen, wenn die hierfür vorgesehenen Zuwendungen des Staates 

mehr als insgesamt 500 000 € betragen. Das für Finanzen zuständige Staatsministerium kann 

Ausnahmen hiervon zulassen. Werden Zuwendungen für Baumaßnahmen, größere Beschaf-

fungen und größere Entwicklungsvorhaben einzeln veranschlagt, ist Art. 24 Abs. 4 zu beachten. 

3.4 Zuwendungen zur institutionellen Förderung dürfen erst veranschlagt werden, wenn der Zuwen-

dungsempfänger einen Haushalts- oder Wirtschaftsplan vorgelegt hat. Der Plan muss alle zu 

erwartenden Einnahmen und voraussichtlich zu leistenden Ausgaben sowie einen Organisati-

ons- und Stellenplan enthalten. Eine Übersicht über das Vermögen und die Schulden sowie 

über die voraussichtlich einzugehenden Verpflichtungen zu Lasten künftiger Jahre ist als Anlage 

beizufügen, soweit sich dies nicht schon aus den Bilanzen oder dem Haushalts- oder Wirt-

schaftsplan ergibt. 

Kann der endgültige Haushalts- oder Wirtschaftsplan nicht rechtzeitig vorgelegt werden, ist ein 

vorläufiger Haushalts- oder Wirtschaftsplan oder der von den zuständigen Organen in seinen 

Grundzügen gebilligte Entwurf des Haushalts- oder Wirtschaftsplans der Veranschlagung zu-

grunde zu legen. 

Das zuständige Staatsministerium kann im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen 

Staatsministerium von diesen Erfordernissen absehen, soweit sie für die Veranschlagung nicht 

erforderlich sind – insbesondere wenn die Zuwendung 10 000 € nicht übersteigt – oder soweit 

dies wegen eines Zweijahreshaushalts (Art. 12) geboten ist. 

3.4.1 Der Haushalts- oder Wirtschaftsplan soll in der Form dem Haushaltsplan des Staates entspre-

chen und nach den für diesen geltenden Grundsätzen aufgestellt sein. 

3.4.2 Wird nach den Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung gebucht, kann der Haus-

halts- oder Wirtschaftsplan dem jeweiligen Kontenplan entsprechen. Eine Überleitungsrech-

nung auf Einnahmen und Ausgaben ist beizufügen, soweit sie für die Bemessung der Zuwen-

dung erforderlich ist. 

3.5 Bei der Veranschlagung sind insbesondere die Art. 6, 7 und 17 Abs. 4 BayHO sowie § 5 Abs. 1 

in Verbindung mit § 14 StWG zu beachten. 

3.6 Werden für denselben Zweck ausnahmsweise Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen 

für Zuwendungen abweichend von Art. 17 Abs. 4 von mehreren Stellen des Staates oder so-

wohl vom Staat als auch vom Bund oder anderen Ländern veranschlagt, sollen die Zuwen-

dungsgeber Einvernehmen über die für diese Veranschlagung geltenden Grundsätze herbei-

führen. 

4. Zu den Grundsätzen für die Ordnung staatlicher Förderprogramme (Fördergrundsätze – FöGr) 

wird auf die Anlage 1 der Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregierung zu Richtlinien für 

die Wahrnehmung und Organisation öffentlicher Aufgaben sowie für die Rechtsetzung im Frei-

staat Bayern (Organisationsrichtlinien – OR) vom 6. November 2001 (AllMBl. S. 634, StAnz. Nr. 

50) in der jeweils geltenden Fassung verwiesen. 
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Art. 44

Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln oder Vermögensgegenständen 

(1) 1Zuwendungen dürfen nur unter den Voraussetzungen des Art. 23 gewährt 
werden. 2Dabei ist zu bestimmen, wie die zweckentsprechende Verwendung der 
Zuwendungen nachzuweisen ist. 3Außerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständi-
gen Dienststelle oder ihrer Beauftragten festzulegen. 4Verwaltungsvorschriften, 
welche die Regelung des Verwendungsnachweises und die Prüfung durch den 
Obersten Rechnungshof (Art. 91) betreffen, werden im Einvernehmen mit dem 
Obersten Rechnungshof erlassen. 

(2) Sollen Mittel oder Vermögensgegenstände des Staates von Stellen außer-
halb der Staatsverwaltung verwaltet werden, ist Absatz 1 entsprechend anzu-
wenden. 

(3) 1Juristischen Personen des privaten Rechts kann mit ihrem Einverständnis 
die Befugnis verliehen werden, Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiet der Zu-
wendungen im eigenen Namen und in den Handlungsformen des öffentlichen 
Rechts wahrzunehmen, wenn sie die Gewähr für eine sachgerechte Erfüllung 
der ihnen übertragenen Aufgaben bieten und die Beleihung im öffentlichen Inte-
resse liegt. 2Die Verleihung und die Entziehung der Befugnis obliegen dem für 
die Zuwendung zuständigen Staatsministerium; die Verleihung bedarf der Ein-
willigung des für Finanzen zuständigen Staatsministeriums. 3Die Beliehene un-
terliegt der Aufsicht des zuständigen Staatsministeriums; dieses kann die Auf-
sicht durch Rechtsverordnung auf nachgeordnete Behörden übertragen. 

(Für die Aufstellung des Haushalts vgl. Art. 23 und VV hierzu: 

Nr. 1 zum Begriff der Zuwendungen 

Nr. 2 Zuwendungsarten 

Nr. 3 Grundsätze für die Veranschlagung.) 

Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von Zuwendungsbescheiden, die Erstattung der Zuwen-

dung sowie die Verzinsung des Erstattungsanspruchs und die Verzinsung wegen nicht fristgerech-

ter Verwendung der Zuwendung richten sich nach Verwaltungsverfahrensrecht oder anderen Rechts-

vorschriften. Aus dem Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) sind insbesondere die 

Art. 43 und 48 bis 49a einschlägig.
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Zu Art. 44:  

I n h a l t s ü b e r s i c h t :  

1. Bewilligungsvoraussetzungen

2. Finanzierungsarten, Höhe der Zuwendung

3. Antragsverfahren

4. Bewilligung

5. Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid

6. Zuwendungen für Baumaßnahmen

7. Auszahlung der Zuwendungen

8. Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides, Erstattung der 
Zuwendung und Verzinsung

9. Überwachung der Verwendung

10. Nachweis der Verwendung

11. Prüfung des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung

12. Erfolgskontrolle

13. Weiterleitung von Zuwendungen durch Zuwendungsempfänger

14. Zuwendungen an Gebietskörperschaften

15. Fälle von geringer finanzieller Bedeutung

16. Besondere Regelungen

17. Sondervermögen

A n l a g e n :  

Anlage 1 Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen Förderung  

(ANBest-I) 

Anlage 2 Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) 

Anlage 3 Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung an kommunale 

Körperschaften (ANBest-K) 

Anlage 4 Baufachliche Ergänzungsbestimmungen (BayZBau) 

Anlage 4a Unterlagen für Baumaßnahmen 

Anlage 4b Baufachliche Nebenbestimmungen (NBest-Bau) 

M u s t e r :  

Muster 1a Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 

Muster 1b Antrag auf Bewilligung weiterer Zuwendungsraten 

Muster 2a Angaben zu den finanziellen Verhältnissen (Kameralistik) 

Muster 2b Angaben zu den finanziellen Verhältnissen (Doppik) 

Muster 3 Auszahlungsantrag 

Muster 4 Verwendungsnachweis/Vorläufiger Verwendungsnachweis 

Muster 4a Verwendungsbestätigung 

Muster 5 Kosten von Hochbauten 

Muster 6 Erläuterungsbericht zum Antrag auf Gewährung einer Zuwendung für eine Hochbaumaß-

nahme 

Muster 6a Flächenzusammenstellung 
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1. Bewilligungsvoraussetzungen 

1.1 Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, wenn der Zweck durch die Übernahme von Bürg-

schaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen nicht erreicht werden kann. Nicht rück-

zahlbare Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, soweit der Zweck nicht durch unbedingt 

oder bedingt rückzahlbare Zuwendungen erreicht werden kann. 

1.2 Zuwendungen dürfen nur solchen Empfängern bewilligt werden, bei denen eine ordnungsge-

mäße Geschäftsführung gesichert erscheint und die in der Lage sind, die Verwendung der Mittel 

bestimmungsgemäß nachzuweisen. Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen und Beschaffun-

gen muss der Empfänger auch in finanzieller Hinsicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße 

Verwendung und Unterhaltung der Anlagen bieten. Eine Anfinanzierung von Vorhaben, deren 

Gesamtfinanzierung nicht hinreichend gesichert ist, ist unzulässig. 

1.3 Zuwendungen zur Projektförderung dürfen nur für solche Vorhaben bewilligt werden, die noch 

nicht begonnen worden sind. Dies gilt nicht bei sich wiederholenden gleichartigen Vorhaben 

desselben Trägers, soweit die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind (Anschlussbewilligun-

gen): 

 für ein gleichartiges Vorhaben wurden im vorhergehenden Bewilligungszeitraum, der nicht 

länger als zwei Haushaltsjahre zurückliegen darf, Zuwendungen bewilligt, 

 eine wesentliche Änderung der Bewilligungsvoraussetzungen ist nicht eingetreten, 

 auch im nachfolgenden Bewilligungszeitraum stehen Zuwendungsmittel haushaltsmäßig für 

dieses Vorhaben zur Verfügung und 

 der Zuwendungsantrag (Nr. 3.1) wurde rechtzeitig vor Beginn des Anschlussvorhabens 

(siehe Nrn. 1.3.1 und 1.3.2) eingereicht; dabei sind bestehende Verträge unschädlich, wenn 

sie bereits im vorhergehenden Bewilligungszeitraum zu den zuwendungsfähigen Ausgaben 

gezählt wurden. 

1.3.1 Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich die Abgabe einer verbindlichen Willenserklärung zum Ab-

schluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten. 

Ein Vorhaben gilt nicht als begonnen, wenn der Vertrag von vorneherein 

 ein eindeutiges und ohne finanzielle Folgen bleibendes Rücktrittsrecht für den Fall der 

Nichtgewährung der beantragten Zuwendung enthält, oder 

 unter einer eindeutigen aufschiebenden oder auflösenden Bedingung für den Fall der Nicht-

gewährung der beantragten Zuwendung geschlossen wird. 

1.3.2 Nicht als Beginn des Vorhabens gilt der Abschluss von Verträgen, die der Vorbereitung oder 

Planung des Projekts (einschließlich der Antragvorbereitung und -erstellung) dienen. Bei Bau-

maßnahmen gelten dementsprechend Planungsaufträge bis einschließlich Leistungsphase 7 

HOAI, Baugrunduntersuchungen und Grunderwerb nicht als Beginn des Vorhabens, es sei 

denn, sie sind alleiniger Zweck der Zuwendung. Auch das Herrichten des Grundstücks (z.B. 

Planieren) gilt unter der Voraussetzung des Satzes 2 nicht als Beginn des Vorhabens, wenn die 

Auftragsvergabe hierfür von den weiteren Vergaben getrennt werden kann.  

1.3.3 Die Bewilligungsbehörde kann im Einzelfall allein und das zuständige Staatsministerium für ein-

zelne Förderbereiche im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium 

Ausnahmen zustimmen (vorherige Zustimmung = Einwilligung). Die Zustimmung darf nur auf 

Antrag und nur schriftlich oder elektronisch erteilt werden, wenn – zumindest überschlägig – die 

Finanzierung des Vorhabens einschließlich etwaiger Kosten der Vorfinanzierung und der Fol-

gekosten gesichert erscheint und die Maßnahme sachlich geprüft ist. Darüber hinaus darf das 

Vorhaben aus sachlichen oder wirtschaftlichen Gründen keinen Aufschub dulden. In den Fällen 

der Nr. 1.4 wird die Zustimmung im Einvernehmen mit den übrigen Beteiligten von der Stelle 

erteilt, bei der die höchste Zuwendung beantragt wurde. Die Zustimmung muss den ausdrück-

lichen Hinweis enthalten, dass 
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 die Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabenbeginn keine Zusicherung auf den Erlass eines 

Zuwendungsbescheides im Sinne des Art. 38 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensge-

setzes darstellt, 

 aus der Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabenbeginn auch sonst kein Rechtsanspruch auf 

Förderung abgeleitet werden kann, 

 der Antragsteller das volle Finanzierungsrisiko trägt, 

 die für eine eventuelle Zuwendung relevanten Voraussetzungen bereits bei der vorzeitigen 

Durchführung des Vorhabens einzuhalten sind (insbesondere die einschlägigen Allgemei-

nen und ggf. Baufachlichen Nebenbestimmungen sowie weitere, sich aus haushaltsrechtli-

chen oder anderen Vorschriften, Bestimmungen des Förderprogramms oder der Eigenart 

des Vorhabens ergebende Regelungen). Die einschlägigen Allgemeinen und ggf. Baufach-

lichen Nebenbestimmungen sind der Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabenbeginn beizu-

fügen. 

1.4 Sollen für eine Einrichtung oder ein Vorhaben Zuwendungen von mehreren Stellen des Staates 

oder sowohl vom Staat als auch von anderen juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

bewilligt werden, soll die Bewilligung in geeigneten Fällen durch nur eine Behörde erfolgen; in 

jedem Fall haben die Zuwendungsgeber vor der Bewilligung mindestens Einvernehmen herbei-

zuführen über 

1.4.1 die zu finanzierenden Maßnahmen und die zuwendungsfähigen Ausgaben, 

1.4.2 die Finanzierungsart und die Höhe der Zuwendungen (Nr. 2); unterschiedliche Finanzierungs-

arten der Zuwendungsgeber sind dabei möglichst auszuschließen; kann nicht vermieden wer-

den, dass neben einer Anteilfinanzierung eine Fehlbedarfsfinanzierung vorgesehen wird, ist zu 

prüfen, inwieweit Nr. 2 der vom Zuwendungsempfänger anzuwendenden Allgemeinen Neben-

bestimmungen einer ergänzenden Regelung bedarf, 

1.4.3 Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid (Nr. 5), 

1.4.4 die Beteiligung der fachlich zuständigen technischen staatlichen Verwaltung, z.B. in den Fällen 

der Nr. 6; dabei ist festzulegen, dass nur eine fachlich zuständige technische staatliche Verwal-

tung zu beteiligen ist, 

1.4.5 den Verwendungsnachweis und seine Prüfung durch eine der beteiligten Verwaltungen (Nrn. 10 

und 11). Die Bewilligungsbehörde hat den Obersten Rechnungshof vorher zu unterrichten. 

1.5 Eine institutionelle Zuwendung darf nicht gewährt werden, wenn der Zuwendungsempfänger 

seine Beschäftigten besserstellt als vergleichbare Beschäftigte im öffentlichen Dienst (Besser-

stellungsverbot). Gleiches gilt für Projektförderungen, wenn aus der Zuwendung auch Perso-

nalausgaben oder sächliche Verwaltungsausgaben geleistet werden dürfen und die gesamten 

(nicht nur projektbezogenen) Ausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend aus Zuwen-

dungen der öffentlichen Hand bestritten werden. Für die Ermittlung der den vergleichbaren Be-

schäftigten im öffentlichen Dienst gewährten Leistungen gelten Nr. 2.5 Satz 2 und 3 entspre-

chend. Ausnahmen bedürfen des Einvernehmens mit dem für Finanzen zuständigen Staatsmi-

nisterium (siehe Nr. 16.2 oder Nr. 16.3); sie können insbesondere zugelassen werden, wenn 

der Zuwendungsempfänger verpflichtet ist, tarifvertragliche Regelungen oder Arbeitsvertrags-

richtlinien anzuwenden.  

2. Finanzierungsarten, Höhe der Zuwendung 

2.1 Vor Bewilligung der Zuwendung ist zu prüfen, welche Finanzierungsart unter Berücksichtigung 

der Interessenlage des Staates und des Zuwendungsempfängers den Grundsätzen der Wirt-

schaftlichkeit und Sparsamkeit am besten entspricht. 

2.2 Die Zuwendung wird grundsätzlich zur Teilfinanzierung des zu erfüllenden Zwecks bewilligt, und 

zwar 

2.2.1 möglichst mit einem festen Betrag an den zuwendungsfähigen Ausgaben (Festbetragsfinanzie-

rung), dabei kann die Zuwendung auch auf das Vielfache eines Betrages festgesetzt werden, 
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der sich für eine bestimmte Einheit ergibt. Eine Festbetragsfinanzierung kommt grundsätzlich 

dann nicht in Betracht, wenn im Zeitpunkt der Bewilligung konkrete Anhaltspunkte dafür vorlie-

gen, dass mit nicht unerheblichen, nicht bestimmbaren Finanzierungsbeiträgen Dritter oder Än-

derungen der zuwendungsfähigen Ausgaben zu rechnen ist; oder 

2.2.2 nach einem bestimmten Vomhundertsatz oder Anteil der zuwendungsfähigen Ausgaben (An-

teilfinanzierung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen; 

oder 

2.2.3 zur Deckung des Fehlbedarfs, der insoweit verbleibt, als der Zuwendungsempfänger die zu-

wendungsfähigen Ausgaben nicht durch eigene oder fremde Mittel zu decken vermag (Fehlbe-

darfsfinanzierung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begren-

zen. 

2.3 Bei der Bemessung der zuwendungsfähigen Ausgaben sollen, soweit dies möglich ist, feste 

Beträge zugrunde gelegt werden. Diese Beträge können auch nach Vomhundertsätzen anderer 

zuwendungsfähiger Ausgaben bemessen werden. Für eine Bemessung von zuwendungsfähi-

gen Ausgaben nach festen Beträgen kommen vor allem Projekte in Betracht, 

2.3.1 bei denen einzelne Ausgaben nur mit erheblichem Aufwand genau festgestellt und belegt wer-

den können, jedoch eine sachgerechte Pauschalierung dieser Ausgaben (z.B. als Vomhunder-

tanteil von vorgesehenen Ausgaben) möglich ist oder 

2.3.2 bei denen – wie bei bestimmten Baumaßnahmen – für einzelne oder mehrere gleiche Teile der 

Maßnahme über die voraussichtlichen Ausgaben Richtwerte vorliegen oder festgelegt werden 

können. 

2.4 Bei der Bemessung der Höhe der Zuwendung ist insbesondere dem Umstand Rechnung zu 

tragen, dass eine Zuwendung nur insoweit bewilligt werden darf, als ein erhebliches Staatsinte-

resse vorliegt, das ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt 

werden kann (vgl. Art. 23 in Verbindung mit Art. 44 Abs. 1 Satz 1). Bei der Bemessung der Höhe 

einer Zuwendung im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel sind deshalb so-

wohl das Eigeninteresse und die Leistungskraft des Zuwendungsempfängers (angemessener 

Eigenanteil, siehe Nr. 2.4.1) als auch die Finanzierungsbeteiligungen Dritter angemessen zu 

berücksichtigen (siehe Nr. 2.4.2); bei Zuwendungen zur Projektförderung ist auch zu prüfen, ob 

der Zuwendungsempfänger steuerrechtliche Vergünstigungen (z.B. Investitionszulagen) erhält. 

2.4.1 Eigenanteil ist der nach Abzug von Zuwendungen und Finanzierungsbeteiligungen Dritter ver-

bleibende Anteil an den zuwendungsfähigen Ausgaben. Er ist grundsätzlich in Form barer Mittel 

zu erbringen (Eigenmittel). Er kann teilweise durch ehrenamtliche Arbeiten oder Sachleistungen 

(Eigenleistungen) erbracht werden1; auch in diesen Fällen muss der Zuwendungsempfänger 

aber in angemessenem Umfang Eigenmittel beisteuern. Institutionelle Zuwendungsempfänger 

haben alle eigenen Mittel in die Finanzierung der Ausgaben einzubeziehen. 

2.4.2 Liegt der zu fördernde Zweck auch im Interesse von Dritten, sollen diese sich angemessen an 

den zuwendungsfähigen Ausgaben beteiligen. Dabei sind aus den zuwendungsfähigen Ausga-

ben solche Ausgaben auszuklammern, die von Gesetzes wegen ein Dritter zu tragen hat. 

2.4.3 Beträgt bei einer Projektförderung die Höhe der staatlichen Zuwendung weniger als ein Drittel 

der zuwendungsfähigen Ausgaben, kann von der Erbringung eines Eigenanteils durch den Zu-

wendungsempfänger abgesehen werden, sofern im konkreten Fall Vorgaben anderer Geldge-

ber (insbesondere der EU oder des Bundes) dem nicht entgegenstehen. 

2.4.4 Das zuständige Staatsministerium kann bei Projektförderungen im Wege der Anteil- oder Fest-
betragsfinanzierung zulassen, dass zweckgebundene Geldspenden Dritter als Eigenmittel ein-

————————— 
1   Siehe auch Nrn. 4.6.7 und 4.6.8 der Anlage 1 (Fördergrundsätze) der Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregierung über die Organisati-

onsrichtlinien (OR) vom 6. November 2001 (AllMBl. S. 634, StAnz. Nr. 50) in der jeweils geltenden Fassung. Arbeitsleistungen können in Höhe 
der bekanntgemachten zuschussfähigen Höchstsätze in der Ländlichen Entwicklung (ZHLE) angesetzt werden. Sachspenden können nur bis 
zu 80 % des angemessenen Unternehmerpreises angesetzt werden. 
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gesetzt werden dürfen; das gilt nicht, wenn der Dritte sich aus eigenem Interesse an der Finan-
zierung beteiligt (siehe Nr. 2.4.2 Satz 1) oder von Gesetzes wegen zur Leistung verpflichtet ist 
(siehe Nr. 2.4.2 Satz 2). 

2.5 Personalausgaben sind zuwendungsfähig bis zur Höhe der einem vergleichbaren Beschäftigten 

im öffentlichen Dienst gewährten Leistungen (Kappung). Diese ergeben sich aus den einschlä-

gigen tariflichen und rechtlichen Bestimmungen, insbesondere dem Tarifvertrag für den öffent-

lichen Dienst der Länder (TV-L) oder dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst des Bundes 

und der Kommunen (TVöD). Anstelle einer Spitzbetrachtung können die vom für Finanzen zu-

ständigen Staatsministerium ermittelten Personalausgabenhöchstsätze in ihrer jeweils gelten-

den Fassung für die Durchführung der Kappung herangezogen werden. 

2.6 Soweit die Umsatzsteuer nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes als Vorsteuer abziehbar ist, 

gehört sie nicht zu den zuwendungsfähigen Ausgaben (vgl. dazu auch Nr. 3.3.3). 

3. Antragsverfahren 

3.1 Für die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es grundsätzlich eines schriftlichen oder elektroni-

schen Antrags. Die Bewilligungsbehörde hat nach Maßgabe der Förderrichtlinien, sonstiger für 

die Bewilligung geltender Verwaltungsanweisungen und nach den Verhältnissen im Einzelfall 

den Nachweis der im Antrag enthaltenen Angaben durch geeignete Unterlagen zu verlangen. 

3.2 Dem Antrag sind insbesondere beizufügen 

3.2.1 bei Projektförderung (Nr. 2.1 zu Art. 23) eine genaue Projektbeschreibung, ein Finanzierungs-

plan (aufgegliederte Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Aus-

gaben mit einer Übersicht über die beabsichtigte Finanzierung) und eine Erklärung, dass mit 

der Maßnahme noch nicht begonnen worden ist, 

3.2.2 bei institutioneller Förderung (Nr. 2.2 zu Art. 23) ein Haushalts- oder Wirtschaftsplan und gege-

benenfalls eine Überleitungsrechnung (Nr. 3.4.2 zu Art. 23), bei erstmaliger Antragstellung eine 

genaue Unternehmensbeschreibung, bei Folgeanträgen ggf. eine Beschreibung zwischenzeit-

licher Änderungen, 

3.2.3 eine Erklärung darüber, ob der Zuwendungsempfänger allgemein oder für das betreffende Vor-

haben zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG berechtigt ist.2 In diesem Fall hat er im Finanzie-

rungsplan oder Haushalts- oder Wirtschaftsplan die sich ergebenden Vorteile auszuweisen und 

bei der Ermittlung der zuwendungsfähigen Ausgaben abzusetzen. 

3.3 Das Ergebnis der Antragsprüfung ist zu vermerken. Dabei kann auf andere Unterlagen (Antrag, 

Zuwendungsbescheid) verwiesen werden. Sofern die Angaben nicht bereits auf Grund ergän-

zender Verwaltungsvorschriften ersichtlich sind, soll in dem Vermerk insbesondere eingegan-

gen werden auf 

3.3.1 Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung – außer bei Regelförderungen –, 

3.3.2 die Beteiligung anderer Dienststellen (auch in fachtechnischer Hinsicht), 

3.3.3 den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben (auch unter Berücksichtigung der Nr. 2.6), 

3.3.4 die Wahl der Finanzierungsart, 

3.3.5 die Sicherung der Gesamtfinanzierung, 

3.3.6 die finanziellen Folgen, die dem Staat aus der Förderung in künftigen Haushaltsjahren voraus-

sichtlich entstehen, 

3.3.7 das erzielte Einvernehmen bei Zuwendungen von mehreren Stellen des Staates oder sowohl 

vom Staat als auch von anderen juristischen Personen des öffentlichen Rechts (vgl. Nr. 1.4), 

————————— 
2 Gegebenenfalls ist diese Frage vorweg mit dem zuständigen Finanzamt zu klären (wegen der Unternehmereigenschaft und den Vorsteuerab-

zug bei Vereinen, Forschungsbetrieben und ähnlichen Einrichtungen vgl. Abschnitt 2.10 Umsatzsteuer-Anwendungserlass des BMF – siehe 
www.bundesfinanzministerium.de unter Themen→Steuern→Steuerarten→Umsatzsteuer→Umsatzsteuer-Anwendungserlass. 
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3.3.8 die Förderunschädlichkeit eines Vorhabenbeginns vor Bewilligung der Zuwendung (sofern ein 

solcher erfolgt ist) aufgrund des Vorliegens der Voraussetzungen nach Nr. 1.3 Satz 2 (An-

schlussbewilligung) oder der Erteilung einer Zustimmung nach Nr. 1.3.3. 

3.4 Bei einer Zuwendung nach Bundes- oder Landesrecht an Betriebe oder Unternehmen sowie an 

Kommunen (wenn hier ausnahmsweise nach Art. 1 des Bayerischen Strafrechtsausführungs-

gesetzes das Subventionsstrafrecht zu beachten ist), die wenigstens zum Teil ohne marktmä-

ßige Gegenleistung gewährt wird und der Förderung der Wirtschaft dienen soll, sowie bei einer 

Zuwendung nach EU-Recht, die wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegenleistung ge-

währt wird, ist Folgendes zu beachten: 

3.4.1 Es bedarf stets eines schriftlichen oder elektronischen Antrags. 

3.4.2 Dem Antragsteller sind im Antragsvordruck oder in anderer Weise im Zusammenhang mit dem 

Antrag die Tatsachen als subventionserheblich im Sinne des § 264 StGB zu bezeichnen (Art. 1 

des Bayerischen Strafrechtsausführungsgesetzes – BayStrAG – in Verbindung mit § 2 Abs. 1 

Subventionsgesetz – SubvG –), die nach 

3.4.2.1 dem Zuwendungszweck, 

3.4.2.2 Rechtsvorschriften, 

3.4.2.3 diesen Verwaltungsvorschriften und den Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 

(Nr. 5), 

3.4.2.4 besonderen Verwaltungsvorschriften, Richtlinien oder sonstigen Zuwendungsvoraussetzungen 

für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen der Zu-

wendung von Bedeutung sind. Der Antragsteller ist auf die Strafbarkeit des Subventionsbetrugs 

nach § 264 StGB hinzuweisen. 

3.4.3 Zu den Tatsachen nach Nr. 3.4.2 gehören insbesondere solche, 

3.4.3.1 die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung von Bedeutung 

sind, 

3.4.3.2 die Gegenstand der Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, Vermögensübersichten oder 

Gutachten, des Finanzierungsplans, des Haushalts- oder Wirtschaftsplans, etwaiger Übersich-

ten und Überleitungsrechnungen  oder sonstiger nach Nrn. 3.1 und 3.2 dem Antrag beizufügen-

der Unterlagen sind, 

3.4.3.3 von denen nach Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere Art. 48, 49 BayVwVfG) oder ande-

ren Rechtsvorschriften die Erstattung der Zuwendung abhängig ist, 

3.4.3.4 die sich auf die Art und Weise der Verwendung eines aus der Zuwendung beschafften Gegen-

standes beziehen (Art. 1 BayStrAG in Verbindung mit § 3 Abs. 2 SubvG). 

3.4.4 Subventionserhebliche Tatsachen sind ferner solche, die durch Scheingeschäfte oder Schein-

handlungen verdeckt werden, sowie Rechtsgeschäfte oder Handlungen unter Missbrauch von 

Gestaltungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit einer beantragten Zuwendung (Art. 1 Bay-

StrAG in Verbindung mit § 4 SubvG). 

3.4.5 Der Antragsteller hat in dem Antrag oder in anderer Weise vor der Bewilligung zu versichern, 

dass ihm die Tatsachen nach den Nrn. 3.4.2 bis 3.4.4 als subventionserheblich und die Straf-

barkeit eines Subventionsbetruges nach § 264 StGB bekannt sind. 

3.4.6 Ergeben sich aus den Angaben des Antragstellers, den eingereichten Unterlagen oder sonsti-

gen Umständen Zweifel, ob die beantragte oder in Anspruch genommene Zuwendung mit dem 

Zuwendungszweck oder den Zuwendungsvoraussetzungen im Einklang steht, so hat die Bewil-

ligungsbehörde dem Zuwendungsempfänger die Tatsachen, deren Aufklärung zur Beseitigung 

der Zweifel notwendig erscheint, nachträglich als subventionserheblich im Sinne des § 264 

StGB zu bezeichnen (Art. 1 BayStrAG in Verbindung mit § 2 Abs. 2 SubvG). 

3.4.7 Die Bewilligungsbehörde hat die in den Nrn. 3.4.2 bis 3.4.4 genannten subventionserheblichen 

Tatsachen dem Zuwendungsempfänger vor Bewilligung der Zuwendung konkret und auf das 
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jeweilige Förderprogramm und den jeweiligen Zuwendungsempfänger bezogen zu bezeichnen. 

Dabei müssen die auf den konkreten Förderfall bezogenen Tatsachen vollständig und abschlie-

ßend aufgeführt werden, die für die Erteilung der Förderbewilligung und die Belassung der För-

dermittel nach Verwendungsnachweisprüfung zur Verwirklichung des Förderzweckes (Landes-

interesses) maßgeblich sind. Verweise auf konkret bezeichnete Felder in Antragsformularen 

sind dann ausreichend, wenn dort die subventionserheblichen Tatsachen in der vorgenannten 

Weise bezeichnet sind. Abstrakte Beschreibungen in Förderricht-linien, pauschale Verweise 

und nicht abschließende Aufzählungen genügen nicht. 

4. Bewilligung 

4.1 Zuwendungen werden durch schriftlichen oder elektronischen Zuwendungsbescheid bewilligt. 

Soweit dem Antrag des Zuwendungsempfängers nicht entsprochen wird, ist dies erforderlichen-

falls zu begründen (Art. 39 BayVwVfG). 

4.2 Der Zuwendungsbescheid muss insbesondere enthalten: 

4.2.1 die genaue Bezeichnung des Zuwendungsempfängers, 

4.2.2 Art (Nr. 2 zu Art. 23) und Höhe der Zuwendung, 

4.2.3 eine hinreichend genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks und – wenn mithilfe der Zuwen-

dung Gegenstände erworben oder hergestellt werden – regelmäßig die Angabe, wie lange diese 

für den Zuwendungszweck gebunden sind sowie ggf. wie nach Ablauf dieses Zeitraums mit den 

Gegenständen zu verfahren ist; Antrag und Projektbeschreibung in der der Bewilligung zu-

grunde liegenden Fassung sind regelmäßig explizit als Grundlage und Bestandteil des Zuwen-

dungsbescheids aufzunehmen, 

4.2.4 die Finanzierungsart (Nr. 2) und den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben; werden bei 

Projektförderung der Bemessung der Zuwendung nicht die gesamten Ausgaben zugrunde ge-

legt, so muss, soweit erforderlich, aus dem Zuwendungsbescheid oder den Anlagen dazu die 

Abgrenzung der zuwendungsfähigen Ausgaben hervorgehen, 

4.2.5 den Bewilligungszeitraum; das ist der Zeitraum, innerhalb dessen der Zuwendungsempfänger 

Rechtsgründe für die Leistung von zuwendungsfähigen Ausgaben schaffen darf; er kann insbe-

sondere bei Zuwendungen zur Projektförderung über das laufende Haushaltsjahr hinausgehen, 

soweit hierfür eine haushaltsrechtliche Ermächtigung vorhanden ist, 

4.2.6 bei Förderung desselben Zwecks durch mehrere Stellen (Nr. 1.4) die ausdrückliche Benennung 

der Stelle, gegenüber der der Verwendungsnachweis zu erbringen ist, 

4.2.7 soweit zutreffend und erforderlich, den Hinweis auf die in Nrn. 3.4.2 bis 3.4.4 bezeichneten 

subventionserheblichen Tatsachen sowie auf die Offenbarungspflicht nach Art. 1 BayStrAG in 

Verbindung mit § 3 SubvG, 

4.2.8 die anzuwendenden Nebenbestimmungen und etwaigen Abweichungen (Nrn. 5 und 6.2), 

4.2.9 soweit der Zuwendungsempfänger eine geförderte Maßnahme nicht selbst ausführt, sondern 

die Zuwendung an einen Dritten weiterleiten möchte, eine Weiterleitungsgenehmigung nach Nr. 

13. 

4.3 Die Höhe der Zuwendung soll regelmäßig nur vorläufig unter Korrekturvorbehalt festgesetzt 

werden, sofern darüber zum Zeitpunkt der Bewilligung eine Ungewissheit besteht; die endgül-

tige Höhe wird in einem Schlussbescheid nach Abschluss der Verwendungsnachweisprüfung 

(Nr. 11) festgesetzt. Der Zuwendungsbescheid muss eine Begründung enthalten, weshalb die 

Höhe der Zuwendung im vorliegenden Fall erst nach Umsetzung der Maßnahme endgültig fest-

gesetzt werden kann. Der ursprüngliche Zuwendungsbescheid wird hinsichtlich der vorläufig 

getroffenen Regelungen durch den Schlussbescheid ersetzt und stellt nicht länger einen Grund 

für das Behaltendürfen der Zuwendung dar. Eine vorbehaltlose Festlegung im Zuwendungsbe-

scheid soll nur erfolgen, wenn die Zuwendungshöhe bereits verbindlich festgestellt werden 

kann, etwa bei Festbetragsfinanzierungen (Nr. 2.2.1) oder Förderungen mit Kostenpauschalen 

(Nr. 2.3). 
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4.4 Die Bewilligungsbehörde kann, anstatt einen Zuwendungsbescheid zu erlassen, ausnahms-

weise einen Zuwendungsvertrag mit dem Zuwendungsempfänger schließen (Art. 54 

BayVwVfG). Hierbei gelten die Vorschriften für Zuwendungen durch Bescheid sinngemäß. 

4.5 Zuwendungsbescheide und Zuwendungsverträge mit einem Zuwendungsbetrag ab 50 000 € 

sind dem Obersten Rechnungshof in elektronischer Form (https://formularserver.bayern.de/zu-

leitungen) zu übermitteln (vgl. auch die jeweils geltenden Haushaltsvollzugsrichtlinien des Frei-

staates Bayern), soweit er nicht allgemein für bestimmte Bereiche oder für bestimmte Einzelfälle 

darauf verzichtet. In Fällen einer Vorbehaltsfestsetzung (Nr. 4.3) mit einem Zuwendungsbetrag 

ab 50 000 € ist sowohl der Zuwendungsbescheid als auch der Schlussbescheid zu übermitteln; 

dies gilt auch dann, wenn die endgültig festgesetzte Höhe der Zuwendung unter 50 000 € liegt. 

In Fällen einer Teilbewilligung an Gebietskörperschaften (Nr. 14.3) sind ab einem (voraussicht-

lichen) Gesamtzuwendungsbetrag (siehe Nr. 14.3 Satz 2 oder 3) von 50 000 € alle in diesem 

Rahmen gewährten Teilbewilligungen zu übermitteln. 

5. Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 

5.1 Allgemeine Nebenbestimmungen im Sinne des Art. 36 BayVwVfG für Zuwendungen zur institu-

tionellen Förderung (ANBest-I) und zur Projektförderung (ANBest-P) sowie zur Projektförderung 

bei kommunalen Körperschaften (ANBest-K) ergeben sich aus den Anlagen 1, 2 und 3 zu den 

VV zu Art. 44 BayHO. Sie sind unverändert zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides zu 

machen. Die Bewilligungsbehörde darf – mit Ausnahme der Nrn. 5.1.4 und 5.1.5 auch nach 

Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides – 

5.1.1 bei institutioneller Förderung die Verwendung von Mitteln eines Ansatzes des Haushalts- oder 

Wirtschaftsplans für Zwecke eines anderen Ansatzes zulassen, 

5.1.2 bei Projektförderung im Einzelfall eine Überschreitung der Einzelansätze des Finanzierungs-

plans (vgl. Nr. 3.2.1) um mehr als 20 v.H. zulassen, soweit die Überschreitung durch entspre-

chende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen ausgeglichen werden kann, 

5.1.3 nach Nr. 1.4 ANBest-I Versicherungen als zuwendungsfähig anerkennen, soweit der Zuwen-

dungsempfänger seine Beschäftigten durch die Versicherung nicht besser stellt als vergleich-

bare Staatsbedienstete. Bei institutionellen Zuwendungsempfängern, deren Gesamtausgaben 

(ohne Ausgaben für Aufträge und Projektförderungen durch Dritte) regelmäßig zu 50 % und 

mehr aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, können Versicherungen dabei bis zu einem 

Anteil von 3 % der Gesamtsumme des Haushalts- oder Wirtschaftsplans, höchstens aber bis 

zu einem Gesamtbetrag von 10 000 €, als zuwendungsfähig anerkannt werden, 

5.1.4 in Einzelfällen abweichend von Nr. 1.2 Satz 1 und Nr. 1.8 ANBest-I die Bildung auch von nicht 

gesetzlich vorgeschriebenen Rücklagen bis zur Höhe der durchschnittlichen zahlungswirksa-

men Fixkosten für höchstens drei Monate zulassen. Die zulässigen Höchstbeträge für die Rück-

lagenzuführung sowie den Bestand zum Ende des Bewilligungszeitraums sind im Bescheid fest-

zulegen und im Prüfvermerk (Nr. 3.3) zu begründen, 

5.1.5 in Einzelfällen anstelle des einfachen Verwendungsnachweises oder der Verwendungsbestäti-

gung einen vollen Verwendungsnachweis (mit der Vorlage von Belegen) verlangen, 

5.1.6 bei Vorliegen besonderer Umstände Fristen für die Vorlage der Verwendungsnachweise bzw. 

Verwendungsbestätigungen abweichend von den Allgemeinen Nebenbestimmungen festlegen 

und auf die Vorlage von Belegen verzichten, 

5.1.7 in Einzelfällen Ausnahmen von den Nrn. 3 bis 6 ANBest-I, Nrn. 3 bis 5 ANBest-P, Nrn. 3 bis 5 

ANBest-K sowie Nrn. 1 und 2 NBestBau zulassen. 

https://formularserver.bayern.de/zuleitungen
https://formularserver.bayern.de/zuleitungen
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5.2 Über die Allgemeinen Nebenbestimmungen (Nr. 5.1) hinaus sind je nach Art, Zweck und Höhe 

der Zuwendung sowie nach Lage des einzelnen Falles im Zuwendungsbescheid insbesondere 

zu regeln: 

5.2.1 bei nicht rückzahlbaren Zuwendungen der Vorbehalt dinglicher Rechte an Gegenständen zur 

Sicherung eines etwaigen Erstattungsanspruchs. Eine dingliche Sicherung eines etwaigen Er-

stattungsanspruchs ist regelmäßig vorzusehen, wenn aus nicht rückzahlbaren Zuwendungen 

Grundstücke (einschließlich Gebäude) oder Rechte erworben werden. Bei Gebietskörperschaf-

ten kommt regelmäßig keine dingliche Sicherung in Betracht; 

5.2.2 bei bedingt oder unbedingt rückzahlbaren Zuwendungen die Rückzahlung und Verzinsung so-

wie die Sicherung des Erstattungsanspruchs; wegen der in Betracht kommenden Sicherheits-

leistungen gelten die Nrn. 1.5.1 und 1.5.2 zu Art. 59 sinngemäß; 

5.2.3 die Einräumung von Benutzungsrechten an Schutzrechten, die Übertragung von Schutzrechten 

auf den Staat oder seine angemessene Beteiligung an den Erträgen aus diesen Rechten, 

5.2.4 bei Zuwendungen für Forschungs- und sonstige wissenschaftliche Arbeiten die Nutzbarma-

chung der Ergebnisse für die Allgemeinheit, z.B. durch Veröffentlichung, 

5.2.5 die Beteiligung fachtechnischer Dienststellen, 

5.2.6 Besonderheiten hinsichtlich des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung. 

Dabei kann die Bewilligungsbehörde die Auszahlung eines Restbetrags der Zuwendung (Ein-

behalt) von der Vorlage des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung ab-

hängig machen. Voraussetzung für den Einbehalt der Schlussrate ist die Aufnahme eines ent-

sprechenden Vorbehalts in den Zuwendungsbescheid. Nr. 7.4 soll bei Zuwendungen von nicht 

mehr als 100 000 € vorrangig angewandt werden, 

5.2.7 bei institutioneller Förderung die entsprechende Anwendung haushaltsrechtlicher Vorschriften 

des Staates, 

5.2.8 bei Bewilligung von entsprechenden Mitteln die Anwendung der einschlägigen Vorschriften des 

Bundes oder der EU, 

5.2.9 die Verpflichtung des Zuwendungsempfängers zur Mitwirkung an einer begleitenden und ab-

schließenden Erfolgskontrolle. 

5.3 Das für Finanzen zuständige Staatsministerium kann aus zwingenden haushaltswirtschaftlichen 

Gründen, besonders bei längerfristigen Projekten und bei Einrichtungen, die überwiegend aus 

öffentlichen Mitteln institutionell gefördert werden, verlangen, dass die Förderung unter Wider-

rufsvorbehalt bewilligt wird. 

6. Zuwendungen für Baumaßnahmen 

6.1 Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen soll die fachlich zuständige technische staatliche 

Verwaltung gutachtlich beteiligt werden. Von einer Beteiligung soll abgesehen werden, wenn 

die für eine Baumaßnahme vorgesehenen Zuwendungen des Staates und des Bundes zusam-

men 1 000 000 € nicht übersteigen und keine besonderen Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 

die Baumaßnahme unwirtschaftlich ist. Wird die Zuwendung als zweckgebundenes (zinsverbil-

ligtes) Darlehen gewährt, kann dabei vom umgerechneten Zuschusswert ausgegangen werden. 

Bei einer Förderung nach Kostenpauschalen findet eine eingeschränkte baufachliche Prüfung 

nach Maßgabe der einschlägigen Zuwendungsrichtlinien statt. Ist die fachlich zuständige tech-

nische Bauverwaltung selbst Bewilligungsbehörde, so gelten die Sätze 1 bis 4 analog. 

6.2 Das Verfahren für die Beteiligung der Bauverwaltung als fachlich zuständige technische staat-

liche Verwaltung richtet sich nach den als Anlage 4 beigefügten Baufachlichen Ergänzungs-

bestimmungen zu den VV zu Art. 44 Abs. 1 BayHO (BayZBau). Wenn nach der BayZBau zu 

verfahren ist, sind die Baufachlichen Nebenbestimmungen (NBest-Bau) zu den VV zu 

Art. 44 Abs. 1 BayHO – Anlage 4b – zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides zu machen.
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6.3 Wird gemäß Nr. 6.1 Satz 2 von der gutachtlichen Beteiligung der fachlich zuständigen techni-

schen staatlichen Verwaltung abgesehen, 

 sind vom Antragsteller im Allgemeinen die in Anlage 4a aufgeführten Unterlagen für Bau-

maßnahmen zu fordern, 

 ist im Zuwendungsbescheid als besondere Nebenbestimmung die Beachtung der Nrn. 1.2 

und 1.3 NBest-Bau zur Auflage zu machen, 

 kann, soweit zweckmäßig, bestimmt werden, dass der Verwendungsnachweis nach Anlage 

4b zu führen ist. 

6.4 Bei einer fachlichen Beteiligung einer anderen technischen Verwaltung können die BayZBau 

(Anlage 4) sinngemäß angewendet werden. 

7. Auszahlung der Zuwendungen 

7.1 Die Bewilligungsbehörde kann in Zweifelsfällen die Auszahlung der Zuwendung von der Be-

standskraft des Zuwendungsbescheides abhängig machen. Dabei kann der Zuwendungsemp-

fänger die Bestandskraft des Zuwendungsbescheides herbeiführen und damit die Auszahlung 

beschleunigen, wenn er erklärt, dass er auf einen Rechtsbehelf verzichtet. 

7.2 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt auf Antrag des Zuwendungsempfängers (Anforderungs-

verfahren, Nr. 7.2.1), sofern keine festen Auszahlungstermine festgelegt sind (Nr. 7.2.2). 

7.2.1 Im Anforderungsverfahren dürfen Zuwendungen nur insoweit ausgezahlt werden, als sie vo-

raussichtlich innerhalb von drei Monaten für fällige Zahlungen benötigt werden; bei Projektför-

derungen soll die Auszahlung in der Regel davon abhängig gemacht werden, dass die Verwen-

dung der bereits ausgezahlten Teilbeträge in summarischer Form nachgewiesen wird. 

7.2.2 In geeigneten Fällen können im Zuwendungsbescheid unter Berücksichtigung des Refinanzie-

rungsbedarfs des Zuwendungsempfängers sowie des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes feste, 

nach dem Kalender bestimmte Auszahlungstermine festgelegt werden. Dabei soll ein angemes-

sener Einbehalt (siehe Nr. 5.2.6) vorgesehen werden. 

7.3 Der nach Nr. 5.2.6 einbehaltene Betrag ist, soweit nicht besondere Hinderungsgründe bestehen 

oder der Zuwendungsfall gemäß Nr. 11.2 vertieft geprüft werden soll, unverzüglich nach der 

kursorischen Prüfung (Nr. 11.1) des Verwendungsnachweises, des vorläufigen Verwendungs-

nachweises oder der Verwendungsbestätigung auszuzahlen. 

7.4 Soweit vertretbar, soll bei Zuwendungen von nicht mehr als 100 000 € die Auszahlung erst nach 

Vorlage des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung erfolgen. Nr. 7.3 gilt 

entsprechend. 

8. Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides, Erstattung der 

Zuwendung und Verzinsung 

8.1 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von Zuwendungsbescheiden sowie die Erstattung 

der Zuwendung und die Verzinsung des Erstattungsanspruchs richten sich nach Verwaltungs-

verfahrensrecht (vgl. insbesondere Art. 43, 48, 49, 49a BayVwVfG, §§ 45, 47, 50 Zehntes Buch 

Sozialgesetzbuch) oder anderen Rechtsvorschriften. Die erforderlichen Verwaltungsakte sind 

im Allgemeinen unter Angabe der Rechtsgrundlage zu begründen (Art. 39 BayVwVfG, 

§ 35 SGB X). 

8.2 Es ist wie folgt zu verfahren: 

8.2.1 Die Bewilligungsbehörde hat die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet worden ist, in-

soweit unverzüglich zurückzufordern, als im Zuwendungsbescheid enthaltene Befristungen 

wirksam geworden oder Bedingungen eingetreten sind (Art. 36 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BayVwVfG) 

oder im Falle einer Vorbehaltsfestsetzung (Nr. 4.3) die endgültige Zuwendungshöhe hinter dem 

bereits ausgezahlten Zuwendungsbetrag zurückbleibt. 
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8.2.2 Die Bewilligungsbehörde hat einen rechtswidrigen Zuwendungsbescheid in der Regel nach 

Art. 48 BayVwVfG mit Wirkung für die Vergangenheit ganz oder teilweise unverzüglich zurück-

zunehmen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet worden ist, zurückzufordern; 

das gilt insbesondere soweit der Zuwendungsempfänger den Zuwendungsbescheid durch An-

gaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren. Dies ist 

anzunehmen, wenn bei richtigen oder vollständigen Angaben der Zuwendungsbescheid nicht 

ergangen oder die Zuwendung in geringerer Höhe bewilligt worden wäre. 

8.2.3 Die Bewilligungsbehörde hat einen Zuwendungsbescheid in der Regel nach Art. 49 Abs. 2a 

BayVwVfG mit Wirkung auch für die Vergangenheit ganz oder teilweise unverzüglich zu wider-

rufen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet worden ist, zurückzufordern, soweit 

sie nicht oder nicht mehr ihrem Zweck entsprechend verwendet wird. 

8.2.4 Ein Fall des Art. 49 Abs. 2a BayVwVfG liegt auch vor, wenn aus der Zuwendung beschaffte 

Gegenstände während der zeitlichen Bindung nicht oder nicht mehr zweckentsprechend ver-

wendet werden. Der Zuwendungsbescheid ist in der Regel entsprechend dem auf die Gegen-

stände entfallenden Zuwendungsbetrag zu widerrufen. Bei der Entscheidung über den Umfang 

des Widerrufs soll die Zeit der zweckentsprechenden Verwendung angemessen berücksichtigt 

werden. Die Bewilligungsbehörde kann von einem Widerruf des Zuwendungsbescheids abse-

hen, wenn 

 der Zuwendungsempfänger nachweist, dass die Gegenstände für den Zuwendungszweck 

nicht mehr geeignet sind und ein vermögenswerter Vorteil nicht mehr gezogen werden 

kann, 

 die Gegenstände mit Einwilligung der Bewilligungsbehörde für andere förderungsfähige 

Zwecke verwendet werden, 

 seit der Anschaffung oder Fertigstellung der Gegenstände bei Grundstücken (einschließlich 

Gebäuden) und grundstücksgleichen Rechten 25 Jahre, im Übrigen zehn Jahre vergangen 

sind, sofern nicht ohnehin bereits vorher die Frist der zeitlichen Bindung abgelaufen ist. 

8.2.5 Eine Zuwendung wird alsbald verwendet (Art. 49 Abs. 2a Nr. 1 und Art. 49a Abs. 4 BayVwVfG), 

wenn sie innerhalb von drei Monaten (vgl. Nr. 7.2.1) für fällige Zahlungen verbraucht wird. So-

weit feste Auszahltermine (Nr. 7.2.2) bestimmt sind, gilt die Zuwendung als alsbald verwendet. 

8.3 In den Fällen der Nrn. 8.2.2 bis 8.2.5 hat die Bewilligungsbehörde bei der Ausübung ihres Er-

messens die Besonderheiten des Einzelfalles, u.a. auch die Zeitdauer der zweckentsprechen-

den Verwendung, sowie die Interessen des Zuwendungsempfängers und die öffentlichen Inte-

ressen gleichermaßen zu berücksichtigen. Auf die Anhörungspflicht nach Art. 28 BayVwVfG 

wird hingewiesen. 

8.4 Es ist stets darauf zu achten, dass die Rücknahme oder der Widerruf des Zuwendungsbeschei-

des innerhalb der Jahresfrist nach Art. 48 Abs. 4, Art. 49 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 2a Satz 2 

BayVwVfG erfolgt. Die Frist beginnt, wenn einem zuständigen Amtswalter der Behörde die Tat-

sachen, die die Rücknahme oder den Widerruf rechtfertigen, vollständig bekannt sind3. 

8.5 Unbeschadet Art. 49a Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG ist der zu erstattende Betrag vom Eintritt der 

Unwirksamkeit des Zuwendungsbescheides an mit drei Prozentpunkten über dem Basiszins-

satz nach § 247 BGB jährlich zu verzinsen. Im Fall der Rücknahme oder des Widerrufs für die 

Vergangenheit tritt die Unwirksamkeit zu dem im Rücknahme- oder Widerrufsbescheid anzuge-

benden Zeitpunkt ein. Das ist regelmäßig der Tag, an dem die zur Rücknahme oder zum Wi-

derruf führenden Umstände eingetreten sind. Bei einer auflösenden Bedingung wird der Zuwen-

dungsbescheid mit deren Eintritt unwirksam. Im Falle der endgültigen Festsetzung einer unter 

Vorbehalt bewilligten Zuwendung beginnt die Verzinsung regelmäßig mit dem Tag, der dem 

Tag der Auszahlung der zu viel gewährten Zuwendung folgt. 

————————— 
3 Vgl. BVerwG, Beschluss vom 19. Dezember 1984 – BVerwGE Band 70 S. 356; DÖV 1985 S. 442; BVerwG, Urteil vom 24. Januar 2001 – 

BVerwGE Band 112 S. 360; NJW 2001 S. 1440. 
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8.6 Wird die Zuwendung nicht alsbald zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet (Nr. 8.2.5) 

und wird der Zuwendungsbescheid nicht widerrufen, sind regelmäßig für die Zeit von der Aus-

zahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe von drei Prozent-

punkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich zu verlangen. Entsprechendes gilt, 

soweit eine Leistung in Anspruch genommen wird, obwohl andere Mittel anteilig oder vorrangig 

einzusetzen sind (Art. 49a Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG). 

8.7 Rücknahme und Widerruf von Zuwendungsbescheiden sollen unterbleiben, wenn dadurch eine 

Pflicht zu Erstattung bereits ausgezahlter Zuwendungen von nicht mehr als 1 000 € eintreten 

würde. Eine Rückforderung gemäß Nr. 8.2.1 soll ebenfalls unterbleiben, wenn der zurückzufor-

dernde Betrag 1 000 € nicht übersteigt. 

8.8 Zinsen sind nur zu erheben, wenn der Gesamtzinsanspruch mehr als 500 € beträgt. 

9. Überwachung der Verwendung 

9.1 Die Verwaltung hat die Verwendung der Zuwendung zu überwachen. 

9.2 Wer Ausgaben für Zuwendungen bewirtschaftet, hat für jedes Haushaltsjahr nach Haushalts-

stellen gegliederte Übersichten zu führen, aus denen Empfänger, Bezeichnung der Maßnahme 

und Höhe der Zuwendung, der vorgeschriebene Zeitpunkt für die Vorlage des Verwendungs-

nachweises, dessen Eingang und der Zeitpunkt der Prüfung durch die Verwaltung ersichtlich 

sind. 

9.3 Dem Obersten Rechnungshof ist auf besondere Anforderung der Inhalt der Übersicht nach 

Nr. 9.2 mitzuteilen. Mit seiner Einwilligung können vereinfachte Übersichten geführt werden. 

10. Nachweis der Verwendung 

10.1 Die Bewilligungsbehörde hat von dem Zuwendungsempfänger den Nachweis der Verwendung 

entsprechend den Nebenbestimmungen zu verlangen. 

10.2 In der Regel genügt ein einfacher Verwendungsnachweis (ohne Vorlage von Belegen). 

10.2.1 Bei Zuwendungen, bei denen die Erfüllung des Zuwendungszwecks in einem sich wiederholen-

den einfachen Ergebnis besteht, kann auf vorherige Sachberichte Bezug genommen werden. 

10.2.2 Bei institutioneller Förderung ist der einfache Verwendungsnachweis durch Vorlage einer Jah-

resrechnung oder eines Jahresabschlusses und ggf. des Berichts eines sachverständigen Prü-

fers, z.B. eines Wirtschaftsprüfers, über die zweckentsprechende sowie wirtschaftliche und 

sparsame Verwendung der Zuwendung zu erbringen. Die Jahresrechnung muss alle Einnah-

men und Ausgaben des abgelaufenen Haushalts- oder Wirtschaftsjahres mindestens in sum-

marischer Gliederung entsprechend dem Haushalts- oder Wirtschaftsplan enthalten sowie das 

Vermögen und die Schulden zu Beginn und am Ende des Haushalts- oder Wirtschaftsjahres 

ausweisen. Wird der Jahresabschluss nach den Regeln der kaufmännischen doppelten Buch-

führung erstellt, so ist die Gewinn- und Verlustrechnung durch eine Überleitungsrechnung auf 

Einnahmen und Ausgaben zu ergänzen (Nr. 3.2.2), soweit dies für den Nachweis der Verwen-

dung erforderlich ist. 

10.2.3 Im Verwendungsnachweis ist vom Zuwendungsempfänger eine Erklärung folgenden Inhalts zu 

verlangen: 

In Kenntnis der strafrechtlichen Bedeutung unvollständiger oder falscher Angaben wird versi-

chert, dass 

 die Einnahmen und Ausgaben nach den Rechnungsunterlagen im Zusammenhang mit dem 

geförderten Vorhaben angefallen sind (bei Förderung von Baumaßnahmen: und mit der 

Baurechnung übereinstimmen), 

 die nicht zuwendungsfähigen Beträge, Rückforderungen und Rückzahlungen abgesetzt 

wurden, 

 die Zuwendung ausschließlich zur Erfüllung des im Bewilligungsbescheid näher bezeichne-

ten Zuwendungszwecks verwendet wurde, 
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 die im Zuwendungsbescheid einschließlich der dort enthaltenen Nebenbestimmungen ge-

nannten Bedingungen und Auflagen eingehalten wurden. 

Dem Unterzeichner ist bekannt, dass die Zuwendung im Fall ihrer zweckwidrigen Verwendung 

der Rückforderung und Verzinsung unterliegt. 

10.3 Bei Festbetragsfinanzierungen (Nr. 2.2.1) und bei Förderungen mit Kostenpauschalen, die je-

weils ausschließlich aus Landesmitteln erfolgen, genügt eine Verwendungsbestätigung ohne 

Vorlage von Belegen. Gegenüber dem Zuwendungsempfänger ist dies im Zuwendungsbe-

scheid festzulegen. 

10.4 Der Nachweis bzw. die Bestätigung der Verwendung kann auch auf elektronischem Wege er-

folgen, wenn die in den allgemeinen Nebenbestimmungen geforderten Angaben enthalten sind 

und die Prüfung (Nr. 11) ohne Mehraufwand gewährleistet ist. 

11. Prüfung des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung 

11.1 Die Bewilligungsbehörde, die nach Nr. 1.4 zuständige oder sonst beauftragte Stelle hat inner-

halb von drei Monaten nach Eingang des Zwischen- oder Verwendungsnachweises oder der 

Verwendungsbestätigung die vorgelegten Unterlagen auf Vollständigkeit und die darin enthal-

tenen Angaben auf Plausibilität sowie Anhaltspunkte für die Geltendmachung eines Erstat-

tungsanspruchs und ggf. Hindernisse gegen die Auszahlung der Schlussrate (Nrn. 5.2.6 und 

7.3) zu prüfen (kursorische Prüfung). 

11.2 In einem zweiten Schritt sind die Verwendungsnachweise, Zwischennachweise oder Verwen-

dungsbestätigungen vertieft zu prüfen.  

11.2.1 Die vertiefte Prüfung soll bei Projektförderungen auf eine stichprobenweise Auswahl von zu 

prüfenden Zuwendungsfällen begrenzt werden. Dabei soll ein Anteil von 10 % aller Zuwen-

dungsfälle des Förderprogramms nicht unterschritten werden. Die Auswahl der Stichproben er-

folgt nach Risikokriterien, beispielsweise: 

 angemessener Mindestanteil an Förderfällen und am Fördervolumen, 

 besondere Berücksichtigung von Erstbewilligungen an einen Zuwendungsempfänger, 

 Mindestprüfungsturnus bei Folgebewilligungen, 

 Berücksichtigung von Erkenntnissen aus vorangegangenen Prüfungen, 

 prüfungswürdige Tatbestände (z.B. ausgewählte Kostengruppen, Auftragsvergaben, hohe 

Ausgaben). 

11.2.2 Im Rahmen der vertieften Prüfung ist zu prüfen, ob 

 der Verwendungsnachweis, der Zwischennachweis oder die Verwendungsbestätigung den 

im Zuwendungsbescheid (einschließlich der Nebenbestimmungen) festgelegten Anforde-

rungen entspricht, 

 die Zuwendung zweckentsprechend verwendet worden ist, 

 der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht worden ist. 

Ferner sind zu den ausgewählten Zuwendungsfällen auch stichprobenweise Belege anzufor-

dern. Die Bewilligungsbehörde kann den Zuwendungsfall voll prüfen oder sich auf Stichproben 

beschränken. Sie kann Ergänzungen oder Erläuterungen verlangen und örtliche Erhebungen 

durchführen. Sofern ausnahmsweise Originalbelege angefordert wurden, sind diese nach Ab-

schluss der Prüfung an den Zuwendungsempfänger zurückzugeben. 

11.3 Der Umfang und das Ergebnis der Prüfung sind in einem Vermerk (Prüfungsvermerk) nieder-

zulegen; Feststellungen von nicht wesentlicher Bedeutung sind nicht in den Vermerk aufzuneh-

men. Dabei ist auch festzuhalten, welche Unterlagen bei der Bewilligungsbehörde eingegangen 

sind (einschließlich Eingangsdatum). Die vertiefte Prüfung soll innerhalb von längstens einem 

Jahr nach vollständiger Vorlage des Verwendungsnachweises oder der Verwendungsbestäti-

gung abgeschlossen werden. 
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11.4 Die prüfende Stelle übersendet den nach Nr. 1.4 beteiligten Stellen eine Ausfertigung des Ver-

wendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung und des Prüfungsvermerks. 

11.5 Eine Ausfertigung des Prüfungsvermerks ist mit einer Ausfertigung des Verwendungsnachwei-

ses bzw. der Verwendungsbestätigung zu den Bewilligungsakten zu nehmen. 

12. Erfolgskontrolle 

Auf die sich aus Art. 7 BayHO und die VV Nr. 7 hierzu ergebende Pflicht zur Durchführung einer 

Erfolgskontrolle von Förderprogrammen (Zielerreichungs-, Wirkungs- und Wirtschaftlichkeits-

kontrolle) seitens der zuständigen obersten Staatsbehörde oder der von ihr bestimmten Stellen 

wird ausdrücklich hingewiesen. 

13. Weiterleitung von Zuwendungen durch Zuwendungsempfänger 

13.1 Die Bewilligungsbehörde kann im Zuwendungsbescheid vorsehen, dass der Zuwendungsemp-

fänger als Erstempfänger die Zuwendung ganz oder teilweise weiterleiten kann.4 Durch die 

zweckbestimmte Weitergabe erfüllt der Erstempfänger den Zuwendungszweck. 

13.2 Die Mittel können vom Erstempfänger in öffentlich-rechtlicher oder in privatrechtlicher Form wei-

tergegeben werden. Die Weitergabe in öffentlich-rechtlicher Form durch juristische Personen 

des privaten Rechts oder durch natürliche Personen setzt eine Beleihung voraus. Die Weiter-

gabe in privatrechtlicher Form kommt regelmäßig nur für juristische Personen des privaten 

Rechts oder natürliche Personen in Betracht, die nicht beliehene Unternehmer sind. 

13.3 Der Erstempfänger darf die Mittel nur zur Projektförderung weitergeben. 

13.4 Bei der Bewilligung von Mitteln zur Weitergabe in öffentlich-rechtlicher Form durch den Er-

stempfänger sind für die Weitergabe – ggf. durch Bezugnahme auf bestehende Förderrichtli-

nien – insbesondere zu regeln: 

13.4.1 die Anwendung der einschlägigen Vorschriften des öffentlichen Rechts, soweit sich aus dem 

Folgenden nichts Abweichendes ergibt, 

13.4.2 die Weitergabe in Form eines Zuwendungsbescheids, 

13.4.3 der Zuwendungszweck und die Maßnahmen, die im Einzelnen gefördert werden sollen, sowie 

die Dauer der Zweckbindung von aus der Zuwendung beschafften Gegenständen, 

13.4.4 der als Letztempfänger in Betracht kommende Personenkreis, 

13.4.5 die Voraussetzungen, die beim Letztempfänger erfüllt sein müssen, um die Zuwendung an ihn 

weiterleiten zu können, 

13.4.6 die Zuwendungsart, die Finanzierungsart, die Finanzierungsform, die in Betracht kommenden 

zuwendungsfähigen Ausgaben oder Kosten, der Bewilligungszeitraum sowie gegebenenfalls 

die Modalitäten der vorläufigen Festsetzung der Zuwendungshöhe (siehe Nr. 4.3), 

13.4.7 ggf. Einzelheiten zur Antragstellung durch den Letztempfänger (z.B. Termine, fachliche Beteili-

gung anderer Stellen, Antragsunterlagen), 

13.4.8 die bei der Weitergabe ergänzend zu den Allgemeinen Nebenbestimmungen vorzusehenden 

Nebenbestimmungen; in allen Fällen ist dem Erstempfänger aufzuerlegen, gegenüber dem 

Letztempfänger auch ein Prüfungsrecht für die Bewilligungsbehörde (einschließlich einen von 

ihr Beauftragten) sowie für den Obersten Rechnungshof (Art. 91 BayHO) auszubedingen sowie 

der Bewilligungsbehörde auf Verlangen etwaige Erstattungsansprüche gegen den Letztemp-

fänger abzutreten, 

13.4.9 den Umfang der Anwendung von Vorschriften, die Ermessensentscheidungen vorsehen. Soweit 

die Vorschriften Ermessensentscheidungen vorsehen und eine Anwendung der Bestimmungen 

durch den Erstempfänger nicht ausgeschlossen wird, ist ihm vorzugeben, wie er zu verfahren 

hat. 

————————— 
4 Die Vorschrift sagt nichts darüber aus, ob und auf welche Weise eine Weitergabe von Zuwendungen im konkreten Fall rechtlich möglich ist. 
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13.5 Bei der Bewilligung von Mitteln zur Weitergabe in privatrechtlicher Form durch den Erstemp-

fänger sind für die Weitergabe insbesondere zu regeln: 

13.5.1 die Weitergabe in Form eines privatrechtlichen Vertrags, 

13.5.2 die Vorgaben entsprechend den Nrn. 13.4.3 bis 13.4.7, 

13.5.3 der Rücktritt vom Vertrag aus wichtigem Grund mit dem Hinweis, dass ein wichtiger Grund für 

einen Rücktritt vom Vertrag insbesondere gegeben ist, wenn 

 die Voraussetzungen für den Vertragsabschluss nachträglich entfallen sind, 

 der Abschluss des Vertrages durch Angaben des Letztempfängers zustande gekommen ist, 

die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren, 

 der Letztempfänger bestimmten – im Zuwendungsbescheid bzw. -vertrag im Einzelnen zu 

nennenden – Verpflichtungen nicht nachkommt. 

13.6 Dem Erstempfänger ist aufzuerlegen, in dem privatrechtlichen Vertrag (Nr. 13.5.1) insbeson-

dere zu regeln: 

13.6.1 die Art und Höhe der Zuwendung sowie gegebenenfalls die Modalitäten der vorläufigen Fest-

setzung der Zuwendungshöhe (siehe Nr. 4.3), 

13.6.2 den Zuwendungszweck und die Dauer der Zweckbindung von aus der Zuwendung beschafften 

Gegenständen, 

13.6.3 die Finanzierungsart und der Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben, 

13.6.4 den Bewilligungszeitraum, 

13.6.5 die Abwicklung der Maßnahme und die Prüfung der Verwendung der Zuwendung entsprechend 

den Nrn. 1 bis 7 ANBest-P. Die in Betracht kommenden Bestimmungen sind dem Inhalt nach 

unmittelbar in den Vertrag zu übernehmen; das entsprechend Nr. 7.1 ANBest-P für den Erst-

empfänger vorzusehende Prüfungsrecht ist auch für die Bewilligungsbehörde (einschließlich für 

einen von ihr Beauftragten) und den Obersten Rechnungshof (Art. 91 BayHO) auszubedingen, 

13.6.6 die Anerkennung der Gründe für einen Rücktritt vom Vertrag, der Rückzahlungsverpflichtungen 

und der sonstigen Rückzahlungsregelungen durch den Letztempfänger, 

13.6.7 die Verzinsung von Rückzahlungsansprüchen. 

13.7 Im Zuge der Weitergabe von Zuwendungen können zwischen dem Erstempfänger und dem 

Letztempfänger weitere Personen eingeschaltet werden. 

14. Zuwendungen an Gebietskörperschaften 

14.1 Für Zuwendungen an Gebietskörperschaften und an öffentlich-rechtliche Zusammenschlüsse 

unter Beteiligung von Gebietskörperschaften, für deren Wirtschaften die Vorschriften über die 

Gemeindewirtschaft, die Landkreiswirtschaft oder die Bezirkswirtschaft im Grundsatz entspre-

chend gelten, gelten die Nrn. 1 bis 13, 15 und 16 mit den Abweichungen nach Nrn. 14.2 bis 

14.6. 

14.2 Zuwendungen werden ausschließlich zur Projektförderung (VV Nr. 2.1 zu Art. 23) und grund-

sätzlich nicht im Wege einer Fehlbedarfsfinanzierung (Nr. 2.2.3) gewährt. 

14.3 Abweichend von Nr. 1.2 können bei Maßnahmen oder selbständig nutzbaren oder verwertbaren 

Teilen, deren Finanzierung sich über mehrere Jahre erstreckt, Teilbewilligungen beantragt und 

gewährt werden. Dabei wird, soweit Verpflichtungsermächtigungen verfügbar sind, bereits im 

ersten Zuwendungsbescheid die Höhe der gesamten Zuwendung festgesetzt. Anderenfalls ist 

grundsätzlich die voraussichtliche Gesamthöhe der Zuwendung anzugeben. 
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14.4 Für Anträge und Nachweise sind die nachfolgenden Muster zu verwenden; im elektronischen 

Verfahren sind die in den Mustern enthaltenen Angaben einzuholen: 

14.4.1 Für Zuwendungsanträge (Nr. 3.1) das Muster 1a zu Art. 44 BayHO; den Anträgen ist eine Über-

sicht über die finanziellen Verhältnisse nach Muster 2a oder 2b zu Art. 44 BayHO beizufügen, 

soweit die Bewilligungsbehörde nichts Anderes vorschreibt. Bei Bedarf können die zuständigen 

obersten Staatsbehörden abweichende Formblätter einführen. Der Rechtsaufsichtsbehörde ist 

gleichzeitig ein Abdruck des Antrags zu übermitteln, soweit diese nicht selbst Bewilligungsbe-

hörde ist. 

14.4.2 Für Anträge auf Bewilligung einer weiteren Rate einer bereits bewilligten oder in Aussicht ge-

stellten Gesamtzuwendung (Nr. 14.3) das Muster 1b zu Art. 44 BayHO, wenn hinsichtlich Kos-

ten und Finanzierung gegenüber dem letzten Antrag keine Änderung eingetreten ist. Nr. 14.4.1 

Satz 2 gilt entsprechend. 

14.4.3 Für Auszahlungsanträge im Anforderungsverfahren (Nr. 7.2.1) das Muster 3 zu Art. 44 BayHO. 

Nr. 14.4.1 Satz 2 gilt entsprechend. 

14.4.4 Für den Verwendungsnachweis (Nr. 10.2) das Muster 4 zu Art. 44 BayHO und für die Verwen-

dungsbestätigung (Nr. 10.3) das Muster 4a zu Art. 44 BayHO. 

14.5 Von einer Rückforderung gemäß Nr. 8.2.1 kann ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn 

sich nach Erlass des Zuwendungsbescheides die finanziellen Verhältnisse des Zuwendungs-

empfängers erheblich verschlechtert oder die Bemessungsgrundsätze erheblich zugunsten der 

Zuwendungsempfänger verbessert haben, sodass eine nachträgliche Erhöhung des Fördersat-

zes geboten erscheint. 

14.6 Die Prüfung des Verwendungsnachweises oder der Verwendungsbetätigung (Nr. 11) kann für 

geeignete Zuwendungsbereiche auf die Rechnungsprüfungsstellen der Landratsämter übertra-

gen werden, sofern der Landkreis nicht selbst Empfänger der Zuwendung ist. 

15. Fälle von geringer finanzieller Bedeutung 

Beträgt die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen (Nr. 1.4) der Gesamtbe-

trag der Zuwendung bei institutioneller Förderung für ein Haushaltsjahr oder bei einer Projekt-

förderung weniger als 100 000 €, kann das zuständige Staatsministerium bei Anwendung der 

Nrn. 1 bis 9 und 13 Erleichterungen zulassen. Beträgt die Zuwendung nach Satz 1 weniger als 

50 000 €, kann die Bewilligungsbehörde im Einzelfall Ausnahmen zulassen. 

16. Besondere Regelungen 

16.1 Das Zuwendungsverfahren soll, soweit das möglich ist, digital abgewickelt werden (Art. 5 

Abs. 1, Art. 19, Art. 20 BayDiG). Die Übermittlung elektronischer Dokumente richtet sich nach 

den gesetzlichen Vorschriften (insbesondere Art. 3a und 37 BayVwVfG sowie Art. 16 und 23 

BayDiG). Die Verwaltungsvorschriften zu Art. 44 BayHO begründen kein Schriftformerfordernis 

im Sinne des Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG.. 

16.2 Soweit das zuständige Staatsministerium oder die Bewilligungsbehörde nicht nach den Nrn. 1 

bis 11 und 13 bis 15 ermächtigt ist, Ausnahmen zuzulassen, sind solche im Einzelfall im Ein-

vernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium möglich. Das gilt z.B. für die 

Gewährung höherer Entgelte als im öffentlichen Dienst (einschließlich der in Nr. 1.3 Satz 3 AN-

Best-I genannten Fälle) und anderer über- und außertariflicher Leistungen sowie für Abweichun-

gen vom Stellenplan für Arbeitnehmer, soweit die Einwilligung des für Finanzen zuständigen 

Staatsministeriums nicht allgemein erteilt ist. 
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16.3 Für einzelne Zuwendungsbereiche kann das zuständige Staatsministerium im Einvernehmen 

mit dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium und nach Anhörung des Obersten Rech-

nungshofes (Art. 103) ergänzende oder abweichende Verwaltungsvorschriften (z.B. Förder-

richtlinien) zu den Nrn. 1 bis 11, 13 und 14 erlassen..5

Ergänzende oder abweichende allgemeine Verwaltungsvorschriften sind nur zuzulassen, so-

weit diese nach der Eigenart des Zuwendungsbereichs erforderlich sind oder der Vereinfachung 

dienen. Die Grundsätze der Funktionalreform sind zu beachten. 

Konkurrenzen zwischen mehreren Zuwendungsprogrammen (Mehrfachförderungen) aus Lan-

desmitteln sind – soweit nicht die veranschlagten Ausgaben als Verstärkungsmittel auf ein an-

deres Ressort übertragen werden können – grundsätzlich wie folgt zu regeln: Die Förderung 

erfolgt nur aus dem Programm, dessen Zweck überwiegend erfüllt wird. Soweit ausnahmsweise 

eine Förderung aus mehreren Programmen zugelassen wird, müssen die ergänzenden oder 

abweichenden Verwaltungsvorschriften für die konkurrierenden Bereiche ein einheitliches För-

derverfahren (ein Antrag, eine Prüfung, ein Bewilligungsbescheid, ein Verwendungsnachweis) 

vorsehen, soweit nicht aus zwingenden Gründen davon abzusehen ist. Die aus einem Pro-

gramm nicht förderfähigen Ausgaben einer Maßnahme dürfen nicht aus einem anderen Pro-

gramm gefördert werden. 

16.4 Grundsätzliche Zweifelsfragen sowie Fragen von erheblicher finanzieller Bedeutung, die sich 

bei der Anwendung der Nrn. 1 bis 15 ergeben, sind im Einvernehmen mit dem für Finanzen 

zuständigen Staatsministerium zu klären. 

16.5 Soweit Regelungen nach den Nrn. 16.2 bis 16.4 den Nachweis der Verwendung (Nrn. 10 und 

14.4.4) betreffen, ist das Einvernehmen mit dem Obersten Rechnungshof herzustellen. Soweit 

der Oberste Rechnungshof es für erforderlich hält, ist zu bestimmen, dass bei Maßnahmen, die 

sich über mehrere Jahre erstrecken, ein Zwischennachweis zu führen ist. 

16.6 Die Nrn. 1 bis 16.5 gelten für den Staat als Zuwendungsgeber auch dann, wenn bei einer kapi-

talmäßigen Beteiligung des Staates an dem Zuwendungsempfänger (VV Nr. 1.2 zu Art. 65) die 

Bewilligungsbehörde in einem Aufsichtsorgan des Zuwendungsempfängers vertreten ist. 

17. Sondervermögen 

Die vorstehenden Verwaltungsvorschriften gelten für Sondervermögen des Staates entspre-

chend. 

————————— 
5 Zu den Verwaltungsvorschriften für einzelne Bereiche gehören auch die auf Grund der Nr. 5.1 erlassenen Allgemeinen Nebenbestimmungen 

sowie etwaige besondere Nebenbestimmungen. 



Anlage 1 zu Art. 44 BayHO (ANBest-I) Stand: 1. Januar 2023

(VV Nr. 5.1 zu Art. 44 BayHO) 

24

Allgemeine Nebenbestimmungen  
für Zuwendungen zur institutionellen Förderung  

(ANBest-I) 

Die ANBest-I enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des Art. 36 des 

Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmun-

gen sind als Bestandteil des Zuwendungsbescheides verbindlich, soweit dort nicht ausdrücklich etwas 

Anderes bestimmt ist. 

I n h a l t s ü b e r s i c h t :  

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderungen der Finanzierung 

3. Vergabe von Aufträgen 

4. Inventarisierungspflicht 

5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

6. Buchführung 

7. Nachweis der Verwendung 

8. Prüfung der Verwendung 

9. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks ver-

wendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

1.2 Alle eigenen Mittel und mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwen-

dungen, Leistungen Dritter) des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle Aus-

gaben einzusetzen. Der Haushalts- oder Wirtschaftsplan einschließlich Organisations- und Stel-

lenplan ist verbindlich. 

1.3 Der Zuwendungsempfänger darf seine Beschäftigten finanziell nicht besserstellen als vergleich-

bare Beschäftigte im öffentlichen Dienst; eine Zuwendung wird grundsätzlich nicht gewährt, 

wenn höhere Entgelte als nach dem TV-L und dem TVöD oder sonstige über- oder außertarifli-

che Leistungen gewährt werden (Besserstellungsverbot). Ist eine Ausnahme von Satz 1 zuge-

lassen, sind Personalausgaben bis zur Höhe der an vergleichbare Beschäftigte im öffentlichen 

Dienst gewährten Leistungen zuwendungsfähig (Kappung). Sind im Wirtschaftsplan Stellen, die 

über die höchste Entgeltgruppe des TV-L und des TVöD hinausgehen, ohne Angabe der Höhe 

des Entgelts ausgebracht, bedarf die Festsetzung des Entgelts in jedem Einzelfall der vorheri-

gen Zustimmung der Bewilligungsbehörde. 

1.4 Versicherungen sind nur zuwendungsfähig, soweit sie im Bescheid zugelassen sind und wenn 

der Zuwendungsempfänger seine Beschäftigten durch die Versicherung nicht besserstellt als 

vergleichbare Bedienstete des Staates. 

1.5 Soweit im Zuwendungsbescheid keine festen Auszahlungstermine festgelegt sind, darf die Zu-

wendung nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von drei Monaten 

nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages 

muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten. Wird ein im Haus-

haltsjahr zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber finanziert, so darf 

die Zuwendung jeweils nur anteilig mit den Zuwendungen der anderen Zuwendungsgeber an-

gefordert werden. 
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1.6 Am Jahresende nicht verbrauchte Kassenmittel werden auf die Auszahlungen zu Beginn des 

Folgejahres angerechnet. 

1.7 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder be-

wirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist. 

1.8 Die Bildung von gesondert ausgewiesenen Rückstellungen und von Rücklagen ist nur zulässig, 

soweit sie gesetzlich (z.B. durch das Handelsgesetzbuch) vorgeschrieben sind. 

2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderungen der Finanzie-

rung 

2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Haushalts- oder Wirtschaftsplan veranschlag-

ten zuwendungsfähigen Ausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue De-

ckungsmittel hinzu, so wird die Zuwendung ermäßigt 

2.1.1 bei Anteilfinanzierung1 anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den 

vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers, 

2.1.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung1 um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe Zu-

wendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund oder einem anderen Land 

gefördert, wird Nr. 2.1.1 sinngemäß angewendet. 

2.2 Die Höhe der Zuwendung wird, sofern sie im Zuwendungsbescheid vorläufig festgesetzt wurde, 

durch den Schlussbescheid im zutreffenden Umfang endgültig festgesetzt, im Übrigen ggf. 

durch Rücknahme oder Widerruf (Art. 48, 49 BayVwVfG) korrigiert. 

3. Vergabe von Aufträgen 

3.1 Vor der Vergabe eines Auftrags sind in der Regel mindestens drei Unternehmen zur Abgabe 

eines Angebots aufzufordern. Unter den eingegangenen Angeboten ist das wirtschaftlichste 

Angebot zu berücksichtigen. Dabei sind zu dokumentieren: 

a) die Leistungsbeschreibung, 

b) die Angebotseinholung, 

c) die eingegangenen Angebote und 

d) die Auswahlentscheidung samt etwaiger Wertungskriterien. 

3.2 Aufträge im Wert von bis zu 5 000 € (ohne Umsatzsteuer) für Liefer- und Dienstleistungen und 

bis zu 10 000 € (ohne Umsatzsteuer) für freiberufliche Leistungen (im Sinne des § 18 Abs. 1 

EStG) sowie für Bauleistungen können unter Berücksichtigung der Haushaltsgrundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit direkt vergeben werden. 

3.3 Aufträge sind an fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichts-

punkten zu vergeben. Das bedeutet 

a) Anbieter, die zur Abgabe eines Angebots aufgefordert werden (Nr. 3.1) oder an die ein 
Auftrag vergeben wird (Nr. 3.2), müssen fachlich und personell in der Lage sein, den zu 
vergebenden Auftrag auszuführen. Die Vergabe an einen Generalübernehmer ist nicht 
zulässig. 

b) Der Zuwendungsempfänger soll zwischen den Anbietern wechseln, die er zur Abgabe 
eines Angebots auffordert (Nr. 3.1) oder an die er einen Auftrag direkt vergibt (Nr. 3.2).  

3.4 Es wird darauf hingewiesen, dass weitergehende Bestimmungen den Zuwendungsempfänger 

zur Anwendung von Vergabevorschriften verpflichten können (z. B. Teil 4 des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen – GWB). 

1 Im Zuwendungsbescheid wird die in Betracht kommende Finanzierungsart bestimmt. 
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4. Inventarisierungspflicht 

Der Zuwendungsempfänger hat Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 

800 € (ohne Umsatzsteuer) übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen der 

Staat Eigentümer ist oder wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kennzeich-

nen. 

5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsbehörde an-

zuzeigen, wenn 

5.1 er nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplans weitere Zuwendungen bei anderen öf-

fentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält, 

5.2 für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen, 

5.3 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von drei Monaten nach Auszahlung 

verbraucht werden können. 

6. Buchführung 

6.1 Die Kassen- und Buchführung sind entsprechend den Regeln der Bayerischen Haushaltsord-

nung und den jeweils geltenden Verwaltungsvorschriften einzurichten, es sei denn, dass die 

Bücher nach den für den Staat oder die Gemeinden geltenden entsprechenden Vorschriften 

oder nach den Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung geführt werden. 

6.2 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Aus-

gabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungs-

beweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. 

6.3 Der Zuwendungsempfänger hat die Bücher, Belege und alle sonstigen Geschäftsunterlagen 

(vgl. Nr. 8.1 Satz 1) fünf Jahre nach Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren, so-

fern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist 

bestimmt ist. Zur Aufbewahrung können auch Bild- oder Datenträger verwendet werden. Das 

Aufnahme- und Wiedergabeverfahren muss den jeweiligen Vorschriften oder Regeln (Nr. 6.1) 

entsprechen. 

7. Nachweis der Verwendung 

7.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Haushalts- 

oder Wirtschaftsjahres nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Der Verwendungsnachweis 

besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. 

7.2 In dem Sachbericht sind die Tätigkeit des Zuwendungsempfängers sowie das erzielte Ergebnis 

im abgelaufenen Haushalts- oder Wirtschaftsjahr darzustellen. Tätigkeits-, Geschäfts-, Ab-

schluss- und Prüfungsberichte und etwaige Veröffentlichungen sind beizufügen. 

7.3 Der zahlenmäßige Nachweis besteht für den Fall, dass der Zuwendungsempfänger nach Ein-

nahmen und Ausgaben bucht, aus der Jahresrechnung. Diese muss alle Einnahmen und Aus-

gaben des abgelaufenen Haushaltsjahres in der Gliederung des Haushalts- oder Wirtschafts-

plans enthalten sowie das Vermögen und die Schulden zu Beginn und am Ende des Haushalts-

jahres ausweisen. Bei kaufmännischer doppelter Buchführung des Zuwendungsempfängers be-

steht der zahlenmäßige Nachweis aus dem Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung, bei Kapitalgesellschaften auch Anhang und Lagebericht zum Jahresabschluss) sowie auf 

Verlangen der Bewilligungsbehörde einer Überleitungsrechnung auf Einnahmen und Ausga-

ben. In der Überleitungsrechnung sind die tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben nach den 

Ansätzen des Haushalts- oder Wirtschaftsplans abzurechnen. Werden neben der institutionel-

len Förderung auch Zuwendungen zur Projektförderung bewilligt, so sind im zahlenmäßigen 
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Nachweis die im abgelaufenen Haushaltsjahr gewährten Zuwendungen zur Projektförderung 

einzeln nachrichtlich anzugeben. 

7.4 Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirt-

schaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und Belegen 

übereinstimmen. 

7.5 Erfolgt der Nachweis der Verwendung auf elektronischem Wege, so hat der Zuwendungsemp-

fänger eine Ausfertigung des Verwendungsnachweises nach den Fristen der Nr. 6.3 aufzube-

wahren. 

8. Prüfung der Verwendung 

8.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen an-

zufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder 

durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterla-

gen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

8.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser der Ver-

wendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu be-

scheinigen. 

8.3 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger zu prüfen (Art. 91 

BayHO). 

9. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

9.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrens-

recht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergan-

genheit zurückgenommen oder widerrufen worden oder sonst unwirksam geworden ist. 

9.2 Nr. 9.1 gilt insbesondere, wenn 

9.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 

9.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird, 

9.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist, 

9.2.4 die in einem Schlussbescheid endgültig festgesetzte Höhe einer unter Vorbehalt bewilligten Zu-

wendung hinter dem bereits ausgezahlten Zuwendungsbetrag zurückbleibt. 

9.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwen-

dungsempfänger 

9.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwen-

det oder 

9.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschrie-

benen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht 

rechtzeitig nachkommt. 

9.4 Der Erstattungsanspruch ist mit drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB 

jährlich nach Maßgabe des Art. 49a Abs. 3 BayVwVfG zu verzinsen. 

9.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungs-

zwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerrufen, 

so können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls 

Zinsen in Höhe von drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich ver-

langt werden. Entsprechendes gilt, soweit eine Leistung in Anspruch genommen wird, obwohl 

andere Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen sind (Art. 49a Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG). 
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Allgemeine Nebenbestimmungen  
für Zuwendungen zur Projektförderung  

(ANBest-P) 

Die ANBest-P enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des Art. 36 des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmun-
gen sind als Bestandteil des Zuwendungsbescheides verbindlich, soweit dort nicht ausdrücklich etwas 
Anderes bestimmt ist. 

I n h a l t s ü b e r s i c h t :  

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 

3. Vergabe von Aufträgen 

4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände 

5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

6. Nachweis der Verwendung 

7. Prüfung der Verwendung 

8. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks ver-

wendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zuwendun-

gen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als Deckungs-

mittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. Der 

Finanzierungsplan (aufgegliederte Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zusammen-

hängenden Ausgaben mit einer Übersicht über die beabsichtigte Finanzierung) ist hinsichtlich 

des Gesamtergebnisses verbindlich. Die Einzelansätze dürfen um bis zu 20 v.H. überschritten 

werden, soweit die Überschreitung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelan-

sätzen der zuwendungsfähigen Ausgaben ausgeglichen werden kann und hierdurch der Zu-

wendungszweck nicht beeinträchtigt wird. Beruht die Überschreitung eines Einzelansatzes auf 

behördlichen Bedingungen oder Auflagen, insbesondere im Rahmen des baurechtlichen Ver-

fahrens, sind innerhalb des Gesamtergebnisses des Finanzierungsplans auch weitergehende 

Abweichungen zulässig. Im Übrigen sind Überschreitungen zulässig, wenn sie der Zuwen-

dungsempfänger voll aus eigenen Mitteln trägt. Die Sätze 2 bis 4 finden bei Festbetragsfinan-

zierung keine Anwendung. 

1.3 Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche Verwaltungsausgaben ge-

leistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend 

aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf der Zuwendungsempfänger seine Be-

schäftigten nicht besserstellen als vergleichbare Beschäftigte im öffentlichen Dienst; eine Zu-

wendung wird grundsätzlich nicht gewährt, wenn höhere Entgelte als nach dem TV-L und dem 

TVöD oder sonstige über- und außertarifliche Leistungen gezahlt werden (Besserstellungsver-

bot). Findet das Besserstellungsverbot keine Anwendung oder ist eine Ausnahme zugelassen, 

sind Personalausgaben bis zur Höhe der an vergleichbare Beschäftigte im öffentlichen Dienst 

gewährten Leistungen zuwendungsfähig (Kappung). 

1.4 Soweit im Zuwendungsbescheid keine festen Auszahlungstermine festgelegt sind, darf die Zu-

wendung nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von drei Monaten 

nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages 
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muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten. Im Übrigen darf 

die Zuwendung wie folgt in Anspruch genommen werden: 

1.4.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung1 jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer 

Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungs-

empfängers, 

1.4.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung1, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des Zuwen-

dungsempfängers verbraucht sind. Wird ein zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere 

Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur anteilig mit den Zuwendungen 

der anderen Zuwendungsgeber angefordert werden. 

1.5 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder be-

wirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist. 

1.6 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft 

zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist. 

2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzie-

rung 

2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten zuwen-

dungsfähigen Ausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel 

hinzu, so wird die Zuwendung ermäßigt 

2.1.1 bei Anteilfinanzierung2 anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den 

vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers, 

2.1.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung2 um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe Zu-

wendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund und/oder einem anderen 

Land gefördert, wird Nr. 2.1.1 sinngemäß angewendet. 

2.2 Die Höhe der Zuwendung wird, sofern sie im Zuwendungsbescheid vorläufig festgesetzt wurde, 

durch den Schlussbescheid im zutreffenden Umfang endgültig festgesetzt, im Übrigen ggf. 

durch Rücknahme oder Widerruf (Art. 48, 49 BayVwVfG) korrigiert.

3. Vergabe von Aufträgen 

3.1 Vor der Vergabe eines Auftrags sind in der Regel mindestens drei Unternehmen zur Abgabe 

eines Angebots aufzufordern. Unter den eingegangenen Angeboten ist das wirtschaftlichste 

Angebot zu berücksichtigen. Dabei sind zu dokumentieren 

a) die Leistungsbeschreibung, 

b) die Angebotseinholung, 

c) die eingegangenen Angebote und 

d) die Auswahlentscheidung samt etwaiger Wertungskriterien. 

3.2 Aufträge im Wert von bis zu 5 000 € (ohne Umsatzsteuer) für Liefer- und Dienstleistungen und 

bis zu 10 000 € (ohne Umsatzsteuer) für freiberufliche Leistungen (im Sinne des § 18 Abs. 1 

EStG) sowie für Bauleistungen können unter Berücksichtigung der Haushaltsgrundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit direkt vergeben werden. 

3.3 Aufträge sind an fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichts-

punkten zu vergeben. Das bedeutet: 

a) Anbieter, die zur Abgabe eines Angebots aufgefordert werden (Nr. 3.1) oder an die ein 

Auftrag vergeben wird (Nr. 3.2), müssen fachlich und personell in der Lage sein, den zu 

1 Die in Betracht kommende Finanzierungsart wird im Zuwendungsbescheid bestimmt. 
2 Die in Betracht kommende Finanzierungsart wird im Zuwendungsbescheid bestimmt. 
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vergebenden Auftrag auszuführen. Die Vergabe an einen Generalübernehmer ist nicht zu-

lässig. 

b) Der Zuwendungsempfänger soll zwischen den Anbietern wechseln, die er zur Abgabe ei-

nes Angebots auffordert (Nr. 3.1) oder an die er einen Auftrag direkt vergibt (Nr. 3.2).  

3.4 Es wird darauf hingewiesen, dass weitergehende Bestimmungen den Zuwendungsempfänger 

zur Anwendung von Vergabevorschriften verpflichten können (z. B. Teil 4 des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen – GWB). 

4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände 

4.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden, 

sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der Zuwendungs-

empfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bin-

dung nicht anderweitig verfügen. Nach Ablauf der zeitlichen Bindung ist – soweit verfügt – mit 

den beschafften Gegenständen gemäß den Bestimmungen der Bewilligung zu verfahren. 

4.2 Der Zuwendungsempfänger hat ganz oder überwiegend zulasten nicht rückzahlbarer Zuwen-

dungen beschaffte Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 800 € (ohne Um-

satzsteuer) übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen der Staat Eigentü-

mer ist oder wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kennzeichnen. 

5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsbehörde anzuzeigen, 

wenn 

5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans – auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises – 

weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von 

ihnen erhält oder wenn er – ggf. weitere – Mittel von Dritten erhält, 

5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Um-

stände sich ändern oder wegfallen, 

5.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht 

zu erreichen ist, 

5.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von drei Monaten nach Auszahlung 

verbraucht werden können, 

5.5 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend 

dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden, 

5.6 ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird. 

6. Nachweis der Verwendung 

6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung des Zuwen-

dungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgen-

den Monats, der Bewilligungsbehörde nachzuweisen (Verwendungsnachweis, Verwendungs-

bestätigung, VV Nr. 10.2, 10.3). 

6.1.1 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nach-

weis. 

6.1.2 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Ein-

zelnen darzustellen. 

6.1.3 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 

Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter und eigene Mittel) und Ausgaben entsprechend 

der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Soweit der Zuwendungsempfänger die 
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Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, dürfen nur die Ent-

gelte (Preis ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden. 

6.1.4 Zudem ist dem zahlenmäßigen Nachweis eine Einzelaufstellung beizufügen, in der, unterteilt 

entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans, alle Einnahmen und Ausgaben in zeitli-

cher Folge und voneinander getrennt ausgewiesen sind. Aus der Einzelaufstellung müssen Tag, 

Empfänger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. 

6.1.5 Mit dem Nachweis sind die Einnahme- und Ausgabebelege über die Einzelzahlungen und die 

Verträge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen. Satz 1 gilt nicht, sofern auf die Vorlage 

von Belegen verzichtet wurde (einfacher Verwendungsnachweis). 

6.1.6 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Aus-

gabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungs-

beweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Außerdem müssen die Belege ein ein-

deutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (z.B. Projektnummer) enthalten. Das gilt entspre-

chend für den Nachweis von Eigenleistungen. Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass 

die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die 

Angaben mit den Büchern und gegebenenfalls den Belegen übereinstimmen. 

6.2 Sofern im Zuwendungsbescheid zugelassen, genügt eine Verwendungsbestätigung mit dem in 

Muster 4a zu Art. 44 BayHO vorgegebenen Inhalt ohne Vorlage von Belegen. 

6.3 Der Zuwendungsempfänger hat die in Nr. 6.1.5 genannten Belege und Verträge – auch im Falle 

der Verwendungsbestätigung –, alle sonst mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen 

(vgl. Nr. 7.1 Satz 1) sowie im Falle des Nachweises bzw. der Bestätigung der Verwendung auf 

elektronischem Wege eine Ausfertigung des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungs-

bestätigung fünf Jahre nach ihrer Vorlage aufzubewahren, sofern nicht nach steuerlichen oder 

anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung können 

auch Bild- oder Datenträger verwendet werden. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfahren 

muss den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung oder einer in der öffentlichen Verwal-

tung allgemein zugelassenen Regelung entsprechen. 

6.4 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiter-

leiten, hat er die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden Verwendungs- 

und Zwischennachweise oder Verwendungsbestätigungen entsprechend VV Nr. 11 zu 

Art. 44 BayHO zu prüfen und den Prüfvermerk dem Verwendungs- oder Zwischennachweis 

nach Nr. 6.1 oder der Verwendungsbestätigung nach Nr. 6.2 beizufügen. Auf Anforderung der 

Bewilligungsbehörde sind die Verwendungsnachweise und -bestätigungen der Letztempfänger 

vorzulegen. 

7. Prüfung der Verwendung 

7.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen an-

zufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder 

durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterla-

gen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. In den Fällen der Nr. 6.4 sind 

diese Rechte der Bewilligungsbehörde auch dem Dritten gegenüber auszubedingen. 

7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser der Ver-

wendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu be-

scheinigen. 

7.3 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu prüfen (Art. 91 

BayHO). 
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8. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrens-

recht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergan-

genheit zurückgenommen oder widerrufen worden oder sonst unwirksam geworden ist. 

8.2 Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn 

8.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 

8.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird, 

8.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist; 

8.2.4 die in einem Schlussbescheid endgültig festgesetzte Höhe einer unter Vorbehalt bewilligten Zu-

wendung hinter dem bereits ausgezahlten Zuwendungsbetrag zurückbleibt. 

8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwen-

dungsempfänger 

8.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwen-

det oder 

8.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschrie-

benen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht 

rechtzeitig nachkommt. 

8.4 Der Erstattungsanspruch ist mit drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB 

jährlich nach Maßgabe des Art. 49a Abs. 3 BayVwVfG zu verzinsen. 

8.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungs-

zwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerrufen, 

so können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls 

Zinsen in Höhe von drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich ver-

langt werden. Entsprechendes gilt, soweit eine Leistung in Anspruch genommen wird, obwohl 

andere Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen sind (Art. 49a Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG). 
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Allgemeine Nebenbestimmungen  
für Zuwendungen zur Projektförderung  

an kommunale Körperschaften  
(ANBest-K) 

Die ANBest-K enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des Art. 36 des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmun-
gen sind als Bestandteil des Zuwendungsbescheides verbindlich, soweit dort nicht ausdrücklich etwas 
Anderes bestimmt ist. 

I n h a l t s ü b e r s i c h t :  

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung

2. Nachträgliche Änderung der Ausgaben oder der Finanzierung

3. Vergabe von Aufträgen

4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände

5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

6. Nachweis der Verwendung

7. Prüfung der Verwendung

8. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks ver-

wendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zuwendun-

gen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als Deckungs-

mittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. Der 

Finanzierungsplan (aufgegliederte Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zusammen-

hängenden Ausgaben mit einer Übersicht über die beabsichtigte Finanzierung) bzw. die diesem 

beigefügte Kostengliederung ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. Die einzelnen 

Ausgabeansätze dürfen um bis zu 20 v.H. überschritten werden, soweit die Überschreitung 

durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen der zuwendungsfähigen Aus-

gaben ausgeglichen werden kann und hierdurch der Zuwendungszweck nicht beeinträchtigt 

wird. Beruht die Überschreitung eines Ausgabeansatzes auf behördlichen Bedingungen oder 

Auflagen, insbesondere im Rahmen des baurechtlichen Verfahrens, sind innerhalb des Ge-

samtergebnisses des Finanzierungsplans auch weitergehende Abweichungen zulässig. Einzel-

ansätze sind die Ausgabegruppen des kommunalen Haushaltsrechts, soweit nicht eine fachbe-

zogene Kostengliederung bestimmt ist. Im Übrigen sind Überschreitungen zulässig, soweit sie 

der Zuwendungsempfänger voll aus eigenen Mitteln trägt. Die Sätze 2 bis 4 finden bei Festbe-

tragsfinanzierung keine Anwendung. 

1.3 Soweit im Zuwendungsbescheid keine festen Auszahlungstermine festgelegt sind, darf die Zu-

wendung nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von drei Monaten 

nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird; bei Baumaßnahmen ist der Baufort-

schritt zu berücksichtigen. Die Anforderung jedes Teilbetrages erfolgt mit dem Formblatt nach 

Muster 3 zu Art. 44 BayHO. Im Übrigen dürfen die Zuwendungen wie folgt in Anspruch ge-

nommen werden: 
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1.3.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung1 jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer 

Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln2 des Zuwendungs-

empfängers, 

1.3.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung1, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel2 des Zu-

wendungsempfängers verbraucht sind. Wird ein zu deckender Fehlbedarf anteilig durch meh-

rere Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur anteilig mit den Zuwen-

dungen der anderen Zuwendungsgeber angefordert werden. 

1.4 Soweit die Zuwendung für Hoch- oder Tiefbaumaßnahmen bestimmt ist, kann sie bei Anteil- 

oder Festbetragsfinanzierung entsprechend dem Baufortschritt nach einem von der Bewilli-

gungsstelle im Bewilligungsbescheid bestimmten Schlüssel angefordert werden. Eine vorbehal-

tene Schlussrate kann erst nach Vorlage des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungs-

bestätigung angefordert werden. Nr. 1.3 Satz 2 gilt entsprechend. 

1.5 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder be-

wirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist. 

1.6 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft 

zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist. 

2. Nachträgliche Änderung der Ausgaben oder der Finanzierung 

2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten zuwen-

dungsfähigen Ausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel 

(z.B. Investitionszulagen) – ausgenommen Spenden – hinzu, so wird die Zuwendung ermäßigt 

2.1.1 bei Anteilfinanzierung3 anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den 

vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers, 

2.1.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung3 um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe Zu-

wendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund und/oder einem anderen 

Land durch Fehlbedarfsfinanzierung gefördert, wird Nr. 2.1.1 sinngemäß angewendet. 

2.2 Die Höhe der Zuwendung wird, sofern sie im Zuwendungsbescheid vorläufig festgesetzt wurde, 

durch den Schlussbescheid im zutreffenden Umfang endgültig festgesetzt, im Übrigen ggf. 

durch Rücknahme oder Widerruf (Art. 48, 49 BayVwVfG) korrigiert. 

2.3 Erhöht sich bei Maßnahmen, deren Finanzierung sich über mehrere Jahre erstreckt, nach der 

Bewilligung im Bewilligungszeitraum die Finanzkraft des Zuwendungsempfängers, so kann die 

Zuwendung insoweit ermäßigt werden, als die Finanzkraft bei der Festsetzung der Höhe der 

Zuwendung berücksichtigt wurde; eine Erhöhung der Finanzkraft, die nur das Jahr nach der 

Bewilligung betrifft, bleibt unberücksichtigt. 

3. Vergabe von Aufträgen  

Direktaufträge sind nur zulässig nach Maßgabe der für Kommunen geltenden Vergabegrund-

sätze, die das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration im Einvernehmen mit 

dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium auf Grund des § 31 Abs. 2 KommHV-Kame-

ralistik und § 30 Abs. 2 KommHV-Doppik bekannt gegeben hat, sowie gegebenenfalls weiter-

gehender Bestimmungen, die den Zuwendungsempfänger zur Anwendung von Vergabevor-

schriften verpflichten (z. B. Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen – GWB). 

1 Die in Betracht kommende Finanzierungsart wird im Zuwendungsbescheid bestimmt. 
2 z.B. Anliegerbeiträge 
3 Die in Betracht kommende Finanzierungsart wird im Zuwendungsbescheid bestimmt. 
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4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände 

Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden, 

sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der Zuwendungs-

empfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bin-

dung nicht anderweitig verfügen. 

5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsbehörde anzuzei-

gen, wenn 

5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans – auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises – 

weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von 

ihnen erhält oder wenn er – ggf. weitere – Mittel von Dritten erhält, 

5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Um-

stände sich ändern oder wegfallen, 

5.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht 

zu erreichen ist, 

5.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von drei Monaten verbraucht wer-

den können, 

5.5 Gegenstände nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr be-

nötigt werden. 

6. Nachweis der Verwendung 

6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist, wenn im Einzelfall nicht etwas Anderes bestimmt ist, in-

nerhalb von einem Jahr nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch ein Jahr 

nach Ablauf des Bewilligungszeitraums der Bewilligungsbehörde nachzuweisen (Verwendungs-

nachweis, Verwendungsbestätigung, VV Nr. 10.2, 10.3 zu Art. 44 BayHO). Dabei ist bei Bau-

maßnahmen der Zuwendungszweck regelmäßig bereits erfüllt, wenn der Bau in seinen wesent-

lichen Teilen in Benutzung genommen werden kann. Kann innerhalb dieser Frist eine Maß-

nahme nicht abgerechnet werden, so ist ein vorläufiger Verwendungsnachweis zu erstellen. Die 

danach anfallenden Kosten sind gesondert nachzuweisen, sofern die Schlussrate auf Grund 

des vorläufigen Verwendungsnachweises nicht oder nur unter Vorbehalt ausbezahlt wurde. Der 

Verwendungsnachweis bzw. der vorläufige Verwendungsnachweis gilt ggf. gleichzeitig als An-

trag auf Auszahlung der abschließenden Zuwendung. 

6.1.1 Der Verwendungsnachweis (sowie der gegebenenfalls erforderliche vorläufige Verwendungs-

nachweis) besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. Soweit im Zu-

wendungsbescheid oder in besonderen Nebenbestimmungen nichts Anderes bestimmt ist, ist 

das Formblatt nach Muster 4 zu Art. 44 BayHO zu verwenden. 

6.1.2 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis kurz dar-

zustellen. Dem Sachbericht sind die Berichte der von dem Zuwendungsempfänger beteiligten 

technischen Dienststellen beizufügen. 

6.1.3 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 

Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter und eigene Mittel) und Ausgaben entsprechend 

der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Soweit der Zuwendungsempfänger die 

Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, dürfen nur die Ent-

gelte (Preis ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden. 
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6.1.4 Zudem ist dem zahlenmäßigen Nachweis eine Einzelaufstellung beizufügen, in der, unterteilt 

entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans, alle Einnahmen und Ausgaben in zeitli-

cher Folge und voneinander getrennt ausgewiesen sind. Aus der Einzelaufstellung müssen Tag, 

Empfänger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. 

6.1.5 Mit dem Nachweis sind die Einnahme- und Ausgabebelege über die Einzelzahlungen und die 

Verträge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen. Satz 1 gilt nicht, sofern auf die Vorlage 

von Belegen verzichtet wurde (einfacher Verwendungsnachweis). 

6.2 Sofern im Zuwendungsbescheid eine Verwendungsbestätigung ohne Vorlage von Belegen zu-

gelassen ist, ist dafür das Formblatt nach Muster 4a zu Art. 44 BayHO zu verwenden, soweit 

im Zuwendungsbescheid oder in besonderen Nebenbestimmungen nichts anderes bestimmt 

ist. 

6.3 Werden Baumaßnahmen gefördert, muss der Zuwendungsempfänger für jede Baumaßnahme 

eine Baurechnung führen (siehe dazu Anlage 4b zu den VV zu Art. 44 BayHO – Baufachliche 

Nebenbestimmungen – NBest-Bau). 

6.4 Der Zuwendungsempfänger hat die Belege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die Einzel-

zahlungen, die Verträge über die Vergabe von Aufträgen, alle sonstigen mit der Förderung zu-

sammenhängenden Unterlagen sowie im Fall des Nachweises bzw. der Bestätigung der Ver-

wendung auf elektronischem Wege eine Ausfertigung des Verwendungsnachweises bzw. der 

Verwendungsbestätigung fünf Jahre nach ihrer Vorlage aufzubewahren, sofern nicht nach an-

deren Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung können 

auch Bild- oder Datenträger verwendet werden. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfahren 

muss den dafür geltenden Regelungen des kommunalen Haushaltsrechts entsprechen. Insbe-

sondere muss die originalgetreue Wiedergabe der gespeicherten Daten innerhalb der Aufbe-

wahrungsfristen auch mit den geänderten oder neuen Verfahren oder durch ein anderes System 

auch dann gewährleistet sein, wenn automatisierte Verfahren, in denen Bücher und Belege ge-

speichert sind, geändert oder abgelöst werden. 

6.5 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiter-

leiten, hat er die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden Verwendungs- 

und Zwischennachweise oder Verwendungsbestätigungen entsprechend VV Nr. 11 zu 

Art. 44 BayHO zu prüfen und den Prüfvermerk dem Verwendungs- oder Zwischennachweis 

nach Nr. 6.1 oder der Verwendungsbestätigung nach Nr. 6.2 beizufügen. Auf Anforderung der 

Bewilligungsbehörde sind die Verwendungsnachweise und -bestätigungen der Letztempfänger 

vorzulegen. 

7. Prüfung der Verwendung 

7.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen an-

zufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder 

durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterla-

gen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. In den Fällen der Nr. 6.5 sind 

diese Rechte der Bewilligungsbehörde auch dem Dritten gegenüber auszubedingen. 

7.2 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu prüfen 

(Art. 91 BayHO). 

8. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrens-

recht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergan-

genheit zurückgenommen oder widerrufen worden oder sonst unwirksam geworden ist.
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8.2 Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn 

8.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 

8.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird, 

8.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist, 

8.2.4 die in einem Schlussbescheid endgültig festgesetzte Höhe einer unter Vorbehalt bewilligten Zu-

wendung hinter dem bereits ausgezahlten Zuwendungsbetrag zurückbleibt. 

8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwen-

dungsempfänger 

8.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung für fällige Zahlungen verwendet oder 

8.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschrie-

benen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht 

rechtzeitig nachkommt. 

8.4 Der Erstattungsanspruch ist mit drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB 

jährlich nach Maßgabe des Art. 49a Abs. 3 BayVwVfG zu verzinsen. 

8.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungs-

zwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerrufen, 

so können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls 

Zinsen in Höhe von drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich ver-

langt werden. Entsprechendes gilt, soweit eine Leistung in Anspruch genommen wird, obwohl 

andere Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen sind (Art. 49a Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG). 
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Baufachliche Ergänzungsbestimmungen für Zuwendungen 

(BayZBau) 

I n h a l t s ü b e r s i c h t :  

1. Anwendungsbereich 

2. Beratung bei der Aufstellung der Bauunterlagen 

3. Umfang der Bauunterlagen 

4. Prüfung der Bauunterlagen und der Bauausführung 

5. Baufachliche Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 

6. Gestaltung von Kostengliederungen für Hochbaumaßnahmen 

7. Prüfung des Verwendungsnachweises 

8. Beteiligung kommunaler Bauverwaltungen 

A n l a g e n :  

Anlage 4a Unterlagen für Baumaßnahmen 

Anlage 4b Baufachliche Nebenbestimmungen (NBest-Bau) 

1. Anwendungsbereich 

1.1 Die Bewilligung und Zahlung von Zuwendungen an Stellen außerhalb der Staatsverwaltung für 

Baumaßnahmen sowie der Nachweis der Verwendung der Mittel und die Prüfung ihrer Verwen-

dung regeln sich nach den Verwaltungsvorschriften zu Art. 44 BayHO (VV zu Art. 44). In den 

Fällen, in denen nach VV Nr. 6 zu Art. 44 die Bauverwaltung als fachlich zuständige technische 

Verwaltung beteiligt wird oder selbst Bewilligungsbehörde ist, gelten ergänzend die nachfolgen-

den Bestimmungen. 

1.2 Soweit für denselben Zweck ausnahmsweise Zuwendungen sowohl vom Staat als auch vom 

Bund bewilligt werden, ist gemäß VV Nr. 1.4.4 zu Art. 44 nur e i n e  Bauverwaltung fachtech-

nisch zu beteiligen. 

1.3 Allgemeine Abweichungen von diesen Bestimmungen sind nur zulässig im Einvernehmen mit 

dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium und, soweit der Verwendungsnachweis be-

troffen ist, mit dem Obersten Rechnungshof. 

1.4 Soweit die Bemessung von zuwendungsfähigen Ausgaben auf der Grundlage fester Beträge 

erfolgt (VV Nr. 2.3 zu Art. 44 BayHO), ist in den für die einzelnen Förderbereiche geltenden 

Richtlinien festzulegen, inwieweit die Baufachlichen Ergänzungsbestimmungen anzuwenden 

sind. 

2. Beratung bei der Aufstellung der Bauunterlagen 

Die Bauverwaltung soll, um eine wirtschaftliche und sparsame Planung zu erreichen, bereits im 

Stadium der Vorplanung beteiligt werden (z.B. im schulaufsichtlichen Genehmigungsverfahren); 

sie äußert sich dabei ggf. auch über mögliche Erleichterungen oder notwendige Ergänzungen 

der mit dem Antrag einzureichenden Bauunterlagen (vgl. Nr. 3 und NBest-Bau). 
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3. Umfang der Bauunterlagen 

Vom Antragsteller sind im Allgemeinen die in der Anlage 4 a aufgeführten Unterlagen für Bau-

maßnahmen zu fordern. Die Bewilligungsbehörde kann im Benehmen mit der Bauverwaltung 

(vgl. Nr. 2) Erleichterungen zulassen oder ausnahmsweise Ergänzungen verlangen. 

4. Prüfung der Bauunterlagen und der Bauausführung 

4.1 Die Prüfung erstreckt sich auf die Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Planung und Ausfüh-

rung sowie auf die Angemessenheit der Kosten. 

4.2 Das Ergebnis der Prüfung ist in einer baufachlichen Stellungnahme festzuhalten, soweit dies 

nicht bereits in einem vorausgegangenen Verfahren geschehen ist; dabei sind die erforderlichen 

technischen Auflagen vorzuschlagen.  

4.3 Die Bewilligungsbehörde leitet der Bauverwaltung einen Abdruck des Zuwendungsbescheides 

zu. Die Bauverwaltung soll während der Bauausführung stichprobenweise die Einhaltung der 

einschlägigen Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) überprüfen. Feststellungen, 

die für die Bewilligungsbehörde von Bedeutung sein können, sind ihr umgehend mitzuteilen. 

5. Baufachliche Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 

Neben den besonderen technischen Auflagen (vgl. Nr. 4.2) sind die Baufachlichen Nebenbe-

stimmungen (Anlage 4 b) unverändert als Bestandteil des Zuwendungsbescheids aufzuneh-

men. Soweit erforderlich, ist dabei zu bestimmen, wie das Bauausgabebuch zu gliedern ist. 

Dem Zuwendungsempfänger soll die zuständige Dienststelle der Bauverwaltung benannt wer-

den. 

6. Gestaltung von Kostengliederungen für Hochbaumaßnahmen 

Soweit für einzelne Zuwendungsbereiche keine gesonderten Formblätter für die Kostengliede-

rung von Hochbaumaßnahmen bestehen, soll eine Kostengliederung in sinngemäßer Anwen-

dung des Musters 5 zu Art. 44 BayHO oder eine Kostenermittlung nach DIN 276 in Verbindung 

mit DIN 277 vorgelegt werden. 

7. Prüfung des Verwendungsnachweises 

7.1 Die Bauverwaltung überprüft stichprobenweise den Verwendungsnachweis in baufachlicher 

Hinsicht. Sie stellt dabei fest, ob die Maßnahme wirtschaftlich und sparsam entsprechend den 

der Bewilligung zugrundeliegenden Bauunterlagen ausgeführt worden ist. Mängel und Ände-

rungen gegenüber diesen Bauunterlagen und Kostenabweichungen sind zu vermerken und 

baufachlich zu werten. Sofern die Feststellungen Einfluss auf die Bemessung der Zuwendung 

haben können, ist der zuwendungsfähige Betrag zu berichtigen. 

7.2 VV Nr. 11 zu Art. 44 bleibt unberührt. 

8. Beteiligung kommunaler Bauverwaltungen 

Soweit nicht im Einzelfall besondere Gründe entgegenstehen, kann die staatliche Bauverwal-

tung eine kommunale Bauverwaltung ersuchen, Aufgaben nach diesen Bestimmungen ganz 

oder teilweise zu übernehmen; dies gilt insbesondere für die Überwachung der Bauausführung 

nach Nr. 4.3 Satz 2. 
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Unterlagen für Baumaßnahmen 

Dem Zuwendungsantrag sind, soweit nichts Abweichendes bestimmt wird, folgende Bauunterlagen 
beizufügen; die Planung muss den für den betreffenden Bereich geltenden technischen Vorschriften 
und Richtlinien entsprechen: 

1. Straßen- und Brückenbaumaßnahmen 

Ein in Anlehnung an die » Richtlinien zum Planungsprozess und für die einheitliche Gestaltung 

von Entwurfsvorlagen im Straßenbau, Ausgabe 2012 (RE 2012)« aufgestellter Entwurf. 

2. Wasserwirtschaftliche Maßnahmen und Wirtschaftswegebauten außer-

halb der Flurbereinigung 

Ein nach den »Richtlinien für den Entwurf von Wasser- und Wegebauten und von 

Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen – REWas –« aufgestellter Bauentwurf. 

3. Wirtschaftswegebauten im Rahmen der Flurbereinigung 

Ein nach den Vorschriften und Anweisungen für die Flurbereinigung in Bayern (VAF) Heft VI 

aufgestellter Bauentwurf. 

4. Hochbauten 

4.1 Planunterlagen, bestehend aus 

4.1.1 dem Bau- und/oder Raumprogramm, ggf. mit Anerkennungsvermerk, 

4.1.2 einem Übersichtsplan und – sofern vorhanden – einem Messtischblatt, 

4.1.3 einem Lageplan des Bauvorhabens, mindestens im Maßstab 1 : 1000, mit Darstellung der Er-

schließung, 

4.1.4 Plänen, die Art und Umfang des Bauvorhabens prüfbar nachweisen, 

4.2 Vorbescheide oder sonstige Nachweise über die baurechtliche Zulässigkeit (das baurechtliche 

Verfahren soll möglichst erst nach der baufachlichen Prüfung durchgeführt werden), 

4.3 Erläuterungsbericht nach Muster 6 zu Art. 44 BayHO, 

4.4 Kostenermittlung 

Die Kosten sind nach Muster 5 zu Art. 44 BayHO oder nach DIN 276 (ggf. nach Bauobjek-

ten/Bauabschnitten unterteilt) zu ermitteln, wobei diejenigen Kosten, für die eine Zuwendung 

beantragt wird, gesondert auszuweisen sind. Als Anlage sind – soweit erforderlich – Kostenauf-

schlüsselungen oder Berechnungen anderer Art, deren Ergebnisse der Kostenermittlung zu-

grunde gelegt wurden, beizufügen. Bei Hochbauten sind die Flächen und Rauminhalte nach 

DIN 277, bei Wohngebäuden die Wohnflächen nach DIN 283 zu berechnen. Etwaige Abwei-

chungen vom anerkannten Raumprogramm sind darzustellen, 

4.5 Wirtschaftlichkeitsberechnungen für Bau und Betrieb (z.B. Planungs- und Kostenrichtwerte), 

soweit sie für die Bewilligung der Zuwendung von Bedeutung sind. 

4.6 Auf die Vorlage der unter Nrn. 4.1 bis 4.5 genannten Unterlagen zusammen mit dem Zuwen-

dungsantrag kann verzichtet werden, soweit sie bereits im Rahmen der baufachlichen Beratung 

(vgl. Nr. 2 BayZBau) oder im Rahmen eines anderen Verfahrens (z.B. beim schulaufsichtlichen 

Genehmigungsverfahren) vorgelegt und genehmigt wurden. 
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Baufachliche Nebenbestimmungen  
(NBest-Bau) 

Die NBest-Bau ergänzen die Allgemeinen Nebenbestimmungen für den Zuwendungsempfänger. Sie 
enthalten Bedingungen und Auflagen im Sinne des Art. 36 des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes. Die Nebenbestimmungen sind als Bestandteil des Zuwendungsbescheides verbindlich, so-
weit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

1. Vergabe und Ausführung 

1.1 Der Zuwendungsempfänger hat die ihm benannte Bauverwaltung rechtzeitig über die erstma-

lige Ausschreibung und Vergabe, den Baubeginn und die Beendigung einer Baumaßnahme 

zu unterrichten. 

1.2 Die Ausführung der Baumaßnahme muss den der Bewilligung zugrundeliegenden Bauunter-

lagen sowie den technischen Vorschriften entsprechen, die für den betreffenden Bereich ein-

geführt sind. 

1.3 Von den Bauunterlagen darf nur insoweit abgewichen werden, als die Abweichung nicht er-

heblich ist. Wenn die Abweichungen zu einer wesentlichen Änderung des Bau- oder Raum-

programms, einer wesentlichen Erhöhung der Betriebskosten oder einer wesentlichen Über-

schreitung der Baukosten führen, bedürfen sie vor ihrer Ausführung der Zustimmung durch 

die Bewilligungsbehörde. 

2. Baurechnung 

2.1 Der Zuwendungsempfänger muss für jede Baumaßnahme eine Baurechnung führen. Besteht 

eine Baumaßnahme aus mehreren Bauobjekten/Bauabschnitten, sind getrennte Baurechnun-

gen zu führen. 

2.2 Die Baurechnung besteht, sofern im Zuwendungsbescheid nichts Abweichendes bestimmt ist, 

aus 

2.2.1 dem Bauausgabebuch (bei Hochbauten gegliedert nach DIN 276, bei anderen Bauten nach 

Maßgabe des Zuwendungsbescheides); werden die Einnahmen und Ausgaben für das geför-

derte Bauobjekt von anderen Buchungsvorfällen getrennt nachgewiesen, entsprechen die Bü-

cher unmittelbar oder durch ergänzende Aufzeichnungen den Inhalts- und Gliederungsan-

sprüchen und können sie zur Prüfung dem Verwendungsnachweis beigefügt werden, so 

braucht ein gesondertes Bauausgabebuch nicht geführt zu werden; 

2.2.2 den Rechnungsbelegen, bezeichnet nach den Buchungen im Bauausgabebuch, 

2.2.3 den Abrechnungsunterlagen zu den Schlussrechnungen, bestehend regelmäßig aus 

2.2.3.1 den Verdingungsunterlagen wie 

 Angebotsunterlagen, 

 Verdingungsverhandlung, 

 Wertung der Angebote, 

 ferner, soweit gefordert, Gegenüberstellung der Einheitspreise, 

2.2.3.2 den Vertragsunterlagen wie 

 Angebot mit Leistungsverzeichnis des Auftragnehmers, 

 Zuschlagsschreiben, 

 zusätzliche und besondere Vertragsbedingungen, 

 zusätzliche technische Vorschriften, 

 Nachtragsvereinbarungen, 
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2.2.3.3 den Ausführungsunterlagen (§ 3 VOB/B), 

2.2.3.4 den Berechnungsunterlagen für die Kostenansätze wie 

 Aufmaßblätter, 

 Massenberechnungen, 

 Abrechnungszeichnungen, 

 Stundenlohnzettel (§ 15 Abs. 3 VOB/B) 

 Liefer- und Wiegescheine, 

2.2.3.5 dem Nachweis über den Ist- und Sollverbrauch der Baustoffe, soweit Lieferung und Ausfüh-

rung getrennt verrechnet werden, 

2.2.3.6 der Abnahmeniederschrift und ggf. den Vermerken über die Mängelbeseitigung, 

2.2.3.7 soweit gefordert, den Prüfungszeugnissen über die Untersuchung von Baustoffen und/oder 

Bauteilen, 

2.2.4 dem Bautagebuch oder der Sammlung der Tageberichte, 

2.2.5 den bauaufsichtlichen, wasserrechtlichen und ähnlichen Genehmigungen, soweit sie der Be-

willigungsbehörde nicht bereits vorliegen, 

2.2.6 soweit gefordert, den Bestandsplänen, 

2.2.7 dem Zuwendungsbescheid und den Schreiben über die Bereitstellung der Mittel, 

2.2.8 den geprüften, dem Zuwendungsbescheid zugrundegelegten Bau- und Finanzierungsunterla-

gen, 

2.2.9 der Berechnung des umbauten Raumes nach DIN 277 und ggf. Wohn- und Nutzflächenbe-

rechnung nach DIN 283 nach der tatsächlichen Bauausführung (nur bei Hochbauten). 

Die Baurechnung ist nach dem vorstehenden Schema zu ordnen, die Abrechnungsakten 

(Nr. 2.2.3) getrennt nach den einzelnen Schlussrechnungen. 

3. Verwendungsnachweis 

3.1 Der Verwendungsnachweis ist (ggf. abweichend von Nr. 6.1.3 ANBest-P) nach Muster 4 zu 

Art. 44 BayHO zu erstellen; dabei sind bei nicht-kommunalen Körperschaften unter Abschnitt 

1 die Zeilen 1 und 6 nicht auszufüllen; desgleichen entfällt unter Abschnitt 8 das Dienstsiegel. 

Im Übrigen ist der zahlenmäßige Nachweis nach Abschnitt 2 des Musters entsprechend den 

der Bewilligung zugrundegelegten Bauunterlagen nach Bauobjekten/Bauabschnitten zu un-

terteilen. Der Nachweis, wann und in welchen Einzelbeträgen die Bauausgaben geleistet wur-

den, wird durch die Baurechnung (Nr. 2) geführt. Die Baurechnung ist abweichend von 

Nr. 6.1.4 ANBest-P und ANBest-K zur Prüfung bereitzuhalten, nur die Berechnungen nach 

Nr. 2.2.9 sowie bei Tiefbauten ein Bestandslageplan sind dem Verwendungsnachweis beizu-

fügen. 

3.2 Werden über Teile einer Baumaßnahme (z.B. bei mehreren Bauobjekten/Bauabschnitten) ein-

zelne Verwendungsnachweise geführt, so ist nach Abschluss der Baumaßnahme ein zusam-

mengefasster Verwendungsnachweis nach Muster 4 zu Art. 44 BayHO aufzustellen. 
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Anlage 1 zu den Organisationsrichtlinien, Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregierung vom  
06. November 2001 (AllMBl S. 634, Beilage zu StAnz Nr. 50), zuletzt geändert durch Bekanntmachung  

vom 18. Dezember 2018 (BayMBl. 2019 Nr. 6) 

Grundsätze  
für die Ordnung staatlicher Förderprogramme  

(Fördergrundsätze - FöGr) 

Zur 

- Straffung des Einsatzes staatlicher Mittel 

- Verminderung des Bestands an Verwaltungsvorschriften und Vereinfachung der Förderverfahren 

- Steigerung der Bürgerfreundlichkeit in der Verwaltung 

- Stärkung der Verantwortung der mit dem Vollzug betrauten Personen 

- Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung und 

- Verfolgung von Zielen der Entstaatlichung 

erlässt die Staatsregierung folgende Grundsätze: 

1. Leitsätze für die Schaffung und die Fortführung von Zuwendungsbereichen 

1.1 Neue Zuwendungsbereiche (Förderbereiche) dürfen nur mit Zustimmung des Staatsministeri-

ums der Finanzen und für Heimat (Art. 40 BayHO) eingerichtet werden. Sie sind auch bei Vor-

liegen der Voraussetzungen des Art. 23 BayHO nur zulässig, wenn sie unbedingt notwendig 

sind. Bereits eingerichtete Zuwendungsbereiche sind am Maßstab unbedingter Notwendigkeit 

zu überprüfen. Ein Zuwendungsbereich sollte vor allem auch dann aufgehoben oder einge-

schränkt werden, wenn 

- eine staatliche Zuwendung ohne Verpflichtung zusätzlich zu Bundesförderungen gegeben 

wird (Mischförderung) 

- in anderen Ländern nicht oder nicht durchgehend entsprechende Zuwendungen gewährt 

werden und 

sich nicht aus strukturellen Besonderheiten oder politischen Prioritäten eine landesspezifische 

Aufgabenstellung ergibt. Programme sind zeitlich zu befristen; dies gilt insbesondere für soge-

nannte Anreizprogramme und Modellförderungen. Nur soweit es der Zuwendungszweck unbe-

dingt erfordert, kann von einer Befristung abgesehen werden. 

1.2 Zuwendungsbereiche, aus denen überwiegend Bagatellförderungen bewilligt werden können, 

sollen nicht eingerichtet werden (vgl. Nr. 4.6.4). 

1.3 Zweckzuweisungen im kommunalen Bereich sollen nicht eingeführt oder ausgeweitet werden, 

wenn die Erfüllung der kommunalen Aufgabe auch durch die Zuweisung allgemeiner Deckungs-

mittel sichergestellt werden kann. 

1.4 Bei der Gestaltung von Förderrichtlinien und der Umsetzung von Förderprogrammen ist auf 

einen effektiven Mitteleinsatz zu achten. Dafür sind insbesondere eine vorbereitende Bedarfs-

ermittlung und konkrete Zielvorgaben maßgeblich. 

2. Leitsätze für die Regelung von Zuwendungsbereichen 

2.1 Zuwendungsrichtlinien (Förderrichtlinien) sind für Zuwendungsbereiche nur dann zu erlassen 

und zu veröffentlichen, wenn dies aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung oder der Bür-

gerfreundlichkeit erforderlich ist. Der Erlass von Zuwendungsrichtlinien hat in der Regel zu un-
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terbleiben, wenn der Kreis der Zuwendungsempfänger überschaubar ist und nur wenige För-

derfälle anfallen können. Die Leitsätze zum Inhalt der Zuwendungsrichtlinien, zum Zuwen-

dungsverfahren und zur Weiterentwicklung der Grundsätze (Nrn. 4 bis 6 dieser Grundsätze) 

sind ergänzend zu den VV zu Art. 44 BayHO heranzuziehen und sinngemäß zu beachten, wenn 

Zuwendungsrichtlinien nicht erlassen werden. 

2.2 Zuwendungsbereiche, die in den wesentlichen Voraussetzungen und in den Grundzügen des 

Verfahrens übereinstimmen, sind zusammenzufassen. 

3. Leitsätze zu Zuwendungsrichtlinien 

3.1 Das nachfolgende Aufbauschema ist zu beachten, soweit nicht Besonderheiten des einzelnen 

Zuwendungsbereichs eine Abweichung rechtfertigen (z.B. bundesweit vereinbarter Richtlinien-

aufbau): 

Vorspann 

I. Allgemeine Beschreibung des Zuwendungsbereichs 

1. Zweck der Zuwendung 

2. Gegenstand der Förderung 

3. Zuwendungsempfänger 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

5. Art und Umfang der Zuwendung 

5.1 Art der Förderung 

5.2 Zuwendungsfähige Kosten 

5.3 Höhe der Förderung 

5.4. Mehrfachförderung 

II. Verfahren 

3.2 Die Zuwendungsrichtlinien wenden sich an die Förderverwaltung. Das Verhältnis der Förder-

verwaltung zu den Zuwendungsempfängern ist über Antrag, Bewilligungsbescheid und Neben-

bestimmungen abschließend zu regeln. Von globalen Verweisungen des Zuwendungsempfän-

gers auf die Beachtung der Zuwendungsrichtlinien ist abzusehen. 

3.3 Es ist grundsätzlich zu vermeiden, die VV zu Art. 44 BayHO in den Zuwendungsrichtlinien zu 

wiederholen. 

Ausnahmsweise, besonders wenn die Art und die Höhe der Zuwendung eine für den Zuwen-

dungsempfänger oder die Förderverwaltung einfachere Gesamtregelung zulassen, können Zu-

wendungsrichtlinien ohne Rückgriff auf die VV zu Art. 44 BayHO als abschließende Regelung 

ausgestaltet werden. 

4. Leitsätze zum Inhalt der Zuwendungsrichtlinien 

4.1 Vorspann 

Es ist klarzustellen, 

- dass die Zuwendungen ohne Rechtspflicht im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel 

bewilligt werden 

- ob die Zuwendungsrichtlinie die VV zu Art. 44 BayHO zugrunde legt. Sind an deren Stelle 

andere allgemeine Verwaltungsvorschriften anzuwenden (z. B. AVG für den Bereich der 

gewerblichen Wirtschaft), so ist darauf hinzuweisen. Werden für denselben Zuwendungs-

empfängerkreis mehrere Förderprogramme aufgestellt, so sind in der Regel dieselben all-

gemeinen Verwaltungsvorschriften zugrunde zu legen. 
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4.2 Zweck der Zuwendung 

Der Zweck der Zuwendung soll durch eine kurze Darstellung der Ziele des staatlichen Mittelein-

satzes erläutert werden. 

4.3 Gegenstand der Förderung 

4.3.1 Der Gegenstand der Förderung soll so beschrieben werden, dass sich das vorgesehene Mittel-

volumen mit dem zu bedienenden Antragsvolumen deckt. 

4.3.2 Fördergegenstände, deren zuwendungsfähige Kosten in der Regel die Bagatellgrenzen (vgl. 

Nr. 4.6.4) nicht übersteigen, sollen nicht in den Katalog der Fördergegenstände aufgenommen 

werden. 

4.3.3 Fördergegenstände im Hochbaubereich sind einheitlich in Anlehnung an die Finanzausgleichs-

Zuwendungsrichtlinien (FA-ZR) in der jeweils geltenden Fassung zu beschreiben, sofern Be-

sonderheiten des einzelnen Förderprogramms keine Ausweitung oder Einschränkung notwen-

dig machen. 

4.4 Beschreibung des Kreises der Zuwendungsempfänger 

4.4.1 Beziehen sich zwei oder mehrere Förderprogramme auf denselben Kreis von Zuwendungsemp-

fängern, so ist der Kreis der Zuwendungsempfänger in den Förderprogrammen nach denselben 

Merkmalen zu bestimmen. 

4.4.2 In Zuwendungsbereichen der Wohlfahrtspflege, in denen freigemeinnützige Träger mit öffentli-

chen Trägern als Zuwendungsempfänger konkurrieren, können die öffentlichen Träger nur ge-

fördert werden, soweit geeignete, dem Bedarf entsprechende Einrichtungen der freigemeinnüt-

zigen Träger aus dem Bereich der Wohlfahrtspflege nicht vorhanden sind und auch nicht ge-

schaffen werden; dies gilt nicht, wenn es wirtschaftlicher ist, eine bestehende kommunale Ein-

richtung umzubauen oder zu erweitern (Subsidiaritätsprinzip). 

4.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.5.1 Die Zuwendungsvoraussetzungen sind auf die unbedingt notwendigen Anforderungen zu be-

schränken. 

4.5.2 Mindestanforderungen und Qualitätsstandards (vor allem in Bau- und Ausstattungsrichtlinien) 

dürfen nur insoweit verbindlich vorgeschrieben werden, als sie zur Sicherstellung des Zuwen-

dungszwecks unabdingbar oder zur Wahrung der Gleichbehandlung der Zuwendungsempfän-

ger notwendig sind; darüber hinausgehende Regelungen sind in die Form von Empfehlungen 

zu kleiden. 

Standards, die eine einfachere oder kostengünstigere, aber noch funktionsgerechte und dem 

Zuwendungszweck entsprechende Durchführung des geförderten Vorhabens verhindern, sind 

zu vermeiden. In der Zuwendungsrichtlinie ist die Verpflichtung der Bewilligungsbehörde vorzu-

sehen, von etwaigen Mindeststandards abzuweichen, wenn im Einzelfall der Förderzweck auch 

durch eine wirtschaftlichere Lösung erreicht werden kann, es sei denn, dass dadurch gegen 

höherrangige Rechtsvorschriften oder Sicherheitsbestimmungen verstoßen würde. 

4.5.3 Die Bewilligung von Zuwendungen darf nicht davon abhängig gemacht werden, dass der Zu-

wendungsempfänger sonstige mit dem Förderantrag nicht in untrennbarem Zusammenhang 

stehende Maßnahmen durchführt. 

4.5.4 Die Bewilligung einer Zuwendung darf grundsätzlich nicht davon abhängig gemacht werden, 

dass auch eine kommunale Körperschaft den Gegenstand fördert. Möglich sind empfehlende 

Formulierungen in geeigneten Bereichen. 

4.5.5 Zuwendungsvoraussetzungen sind möglichst so zu bestimmen, dass sie durch Rückgriff auf 

bereits getroffene Feststellungen dargetan werden können. 
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4.5.6 Doppelsicherungen (Sicherung sowohl des Zuwendungszwecks wie des Rückzahlungsan-

spruchs) sind zu vermeiden. 

4.6 Art und Umfang der Zuwendung 

4.6.1 Eignen sich Zuwendungsbereiche für alle drei Finanzierungsarten, so ist die Festbetragsfinan-

zierung der Anteil- oder Fehlbedarfsfinanzierung vorzuziehen. 

4.6.2 In allen geeigneten Bereichen sind Kostenrichtwerte einzuführen. Dabei sind Kostenpauschalen 

der Regelung durch Kostenorientierungswerte oder Kostenhöchstwerte vorzuziehen. Die Kos-

tenrichtwerte sind nach Bedarf zeitnah der Kostenentwicklung anzupassen; eine rückwirkende 

Inkraftsetzung von Kostenrichtwerten ist wegen des damit verbundenen Verwaltungsaufwands 

möglichst zu vermeiden. Werden Kostenpauschalen oder Kostenhöchstwerte eingeführt, so gel-

ten die Sätze, die für den Vollzug der FA-ZR festgesetzt werden, entsprechend. 

4.6.3 Zuwendungsfähig sollen nach Möglichkeit nur leicht nachweisbare Kostenpositionen sein. Der 

Verzicht auf schwer nachweisbare Kostenpositionen kann durch eine höhere Förderung bei 

leichter nachweisbaren Kostenpositionen ausgeglichen werden. 

4.6.4 Maßnahmen, deren zuwendungsfähige Kosten eine bestimmte Bagatellgrenze nicht über-

schreiten, dürfen nicht gefördert werden. Im kommunalen Bereich kommt als Bagatellgrenze in 

der Regel ein Betrag von 25 000 €, im Hochbau von 100 000 € an zuwendungsfähigen Kosten 

in Betracht. Im nichtkommunalen Bereich sind je nach der Besonderheit des einzelnen Förder-

programms, nach der Finanzstärke des Zuwendungsempfängers und nach dem Umfang des 

Förderprogramms Bagatellgrenzen bis zu 25 000 € zuwendungsfähiger Kosten festzulegen. 

4.6.5 Der Grunderwerb ist nicht in die zuwendungsfähigen Kosten einzubeziehen, es sei denn, der 

Grunderwerb selbst ist der eigentliche oder weit überwiegende Förderzweck. 

Soweit Grunderwerbskosten gefördert werden, soll die Zuwendungsfähigkeit beziehungsweise 

Nichtzuwendungsfähigkeit der Grunderwerbsnebenkosten in allen Zuwendungsbereichen ein-

heitlich in Anlehnung an die Richtlinien für die Zuwendungen des Freistaates Bayern zu Stra-

ßen- und Brückenbaumaßnahmen kommunaler Baulastträger (RZStra) behandelt werden. 

4.6.6 Die zuwendungsfähigen Kosten im Hochbaubereich sind entsprechend der Regelung in der 

FA-ZR gegliedert nach Kostengruppen der DIN 276 auszugestalten, wobei Besonderheiten des 

Förderprogramms (z. B. Zuwendungsfähigkeit der Beschaffung von Einrichtungsgegenständen 

u. ä.) berücksichtigt werden können. 

Soweit nicht die Gesamtkosten pauschaliert werden, sind die Kosten der Architekten- und In-

genieurleistungen mit einem Vomhundertsatz der zuwendungsfähigen Investitionskosten zu 

pauschalieren; das gilt auch für die Bereiche des Ingenieurbaus, soweit nicht die Förderung 

durch Rechtsvorschriften ausgeschlossen ist. Bei Großvorhaben ab 8 Mio. € ist die Pauschale 

für die Kosten der Architekten- und Ingenieurleistungen um 1 v. H. der zuwendungsfähigen In-

vestitionskosten zu verringern. Die übrigen Baunebenkosten (ausgenommen künstlerische Aus-

gestaltung) sind als nicht zuwendungsfähig zu bestimmen. 

Diese Pauschalen sind für alle geeigneten Förderbereiche einheitlich in der in der FA-ZR be-

stimmten Höhe festzusetzen. Eine Kürzung der Pauschale für Architekten- und Ingenieurleis-

tungen ist vorzusehen, soweit kommunale Körperschaften Architekten- und Ingenieurleistungen 

selbst erbringen oder von Dritten unentgeltlich erbringen lassen; die Pauschale ist um 1 v. H. 

der zuwendungsfähigen Investitionskosten bei Großvorhaben ab 8 Mio. € im Hochbaubereich 

zu erhöhen, wenn die Projektsteuerung vergeben wird. 
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4.6.7 Freiwillige Arbeiten1 von Vereins- und Gemeindeangehörigen und Sachleistungen2 gehören als 

Eigenleistung zu den zuwendungsfähigen Kosten. Kommunale Regiearbeiten werden grund-

sätzlich nicht gefördert. 

4.6.8 Die Anerkennung von Geld- und Sachspenden als Eigenleistungen kann ausnahmsweise vor-

gesehen werden. 

Geldspenden, die von einem Dritten aus Rechtsgründen erbracht werden, sind von der Aner-

kennung als Eigenleistung ausgeschlossen. Entsprechendes gilt für von Auftragnehmern nach-

träglich in Form von „Spenden“ gewährte Preisnachlässe. 

Sachspenden können nur bis zu 80 v. H. des angemessenen Unternehmerpreises als Eigen-

leistung anerkannt werden. 

4.7 Mehrfachförderung 

4.7.1 Kein Staatsministerium darf eine neue Förderung ohne ausdrücklichen Beschluss des Minister-

rats beginnen, wenn sich das beabsichtigte Förderprogramm ganz oder teilweise auf Objekte 

bezieht, die bereits in anderen Förderprogrammen abgedeckt sind. Die Bereitstellung von Mit-

teln im Haushaltsplan gilt nicht bereits als Ermächtigung, neue Förderprogramme, die mit be-

stehenden Programmen konkurrieren, einzuleiten, sofern im Ministerrat oder im Bayerischen 

Landtag hierüber nicht Einigung erzielt worden ist. 

4.7.2 Mehrfachförderungen sind grundsätzlich durch die Abgrenzung der Förderobjekte, Förderge-

biete oder der Objektträger oder durch Vor- oder Nachrangklauseln auszuschließen. Förderob-

jekte, die nach mehreren Förderprogrammen gefördert werden können, sollen durch Abspra-

chen zwischen den beteiligten Staatsministerien einem Förderprogramm zugeordnet werden. 

4.7.3 Soweit eine Mehrfachförderung nicht ausgeschlossen werden kann, weil neben Landesmitteln 

Bundesmittel vergeben werden, ist die gegenwärtig zum Teil bestehende Doppel- und Dreifach-

prüfung im bautechnischen Bereich dadurch auszuschließen, dass die bayerischen Förderbe-

hörden auf bautechnische Prüfungen verzichten, wenn der Bund seine Prüfungen beibehalten 

will. 

5. Leitsätze zum Förderverfahren 

5.1 Möglichkeiten, das Förderverfahren durch die Einschaltung von nichtstaatlichen Einrichtungen 

oder durch das Sammelantragsverfahren zu vereinfachen, sind auszuschöpfen. 

5.2 Antragsverfahren 

5.2.1 Die Vordruckmuster sind einfach und für gleiche Zuwendungsempfänger möglichst einheitlich 

zu gestalten. Die Anforderung von Angaben und Anlagen ist auf das unbedingt Notwendige zu 

beschränken. 

Die in den Baufachlichen Ergänzungsbestimmungen für Zuwendungen (BayZBau) bestimmten 

Antragsunterlagen dürfen bei Förderanträgen, auf die die BayZBau nicht anzuwenden ist, nur 

insoweit angefordert werden, als sie zur allgemeinen Prüfung des Zuwendungsantrags und zur 

Abgrenzung des Zuwendungsgegenstandes erforderlich sind. 

5.2.2 Die mehrfache Prüfung einer Frage nach denselben Gesichtspunkten durch verschiedene Be-

hörden ist zu vermeiden. 

5.3 Bewilligungsverfahren 

5.3.1 Die Abwicklung staatlicher Förderprogramme ist grundsätzlich keine ministerielle Aufgabe. In 

der Regel ist es ausreichend, wenn auf der Ebene der Mittelbehörden (in geeigneten Bereichen 

auf der unteren Verwaltungsebene) Bewilligungen ausgesprochen werden. Bei Projekten über 

1 Nichtamtliche Anmerkung des Finanzministeriums: Nachweis vgl. FMS 11 – L 3240 – 6/176 – 73 562/87 vom 13. Januar 1988. 

2 Nichtamtliche Anmerkung des Finanzministeriums: Einschließlich Sachspenden (FMS 11 – O 1019 A – 27/424 – 15 219 vom 30. März 1982). 
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4 Mio. € kann der Vorbehalt einer ministeriellen Zustimmung aus der finanziellen Bedeutung der 

Einzelfallentscheidung gerechtfertigt sein. 

5.3.2 Unterwerfungserklärungen oder Rechtsbehelfsverzichte sollen nicht gefordert werden. 

5.4 Auszahlungsverfahren und Verwendungsnachweisprüfung 

5.4.1 Förderprogramme, die von kommunalen Körperschaften im übertragenen Wirkungskreis voll-

zogen werden, sind über die Staatsoberkassen (ohne Durchlauf durch den kommunalen Haus-

halt) abzuwickeln. 

5.4.2 Die Prüfung des Verwendungsnachweises kann auf Stichproben beschränkt werden. Vom Zu-

wendungsempfänger sind nicht mehr Unterlagen anzufordern, als die staatliche Bewilligungs-

behörde prüfen will oder kann. 

5.4.3 Auf bereits der Bewilligungsbehörde vorliegende Unterlagen ist zurückzugreifen, wenn diese 

unverändert aussagekräftig sind. 

6. Weiterentwicklung der Grundsätze 

Die in den Nrn. 4.6.4, 4.6.6 und 5.3.1 genannten Wertgrenzen sind in angemessenen Zeitab-

ständen fortzuschreiben. 
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6321-F 

Richtlinie zur Rückforderung von Zuwendungen bei schweren  

Vergabeverstößen (Rückforderungsrichtlinie – RZVR) 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat 

vom 25. Februar 2021, Az. 11-H 1007-1/8 (BayMBl. Nr. 182) 

Auf Grund des Art. 5 Abs. 2 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 630-1-F) veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch § 5 des  
Gesetzes vom 19. März 2020 (GVBl. S. 153) geändert worden ist, erlässt das Bayerische Staatsminis-
terium der Finanzen und für Heimat nach Anhörung des Bayerischen Obersten Rechnungshofs: 

Auflagen bei der Auftragsvergabe im Rahmen von Zuwendungen 

1Jeweils Nr. 3 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen 
Förderung (ANBest-I), der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung (ANBest-P) und der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung an kommunale Körperschaften (ANBest-K) enthält Auflagen für die 
Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des Zuwendungszwecks. 2Darüber hinaus können 
gesonderte Regelungen im Zuwendungsbescheid den Zuwendungsempfänger zur Beach-
tung von Vergabeauflagen verpflichten. 3Zudem können im Fall einer Förderung durch 
mehrere Zuwendungsgeber andere Nebenbestimmungen (zum Beispiel des Bundes) An-
wendung finden (VV Nr. 1.4.3 zu Art. 44 BayHO), die weitergehende Auflagen vorsehen. 
4Verstößt der Zuwendungsempfänger gegen die für ihn geltenden Vergabeauflagen, so 
kann die Bewilligungsbehörde gemäß Art. 49 Abs. 2a Satz 1 Nr. 2 des Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes den Zuwendungsbescheid ganz oder teilweise widerrufen 
und die Zuwendung insoweit zurückfordern. 5Ist die Zuwendung danach 

a) mit Auflagen zur Beachtung öffentlicher Vergabevorschriften verbunden (insbesondere 
bei Bewilligungen vor dem 1. Januar 2023 sowie in den Fällen der Sätze 2 und 3 denk-
bar), so ist im Falle eines Vergabeverstoßes nach Nr. 2 zu verfahren;  

b) ab 1. Januar 2023 lediglich mit den Auflagen in Nr. 3 ANBest-I, Nr. 3 ANBest-P oder 
Nr. 3 ANBest-K in der jeweils geltenden Fassung verbunden, so ist im Falle eines 
Vergabeverstoßes nach Nr. 4 zu verfahren. 

Verstoß gegen die Auflage zur Beachtung öffentlicher Vergabevorschriften 

1Sind die öffentlichen Vergabevorschriften zu beachten, so sind bei allen Vergabeverstö-
ßen die feststellbaren vermeidbaren Mehrausgaben wegen Nichtbeachtung oder fehlerhaf-
ter Anwendung der Vergabegrundsätze (zum Beispiel wegen unvollständiger Leistungsbe-
schreibung im Sinne des § 7 der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A 
(VOB/A) Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe von Bauleistungen, durch unzutref-
fende Mengenansätze oder in sonstiger Weise) durch Widerruf des Zuwendungsbescheids 
in entsprechender Höhe aus der Förderung herauszunehmen. 2Insoweit handelt es sich 
um die förderrechtlich gebotene Ausscheidung nicht notwendiger und damit nicht zuwen-
dungsfähiger Ausgaben (unwirtschaftliches Verhalten des Zuwendungsempfängers).  

1Liegt ein schwerer Vergabeverstoß vor, ist grundsätzlich ein Widerruf des Zuwendungs-
bescheids und die Neufestsetzung (Kürzung) der Zuwendung vorzunehmen. 2Dabei ist da-
von auszugehen, dass im Rahmen der vorzunehmenden Interessenabwägung das öffentli-
che Interesse an einer Rückforderung überwiegt. 3Im Interesse eines möglichst einheitli-
chen Verwaltungsvollzugs und zur gebotenen Gleichbehandlung der Zuwendungsempfän-
ger sind bei schweren Vergabeverstößen (vergleiche Nr. 3) im Regelfall förderrechtliche 
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Konsequenzen dergestalt zu ziehen, dass die Ausgaben für die jeweilige Auftragseinheit 
(zum Beispiel Teillos oder Fachlos), bei der der Verstoß ermittelt wurde, von der Förde-
rung ausgeschlossen werden. 4Würde der Ausschluss der jeweiligen Auftragseinheit, etwa 
weil VOB-widrig nicht in Teillosen oder nur in großen Teillosen vergeben wurde, zu einem 
völligen oder sehr weitgehenden Förderausschluss für die Gesamtmaßnahme und damit 
zu einer erheblichen Härte für den Zuwendungsempfänger führen, kann der Kürzungsbe-
trag auf 20 bis 25 % der Gesamtzuwendung beschränkt werden. 5Es handelt sich hierbei 
um einen Rahmen, der bei Vorliegen besonderer Gründe sowohl über- als auch unter-
schritten werden kann. 

Soweit kein schwerer Vergabeverstoß vorliegt, sind keine über die in Nr. 2.1 beschriebe-
nen hinausgehenden förderrechtlichen Konsequenzen zu ziehen. 

1Bei Verstößen innerhalb von mit EU-Mitteln finanzierten oder kofinanzierten Maßnahmen 
im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung (zum Beispiel ELER, ESF, EFRE, EMFF) sind 
abweichend davon die von der EU-Kommission festgelegten Leitlinien für die Festsetzung 
von Finanzkorrekturen, die bei Verstößen gegen die Vorschriften für die Vergabe öffentli-
cher Aufträge auf von der EU im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung finanzierte Ausga-
ben anzuwenden sind, ab der Förderperiode 2014 bis 2020 zu beachten. 2Soweit es die 
EU-Kommission zulässt, kann für Auftragsvergaben unterhalb der EU-Schwellenwerte da-
von abgewichen werden; werden in diesen Fällen keine besonderen Regelungen getrof-
fen, finden die Nrn. 2.1 bis 2.3 oder die Nr. 4 Anwendung. 

Schwere Vergabeverstöße 

1Schwere Vergabeverstöße liegen insbesondere vor  

a) bei Direktaufträgen, Freihändigen Vergaben oder Verhandlungsvergaben ohne die da-
für notwendigen vergaberechtlichen Voraussetzungen,  

b) bei einer ungerechtfertigten Einschränkung des Wettbewerbs (zum Beispiel lokale Be-
grenzung des Bieterkreises) sowie vorsätzliches oder fahrlässiges Unterlassen einer 
vergaberechtlich erforderlichen europaweiten Bekanntmachung, 

c) bei Übergehen oder Ausscheiden des wirtschaftlichsten Angebots durch grob vergabe-
rechtswidrige Wertung, 

d) bei vorsätzlichen Verstößen gegen Grundsätze nach § 2 Abs. 1 und 2 VOB/A, 
§ 2 Abs. 1 und 2 der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) oder § 97 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), 

e) bei Vergabe an einen Generalübernehmer, sofern dies nicht zugelassen ist, oder 

f) bei fehlender oder fehlerhafter Dokumentation mit der Folge, dass die ordnungsge-
mäße Durchführung des Vergabeverfahrens nicht nachgewiesen werden kann. 

2Bei Vorliegen dieser Tatbestände ist im Regelfall und soweit nicht die Umstände des Ein-
zelfalls eine mildere Beurteilung erfordern (alle Umstände und Gesichtspunkte, auch etwa-
ige Entlastungsmomente, sind in die Beurteilung einzubeziehen), förderrechtlich nach 
Maßgabe der Nr. 2 zu verfahren. 

Verstoß gegen die Auflagen nach Nr. 3 ANBest-I, Nr. 3 ANBest-P oder  
Nr. 3 ANBest-K in der ab 1. Januar 2023 jeweils geltenden Fassung 

Soweit die Beachtung weitergehender Vergabebestimmungen nicht ausdrücklich zur 
Auflage gemacht wird (vergleiche insoweit Nr. 1 Satz 2 und 3), ist ein Verstoß gegen die 
Auflagen in der Nr. 3 der ab 1. Januar 2023 jeweils geltenden Fassungen der 
Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest-I, ANBest-P, ANBest-K) in der Regel als 
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schwerer Vergabeverstoß zu werten mit der Folge, dass die in Nr. 2.2 beschriebenen 
förderrechtlichen Konsequenzen zu ziehen sind.. 

1Im Geltungsbereich der ANBest-K ist die Zuwendung mit der Auflage verbunden, dass ein 
Direktauftrag nur nach Maßgabe der für die Kommunen geltenden Vergabegrundsätze ver-
geben werden darf. 2Ein Verstoß hiergegen ist (in direkter Anwendung der Nr. 3 Satz 1 
Buchst. a) als schwerer Vergabeverstoß zu werten. 

1Ein Verstoß gegen die für nichtkommunale Zuwendungsempfänger geltenden Vergabe-
auflagen kann nur darauf beruhen, dass 

a) ein Direktauftrag oberhalb der zulässigen Wertgrenze vergeben wurde oder ungerecht-
fertigter Weise nicht mindestens drei geeignete Unternehmen zur Angebotsabgabe auf-
gefordert wurden, 

b) ein Auftrag an einen Generalübernehmer vergeben worden ist, 

c) die Vergabe nicht nach den in Nr. 3 der Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest-I, 
ANBest-P) festgehaltenen wettbewerblichen Gesichtspunkten oder wirtschaftlichen Be-
dingungen erfolgt ist, oder 

d) mangels entsprechender Dokumentation die ordnungsgemäße Vergabe nicht nachge-
wiesen werden kann. 

2Derartige Verstöße würden in Fällen der Nr. 1 Satz 5 Bst. a als schwere Vergabeverstöße 
gewertet (vergleiche Nr. 3 Satz 1 Buchst. a, c bis f), sodass auch hier nichts anderes gel-
ten kann. 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. März 2021 in Kraft. 2Mit Ablauf des 
28. Februar 2021 tritt die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Finan-
zen über die Richtlinien zur Rückforderung von Zuwendungen bei schweren Vergabever-
stößen vom 23. November 2006 (FMBl. S. 228, StAnz. Nr. 49) außer Kraft. 3Abweichend 
von den Sätzen 1 und 2 sind für alle bereits bekanntgemachten oder in anderer Art begon-
nen Vergabeverfahren die Richtlinien zur Rückforderung von Zuwendungen bei schweren 
Vergabeverstößen in der am 28. Februar 2021 geltenden Fassung anzuwenden. 

Harald H ü b n e r  
Ministerialdirektor 
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	2.3.2 bei denen – wie bei bestimmten Baumaßnahmen – für einzelne oder mehrere gleiche Teile der Maßnahme über die voraussichtlichen Ausgaben Richtwerte vorliegen oder festgelegt werden können.
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	3.4.3.4 die sich auf die Art und Weise der Verwendung eines aus der Zuwendung beschafften Gegenstandes beziehen (Art. 1 BayStrAG in Verbindung mit § 3 Abs. 2 SubvG).
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	3.4.6 Ergeben sich aus den Angaben des Antragstellers, den eingereichten Unterlagen oder sonstigen Umständen Zweifel, ob die beantragte oder in Anspruch genommene Zuwendung mit dem Zuwendungszweck oder den Zuwendungsvoraussetzungen im Einklang steht, ...
	3.4.7 Die Bewilligungsbehörde hat die in den Nrn. 3.4.2 bis 3.4.4 genannten subventionserheblichen Tatsachen dem Zuwendungsempfänger vor Bewilligung der Zuwendung konkret und auf das jeweilige Förderprogramm und den jeweiligen Zuwendungsempfänger bezo...


	4. Bewilligung
	4.1 Zuwendungen werden durch schriftlichen oder elektronischen Zuwendungsbescheid bewilligt. Soweit dem Antrag des Zuwendungsempfängers nicht entsprochen wird, ist dies erforderlichenfalls zu begründen (Art. 39 BayVwVfG).
	4.2 Der Zuwendungsbescheid muss insbesondere enthalten:
	4.2.1 die genaue Bezeichnung des Zuwendungsempfängers,
	4.2.2 Art (Nr. 2 zu Art. 23) und Höhe der Zuwendung,
	4.2.3 eine hinreichend genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks und – wenn mithilfe der Zuwendung Gegenstände erworben oder hergestellt werden – regelmäßig die Angabe, wie lange diese für den Zuwendungszweck gebunden sind sowie ggf. wie nach Ablauf die...
	4.2.4 die Finanzierungsart (Nr. 2) und den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben; werden bei Projektförderung der Bemessung der Zuwendung nicht die gesamten Ausgaben zugrunde gelegt, so muss, soweit erforderlich, aus dem Zuwendungsbescheid oder den An...
	4.2.5 den Bewilligungszeitraum; das ist der Zeitraum, innerhalb dessen der Zuwendungsempfänger Rechtsgründe für die Leistung von zuwendungsfähigen Ausgaben schaffen darf; er kann insbesondere bei Zuwendungen zur Projektförderung über das laufende Haus...
	4.2.6 bei Förderung desselben Zwecks durch mehrere Stellen (Nr. 1.4) die ausdrückliche Benennung der Stelle, gegenüber der der Verwendungsnachweis zu erbringen ist,
	4.2.7 soweit zutreffend und erforderlich, den Hinweis auf die in Nrn. 3.4.2 bis 3.4.4 bezeichneten subventionserheblichen Tatsachen sowie auf die Offenbarungspflicht nach Art. 1 BayStrAG in Verbindung mit § 3 SubvG,
	4.2.8 die anzuwendenden Nebenbestimmungen und etwaigen Abweichungen (Nrn. 5 und 6.2),
	4.2.9 soweit der Zuwendungsempfänger eine geförderte Maßnahme nicht selbst ausführt, sondern die Zuwendung an einen Dritten weiterleiten möchte, eine Weiterleitungsgenehmigung nach Nr. 13.

	4.3 Die Höhe der Zuwendung soll regelmäßig nur vorläufig unter Korrekturvorbehalt festgesetzt werden, sofern darüber zum Zeitpunkt der Bewilligung eine Ungewissheit besteht; die endgültige Höhe wird in einem Schlussbescheid nach Abschluss der Verwendu...
	4.4 Die Bewilligungsbehörde kann, anstatt einen Zuwendungsbescheid zu erlassen, ausnahmsweise einen Zuwendungsvertrag mit dem Zuwendungsempfänger schließen (Art. 54 BayVwVfG). Hierbei gelten die Vorschriften für Zuwendungen durch Bescheid sinngemäß.
	4.5 Zuwendungsbescheide und Zuwendungsverträge mit einem Zuwendungsbetrag ab 50 000 € sind dem Obersten Rechnungshof in elektronischer Form (https://formularserver.bayern.de/zuleitungen) zu übermitteln (vgl. auch die jeweils geltenden Haushaltsvollzug...

	5. Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid
	5.1 Allgemeine Nebenbestimmungen im Sinne des Art. 36 BayVwVfG für Zuwendungen zur institutionellen Förderung (ANBest-I) und zur Projektförderung (ANBest-P) sowie zur Projektförderung bei kommunalen Körperschaften (ANBest-K) ergeben sich aus den Anlag...
	5.1.1 bei institutioneller Förderung die Verwendung von Mitteln eines Ansatzes des Haushalts- oder Wirtschaftsplans für Zwecke eines anderen Ansatzes zulassen,
	5.1.2 bei Projektförderung im Einzelfall eine Überschreitung der Einzelansätze des Finanzierungsplans (vgl. Nr. 3.2.1) um mehr als 20 v.H. zulassen, soweit die Überschreitung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen ausgeglichen we...
	5.1.3 nach Nr. 1.4 ANBest-I Versicherungen als zuwendungsfähig anerkennen, soweit der Zuwendungsempfänger seine Beschäftigten durch die Versicherung nicht besser stellt als vergleichbare Staatsbedienstete. Bei institutionellen Zuwendungsempfängern, de...
	5.1.4 in Einzelfällen abweichend von Nr. 1.2 Satz 1 und Nr. 1.8 ANBest-I die Bildung auch von nicht gesetzlich vorgeschriebenen Rücklagen bis zur Höhe der durchschnittlichen zahlungswirksamen Fixkosten für höchstens drei Monate zulassen. Die zulässige...
	5.1.5 in Einzelfällen anstelle des einfachen Verwendungsnachweises oder der Verwendungsbestätigung einen vollen Verwendungsnachweis (mit der Vorlage von Belegen) verlangen,
	5.1.6 bei Vorliegen besonderer Umstände Fristen für die Vorlage der Verwendungsnachweise bzw. Verwendungsbestätigungen abweichend von den Allgemeinen Nebenbestimmungen festlegen und auf die Vorlage von Belegen verzichten,
	5.1.7 in Einzelfällen Ausnahmen von den Nrn. 3 bis 6 ANBest-I, Nrn. 3 bis 5 ANBest-P, Nrn. 3 bis 5 ANBest-K sowie Nrn. 1 und 2 NBestBau zulassen.

	5.2 Über die Allgemeinen Nebenbestimmungen (Nr. 5.1) hinaus sind je nach Art, Zweck und Höhe der Zuwendung sowie nach Lage des einzelnen Falles im Zuwendungsbescheid insbesondere zu regeln:
	5.2.1 bei nicht rückzahlbaren Zuwendungen der Vorbehalt dinglicher Rechte an Gegenständen zur Sicherung eines etwaigen Erstattungsanspruchs. Eine dingliche Sicherung eines etwaigen Erstattungsanspruchs ist regelmäßig vorzusehen, wenn aus nicht rückzah...
	5.2.2 bei bedingt oder unbedingt rückzahlbaren Zuwendungen die Rückzahlung und Verzinsung sowie die Sicherung des Erstattungsanspruchs; wegen der in Betracht kommenden Sicherheitsleistungen gelten die Nrn. 1.5.1 und 1.5.2 zu Art. 59 sinngemäß;
	5.2.3 die Einräumung von Benutzungsrechten an Schutzrechten, die Übertragung von Schutzrechten auf den Staat oder seine angemessene Beteiligung an den Erträgen aus diesen Rechten,
	5.2.4 bei Zuwendungen für Forschungs- und sonstige wissenschaftliche Arbeiten die Nutzbarmachung der Ergebnisse für die Allgemeinheit, z.B. durch Veröffentlichung,
	5.2.5 die Beteiligung fachtechnischer Dienststellen,
	5.2.6 Besonderheiten hinsichtlich des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung. Dabei kann die Bewilligungsbehörde die Auszahlung eines Restbetrags der Zuwendung (Einbehalt) von der Vorlage des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbe...
	5.2.7 bei institutioneller Förderung die entsprechende Anwendung haushaltsrechtlicher Vorschriften des Staates,
	5.2.8 bei Bewilligung von entsprechenden Mitteln die Anwendung der einschlägigen Vorschriften des Bundes oder der EU,
	5.2.9 die Verpflichtung des Zuwendungsempfängers zur Mitwirkung an einer begleitenden und abschließenden Erfolgskontrolle.

	5.3 Das für Finanzen zuständige Staatsministerium kann aus zwingenden haushaltswirtschaftlichen Gründen, besonders bei längerfristigen Projekten und bei Einrichtungen, die überwiegend aus öffentlichen Mitteln institutionell gefördert werden, verlangen...

	6. Zuwendungen für Baumaßnahmen
	6.1 Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen soll die fachlich zuständige technische staatliche Verwaltung gutachtlich beteiligt werden. Von einer Beteiligung soll abgesehen werden, wenn die für eine Baumaßnahme vorgesehenen Zuwendungen des Staates und des Bu...
	6.2 Das Verfahren für die Beteiligung der Bauverwaltung als fachlich zuständige technische staatliche Verwaltung richtet sich nach den als Anlage 4 beigefügten Baufachlichen Ergänzungsbestimmungen zu den VV zu Art. 44 Abs. 1 BayHO (BayZBau). Wenn nach...
	6.3 Wird gemäß Nr. 6.1 Satz 2 von der gutachtlichen Beteiligung der fachlich zuständigen technischen staatlichen Verwaltung abgesehen,
	6.4 Bei einer fachlichen Beteiligung einer anderen technischen Verwaltung können die BayZBau (Anlage 4) sinngemäß angewendet werden.

	7. Auszahlung der Zuwendungen
	7.1 Die Bewilligungsbehörde kann in Zweifelsfällen die Auszahlung der Zuwendung von der Bestandskraft des Zuwendungsbescheides abhängig machen. Dabei kann der Zuwendungsempfänger die Bestandskraft des Zuwendungsbescheides herbeiführen und damit die Au...
	7.2 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt auf Antrag des Zuwendungsempfängers (Anforderungsverfahren, Nr. 7.2.1), sofern keine festen Auszahlungstermine festgelegt sind (Nr. 7.2.2).
	7.2.1 Im Anforderungsverfahren dürfen Zuwendungen nur insoweit ausgezahlt werden, als sie voraussichtlich innerhalb von drei Monaten für fällige Zahlungen benötigt werden; bei Projektförderungen soll die Auszahlung in der Regel davon abhängig gemacht ...
	7.2.2 In geeigneten Fällen können im Zuwendungsbescheid unter Berücksichtigung des Refinanzierungsbedarfs des Zuwendungsempfängers sowie des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes feste, nach dem Kalender bestimmte Auszahlungstermine festgelegt werden. Dabei ...

	7.3 Der nach Nr. 5.2.6 einbehaltene Betrag ist, soweit nicht besondere Hinderungsgründe bestehen oder der Zuwendungsfall gemäß Nr. 11.2 vertieft geprüft werden soll, unverzüglich nach der kursorischen Prüfung (Nr. 11.1) des Verwendungsnachweises, des ...
	7.4 Soweit vertretbar, soll bei Zuwendungen von nicht mehr als 100 000 € die Auszahlung erst nach Vorlage des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung erfolgen. Nr. 7.3 gilt entsprechend.

	8. Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides, Erstattung der Zuwendung und Verzinsung
	8.1 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von Zuwendungsbescheiden sowie die Erstattung der Zuwendung und die Verzinsung des Erstattungsanspruchs richten sich nach Verwaltungsverfahrensrecht (vgl. insbesondere Art. 43, 48, 49, 49a BayVwVfG, §§ 45, 47...
	8.2 Es ist wie folgt zu verfahren:
	8.2.1 Die Bewilligungsbehörde hat die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet worden ist, insoweit unverzüglich zurückzufordern, als im Zuwendungsbescheid enthaltene Befristungen wirksam geworden oder Bedingungen eingetreten sind (Art. 36 Abs. 2 Nr...
	8.2.2 Die Bewilligungsbehörde hat einen rechtswidrigen Zuwendungsbescheid in der Regel nach Art. 48 BayVwVfG mit Wirkung für die Vergangenheit ganz oder teilweise unverzüglich zurückzunehmen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet worden is...
	8.2.3 Die Bewilligungsbehörde hat einen Zuwendungsbescheid in der Regel nach Art. 49 Abs. 2a BayVwVfG mit Wirkung auch für die Vergangenheit ganz oder teilweise unverzüglich zu widerrufen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet worden ist, ...
	8.2.4 Ein Fall des Art. 49 Abs. 2a BayVwVfG liegt auch vor, wenn aus der Zuwendung beschaffte Gegenstände während der zeitlichen Bindung nicht oder nicht mehr zweckentsprechend verwendet werden. Der Zuwendungsbescheid ist in der Regel entsprechend dem...
	8.2.5 Eine Zuwendung wird alsbald verwendet (Art. 49 Abs. 2a Nr. 1 und Art. 49a Abs. 4 BayVwVfG), wenn sie innerhalb von drei Monaten (vgl. Nr. 7.2.1) für fällige Zahlungen verbraucht wird. Soweit feste Auszahltermine (Nr. 7.2.2) bestimmt sind, gilt d...

	8.3 In den Fällen der Nrn. 8.2.2 bis 8.2.5 hat die Bewilligungsbehörde bei der Ausübung ihres Ermessens die Besonderheiten des Einzelfalles, u.a. auch die Zeitdauer der zweckentsprechenden Verwendung, sowie die Interessen des Zuwendungsempfängers und ...
	8.4 Es ist stets darauf zu achten, dass die Rücknahme oder der Widerruf des Zuwendungsbescheides innerhalb der Jahresfrist nach Art. 48 Abs. 4, Art. 49 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 2a Satz 2 BayVwVfG erfolgt. Die Frist beginnt, wenn einem zuständigen Amtswa...
	8.5 Unbeschadet Art. 49a Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG ist der zu erstattende Betrag vom Eintritt der Unwirksamkeit des Zuwendungsbescheides an mit drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich zu verzinsen. Im Fall der Rücknahme oder de...
	8.6 Wird die Zuwendung nicht alsbald zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet (Nr. 8.2.5) und wird der Zuwendungsbescheid nicht widerrufen, sind regelmäßig für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in ...
	8.7 Rücknahme und Widerruf von Zuwendungsbescheiden sollen unterbleiben, wenn dadurch eine Pflicht zu Erstattung bereits ausgezahlter Zuwendungen von nicht mehr als 1 000 € eintreten würde. Eine Rückforderung gemäß Nr. 8.2.1 soll ebenfalls unterbleibe...
	8.8 Zinsen sind nur zu erheben, wenn der Gesamtzinsanspruch mehr als 500 € beträgt.

	9. Überwachung der Verwendung
	9.1 Die Verwaltung hat die Verwendung der Zuwendung zu überwachen.
	9.2 Wer Ausgaben für Zuwendungen bewirtschaftet, hat für jedes Haushaltsjahr nach Haushaltsstellen gegliederte Übersichten zu führen, aus denen Empfänger, Bezeichnung der Maßnahme und Höhe der Zuwendung, der vorgeschriebene Zeitpunkt für die Vorlage d...
	9.3 Dem Obersten Rechnungshof ist auf besondere Anforderung der Inhalt der Übersicht nach Nr. 9.2 mitzuteilen. Mit seiner Einwilligung können vereinfachte Übersichten geführt werden.

	10. Nachweis der Verwendung
	10.1 Die Bewilligungsbehörde hat von dem Zuwendungsempfänger den Nachweis der Verwendung entsprechend den Nebenbestimmungen zu verlangen.
	10.2 In der Regel genügt ein einfacher Verwendungsnachweis (ohne Vorlage von Belegen).
	10.2.1 Bei Zuwendungen, bei denen die Erfüllung des Zuwendungszwecks in einem sich wiederholenden einfachen Ergebnis besteht, kann auf vorherige Sachberichte Bezug genommen werden.
	10.2.2 Bei institutioneller Förderung ist der einfache Verwendungsnachweis durch Vorlage einer Jahresrechnung oder eines Jahresabschlusses und ggf. des Berichts eines sachverständigen Prüfers, z.B. eines Wirtschaftsprüfers, über die zweckentsprechende...
	10.2.3 Im Verwendungsnachweis ist vom Zuwendungsempfänger eine Erklärung folgenden Inhalts zu verlangen:

	10.3 Bei Festbetragsfinanzierungen (Nr. 2.2.1) und bei Förderungen mit Kostenpauschalen, die jeweils ausschließlich aus Landesmitteln erfolgen, genügt eine Verwendungsbestätigung ohne Vorlage von Belegen. Gegenüber dem Zuwendungsempfänger ist dies im ...
	10.4 Der Nachweis bzw. die Bestätigung der Verwendung kann auch auf elektronischem Wege erfolgen, wenn die in den allgemeinen Nebenbestimmungen geforderten Angaben enthalten sind und die Prüfung (Nr. 11) ohne Mehraufwand gewährleistet ist.

	11. Prüfung des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung
	11.1 Die Bewilligungsbehörde, die nach Nr. 1.4 zuständige oder sonst beauftragte Stelle hat innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Zwischen- oder Verwendungsnachweises oder der Verwendungsbestätigung die vorgelegten Unterlagen auf Vollständigkeit...
	11.2 In einem zweiten Schritt sind die Verwendungsnachweise, Zwischennachweise oder Verwendungsbestätigungen vertieft zu prüfen.
	11.2.1 Die vertiefte Prüfung soll bei Projektförderungen auf eine stichprobenweise Auswahl von zu prüfenden Zuwendungsfällen begrenzt werden. Dabei soll ein Anteil von 10 % aller Zuwendungsfälle des Förderprogramms nicht unterschritten werden. Die Aus...
	11.2.2 Im Rahmen der vertieften Prüfung ist zu prüfen, ob

	11.3 Der Umfang und das Ergebnis der Prüfung sind in einem Vermerk (Prüfungsvermerk) niederzulegen; Feststellungen von nicht wesentlicher Bedeutung sind nicht in den Vermerk aufzunehmen. Dabei ist auch festzuhalten, welche Unterlagen bei der Bewilligu...
	11.4 Die prüfende Stelle übersendet den nach Nr. 1.4 beteiligten Stellen eine Ausfertigung des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung und des Prüfungsvermerks.
	11.5 Eine Ausfertigung des Prüfungsvermerks ist mit einer Ausfertigung des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung zu den Bewilligungsakten zu nehmen.

	12. Erfolgskontrolle
	13. Weiterleitung von Zuwendungen durch Zuwendungsempfänger
	13.1 Die Bewilligungsbehörde kann im Zuwendungsbescheid vorsehen, dass der Zuwendungsempfänger als Erstempfänger die Zuwendung ganz oder teilweise weiterleiten kann.  Durch die zweckbestimmte Weitergabe erfüllt der Erstempfänger den Zuwendungszweck.
	13.2 Die Mittel können vom Erstempfänger in öffentlich-rechtlicher oder in privatrechtlicher Form weitergegeben werden. Die Weitergabe in öffentlich-rechtlicher Form durch juristische Personen des privaten Rechts oder durch natürliche Personen setzt e...
	13.3 Der Erstempfänger darf die Mittel nur zur Projektförderung weitergeben.
	13.4 Bei der Bewilligung von Mitteln zur Weitergabe in öffentlich-rechtlicher Form durch den Erstempfänger sind für die Weitergabe – ggf. durch Bezugnahme auf bestehende Förderrichtlinien – insbesondere zu regeln:
	13.4.1 die Anwendung der einschlägigen Vorschriften des öffentlichen Rechts, soweit sich aus dem Folgenden nichts Abweichendes ergibt,
	13.4.2 die Weitergabe in Form eines Zuwendungsbescheids,
	13.4.3 der Zuwendungszweck und die Maßnahmen, die im Einzelnen gefördert werden sollen, sowie die Dauer der Zweckbindung von aus der Zuwendung beschafften Gegenständen,
	13.4.4 der als Letztempfänger in Betracht kommende Personenkreis,
	13.4.5 die Voraussetzungen, die beim Letztempfänger erfüllt sein müssen, um die Zuwendung an ihn weiterleiten zu können,
	13.4.6 die Zuwendungsart, die Finanzierungsart, die Finanzierungsform, die in Betracht kommenden zuwendungsfähigen Ausgaben oder Kosten, der Bewilligungszeitraum sowie gegebenenfalls die Modalitäten der vorläufigen Festsetzung der Zuwendungshöhe (sieh...
	13.4.7 ggf. Einzelheiten zur Antragstellung durch den Letztempfänger (z.B. Termine, fachliche Beteiligung anderer Stellen, Antragsunterlagen),
	13.4.8 die bei der Weitergabe ergänzend zu den Allgemeinen Nebenbestimmungen vorzusehenden Nebenbestimmungen; in allen Fällen ist dem Erstempfänger aufzuerlegen, gegenüber dem Letztempfänger auch ein Prüfungsrecht für die Bewilligungsbehörde (einschli...
	13.4.9 den Umfang der Anwendung von Vorschriften, die Ermessensentscheidungen vorsehen. Soweit die Vorschriften Ermessensentscheidungen vorsehen und eine Anwendung der Bestimmungen durch den Erstempfänger nicht ausgeschlossen wird, ist ihm vorzugeben,...

	13.5 Bei der Bewilligung von Mitteln zur Weitergabe in privatrechtlicher Form durch den Erstempfänger sind für die Weitergabe insbesondere zu regeln:
	13.5.1 die Weitergabe in Form eines privatrechtlichen Vertrags,
	13.5.2 die Vorgaben entsprechend den Nrn. 13.4.3 bis 13.4.7,
	13.5.3 der Rücktritt vom Vertrag aus wichtigem Grund mit dem Hinweis, dass ein wichtiger Grund für einen Rücktritt vom Vertrag insbesondere gegeben ist, wenn

	13.6 Dem Erstempfänger ist aufzuerlegen, in dem privatrechtlichen Vertrag (Nr. 13.5.1) insbesondere zu regeln:
	13.6.1 die Art und Höhe der Zuwendung sowie gegebenenfalls die Modalitäten der vorläufigen Festsetzung der Zuwendungshöhe (siehe Nr. 4.3),
	13.6.2 den Zuwendungszweck und die Dauer der Zweckbindung von aus der Zuwendung beschafften Gegenständen,
	13.6.3 die Finanzierungsart und der Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben,
	13.6.4 den Bewilligungszeitraum,
	13.6.5 die Abwicklung der Maßnahme und die Prüfung der Verwendung der Zuwendung entsprechend den Nrn. 1 bis 7 ANBest-P. Die in Betracht kommenden Bestimmungen sind dem Inhalt nach unmittelbar in den Vertrag zu übernehmen; das entsprechend Nr. 7.1 ANBe...
	13.6.6 die Anerkennung der Gründe für einen Rücktritt vom Vertrag, der Rückzahlungsverpflichtungen und der sonstigen Rückzahlungsregelungen durch den Letztempfänger,
	13.6.7 die Verzinsung von Rückzahlungsansprüchen.

	13.7 Im Zuge der Weitergabe von Zuwendungen können zwischen dem Erstempfänger und dem Letztempfänger weitere Personen eingeschaltet werden.

	14. Zuwendungen an Gebietskörperschaften
	14.1 Für Zuwendungen an Gebietskörperschaften und an öffentlich-rechtliche Zusammenschlüsse unter Beteiligung von Gebietskörperschaften, für deren Wirtschaften die Vorschriften über die Gemeindewirtschaft, die Landkreiswirtschaft oder die Bezirkswirts...
	14.2 Zuwendungen werden ausschließlich zur Projektförderung (VV Nr. 2.1 zu Art. 23) und grundsätzlich nicht im Wege einer Fehlbedarfsfinanzierung (Nr. 2.2.3) gewährt.
	14.3 Abweichend von Nr. 1.2 können bei Maßnahmen oder selbständig nutzbaren oder verwertbaren Teilen, deren Finanzierung sich über mehrere Jahre erstreckt, Teilbewilligungen beantragt und gewährt werden. Dabei wird, soweit Verpflichtungsermächtigungen...
	14.4 Für Anträge und Nachweise sind die nachfolgenden Muster zu verwenden; im elektronischen Verfahren sind die in den Mustern enthaltenen Angaben einzuholen:
	14.4.1 Für Zuwendungsanträge (Nr. 3.1) das Muster 1a zu Art. 44 BayHO; den Anträgen ist eine Übersicht über die finanziellen Verhältnisse nach Muster 2a oder 2b zu Art. 44 BayHO beizufügen, soweit die Bewilligungsbehörde nichts Anderes vorschreibt. Be...
	14.4.2 Für Anträge auf Bewilligung einer weiteren Rate einer bereits bewilligten oder in Aussicht gestellten Gesamtzuwendung (Nr. 14.3) das Muster 1b zu Art. 44 BayHO, wenn hinsichtlich Kosten und Finanzierung gegenüber dem letzten Antrag keine Änderu...
	14.4.3 Für Auszahlungsanträge im Anforderungsverfahren (Nr. 7.2.1) das Muster 3 zu Art. 44 BayHO. Nr. 14.4.1 Satz 2 gilt entsprechend.
	14.4.4 Für den Verwendungsnachweis (Nr. 10.2) das Muster 4 zu Art. 44 BayHO und für die Verwendungsbestätigung (Nr. 10.3) das Muster 4a zu Art. 44 BayHO.

	14.5 Von einer Rückforderung gemäß Nr. 8.2.1 kann ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn sich nach Erlass des Zuwendungsbescheides die finanziellen Verhältnisse des Zuwendungsempfängers erheblich verschlechtert oder die Bemessungsgrundsätze erhebl...
	14.6 Die Prüfung des Verwendungsnachweises oder der Verwendungsbetätigung (Nr. 11) kann für geeignete Zuwendungsbereiche auf die Rechnungsprüfungsstellen der Landratsämter übertragen werden, sofern der Landkreis nicht selbst Empfänger der Zuwendung ist.

	15. Fälle von geringer finanzieller Bedeutung
	16. Besondere Regelungen
	16.1 Das Zuwendungsverfahren soll, soweit das möglich ist, digital abgewickelt werden (Art. 5 Abs. 1, Art. 19, Art. 20 BayDiG). Die Übermittlung elektronischer Dokumente richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften (insbesondere Art. 3a und 37 BayV...
	16.2 Soweit das zuständige Staatsministerium oder die Bewilligungsbehörde nicht nach den Nrn. 1 bis 11 und 13 bis 15 ermächtigt ist, Ausnahmen zuzulassen, sind solche im Einzelfall im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium mög...
	16.3 Für einzelne Zuwendungsbereiche kann das zuständige Staatsministerium im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium und nach Anhörung des Obersten Rechnungshofes (Art. 103) ergänzende oder abweichende Verwaltungsvorschriften ...
	16.4 Grundsätzliche Zweifelsfragen sowie Fragen von erheblicher finanzieller Bedeutung, die sich bei der Anwendung der Nrn. 1 bis 15 ergeben, sind im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium zu klären.
	16.5 Soweit Regelungen nach den Nrn. 16.2 bis 16.4 den Nachweis der Verwendung (Nrn. 10 und 14.4.4) betreffen, ist das Einvernehmen mit dem Obersten Rechnungshof herzustellen. Soweit der Oberste Rechnungshof es für erforderlich hält, ist zu bestimmen,...
	16.6 Die Nrn. 1 bis 16.5 gelten für den Staat als Zuwendungsgeber auch dann, wenn bei einer kapitalmäßigen Beteiligung des Staates an dem Zuwendungsempfänger (VV Nr. 1.2 zu Art. 65) die Bewilligungsbehörde in einem Aufsichtsorgan des Zuwendungsempfäng...

	17. Sondervermögen



	5_ANBest-I_2024
	Allgemeine Nebenbestimmungen  für Zuwendungen zur institutionellen Förderung  (ANBest-I)
	1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung
	1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.
	1.2 Alle eigenen Mittel und mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter) des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle Ausgaben einzusetzen. Der Haushalts- oder Wirtschaftsplan einschließlich Organi...
	1.3 Der Zuwendungsempfänger darf seine Beschäftigten finanziell nicht besserstellen als vergleichbare Beschäftigte im öffentlichen Dienst; eine Zuwendung wird grundsätzlich nicht gewährt, wenn höhere Entgelte als nach dem TV-L und dem TVöD oder sonsti...
	1.4 Versicherungen sind nur zuwendungsfähig, soweit sie im Bescheid zugelassen sind und wenn der Zuwendungsempfänger seine Beschäftigten durch die Versicherung nicht besserstellt als vergleichbare Bedienstete des Staates.
	1.5 Soweit im Zuwendungsbescheid keine festen Auszahlungstermine festgelegt sind, darf die Zuwendung nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von drei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anford...
	1.6 Am Jahresende nicht verbrauchte Kassenmittel werden auf die Auszahlungen zu Beginn des Folgejahres angerechnet.
	1.7 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.
	1.8 Die Bildung von gesondert ausgewiesenen Rückstellungen und von Rücklagen ist nur zulässig, soweit sie gesetzlich (z.B. durch das Handelsgesetzbuch) vorgeschrieben sind.

	2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderungen der Finanzierung
	2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Haushalts- oder Wirtschaftsplan veranschlagten zuwendungsfähigen Ausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so wird die Zuwendung ermäßigt
	2.1.1 bei Anteilfinanzierung  anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
	2.1.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung1 um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe Zuwendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund oder einem anderen Land gefördert, wird Nr. 2.1.1 sinngemäß angewendet.

	2.2 Die Höhe der Zuwendung wird, sofern sie im Zuwendungsbescheid vorläufig festgesetzt wurde, durch den Schlussbescheid im zutreffenden Umfang endgültig festgesetzt, im Übrigen ggf. durch Rücknahme oder Widerruf (Art. 48, 49 BayVwVfG) korrigiert.

	3. Vergabe von Aufträgen
	3.1 Vor der Vergabe eines Auftrags sind in der Regel mindestens drei Unternehmen zur Abgabe eines Angebots aufzufordern. Unter den eingegangenen Angeboten ist das wirtschaftlichste Angebot zu berücksichtigen. Dabei sind zu dokumentieren:
	3.2 Aufträge im Wert von bis zu 5 000 € (ohne Umsatzsteuer) für Liefer- und Dienstleistungen und bis zu 10 000 € (ohne Umsatzsteuer) für freiberufliche Leistungen (im Sinne des § 18 Abs. 1 EStG) sowie für Bauleistungen können unter Berücksichtigung de...
	3.3 Aufträge sind an fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu vergeben. Das bedeutet
	3.4 Es wird darauf hingewiesen, dass weitergehende Bestimmungen den Zuwendungsempfänger zur Anwendung von Vergabevorschriften verpflichten können (z. B. Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen – GWB).

	4. Inventarisierungspflicht
	5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers
	5.1 er nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplans weitere Zuwendungen bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält,
	5.2 für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,
	5.3 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von drei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden können.

	6. Buchführung
	6.1 Die Kassen- und Buchführung sind entsprechend den Regeln der Bayerischen Haushaltsordnung und den jeweils geltenden Verwaltungsvorschriften einzurichten, es sei denn, dass die Bücher nach den für den Staat oder die Gemeinden geltenden entsprechend...
	6.2 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck.
	6.3 Der Zuwendungsempfänger hat die Bücher, Belege und alle sonstigen Geschäftsunterlagen (vgl. Nr. 8.1 Satz 1) fünf Jahre nach Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere...

	7. Nachweis der Verwendung
	7.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Haushalts- oder Wirtschaftsjahres nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis.
	7.2 In dem Sachbericht sind die Tätigkeit des Zuwendungsempfängers sowie das erzielte Ergebnis im abgelaufenen Haushalts- oder Wirtschaftsjahr darzustellen. Tätigkeits-, Geschäfts-, Abschluss- und Prüfungsberichte und etwaige Veröffentlichungen sind b...
	7.3 Der zahlenmäßige Nachweis besteht für den Fall, dass der Zuwendungsempfänger nach Einnahmen und Ausgaben bucht, aus der Jahresrechnung. Diese muss alle Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Haushaltsjahres in der Gliederung des Haushalts- oder W...
	7.4 Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und Belegen übereinstimmen.
	7.5 Erfolgt der Nachweis der Verwendung auf elektronischem Wege, so hat der Zuwendungsempfänger eine Ausfertigung des Verwendungsnachweises nach den Fristen der Nr. 6.3 aufzubewahren.

	8. Prüfung der Verwendung
	8.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erf...
	8.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen.
	8.3 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger zu prüfen (Art. 91 BayHO).

	9. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
	9.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen worden oder sonst unwirksam g...
	9.2 Nr. 9.1 gilt insbesondere, wenn
	9.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist,
	9.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird,
	9.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist,
	9.2.4 die in einem Schlussbescheid endgültig festgesetzte Höhe einer unter Vorbehalt bewilligten Zuwendung hinter dem bereits ausgezahlten Zuwendungsbetrag zurückbleibt.

	9.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwendungsempfänger
	9.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet oder
	9.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt.

	9.4 Der Erstattungsanspruch ist mit drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich nach Maßgabe des Art. 49a Abs. 3 BayVwVfG zu verzinsen.
	9.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerrufen, so können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendun...



	6_ANBest-P_2024
	Allgemeine Nebenbestimmungen  für Zuwendungen zur Projektförderung  (ANBest-P)
	1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung
	1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.
	1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. D...
	1.3 Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche Verwaltungsausgaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf der Zuwendungsempfänger se...
	1.4 Soweit im Zuwendungsbescheid keine festen Auszahlungstermine festgelegt sind, darf die Zuwendung nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von drei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anford...
	1.4.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung  jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
	1.4.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung1, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des Zuwendungsempfängers verbraucht sind. Wird ein zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur ante...

	1.5 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.
	1.6 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist.

	2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung
	2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten zuwendungsfähigen Ausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so wird die Zuwendung ermäßigt
	2.1.1 bei Anteilfinanzierung  anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
	2.1.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung2 um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe Zuwendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund und/oder einem anderen Land gefördert, wird Nr. 2.1.1 sinngemäß angewendet.

	2.2 Die Höhe der Zuwendung wird, sofern sie im Zuwendungsbescheid vorläufig festgesetzt wurde, durch den Schlussbescheid im zutreffenden Umfang endgültig festgesetzt, im Übrigen ggf. durch Rücknahme oder Widerruf (Art. 48, 49 BayVwVfG) korrigiert.

	3. Vergabe von Aufträgen
	3.1 Vor der Vergabe eines Auftrags sind in der Regel mindestens drei Unternehmen zur Abgabe eines Angebots aufzufordern. Unter den eingegangenen Angeboten ist das wirtschaftlichste Angebot zu berücksichtigen. Dabei sind zu dokumentieren
	a) die Leistungsbeschreibung,
	b) die Angebotseinholung,
	c) die eingegangenen Angebote und
	d) die Auswahlentscheidung samt etwaiger Wertungskriterien.

	3.2 Aufträge im Wert von bis zu 5 000 € (ohne Umsatzsteuer) für Liefer- und Dienstleistungen und bis zu 10 000 € (ohne Umsatzsteuer) für freiberufliche Leistungen (im Sinne des § 18 Abs. 1 EStG) sowie für Bauleistungen können unter Berücksichtigung de...
	3.3 Aufträge sind an fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu vergeben. Das bedeutet:
	a) Anbieter, die zur Abgabe eines Angebots aufgefordert werden (Nr. 3.1) oder an die ein Auftrag vergeben wird (Nr. 3.2), müssen fachlich und personell in der Lage sein, den zu vergebenden Auftrag auszuführen. Die Vergabe an einen Generalübernehmer is...
	b) Der Zuwendungsempfänger soll zwischen den Anbietern wechseln, die er zur Abgabe eines Angebots auffordert (Nr. 3.1) oder an die er einen Auftrag direkt vergibt (Nr. 3.2).

	3.4 Es wird darauf hingewiesen, dass weitergehende Bestimmungen den Zuwendungsempfänger zur Anwendung von Vergabevorschriften verpflichten können (z. B. Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen – GWB).

	4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände
	4.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten ze...
	4.2 Der Zuwendungsempfänger hat ganz oder überwiegend zulasten nicht rückzahlbarer Zuwendungen beschaffte Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 800 € (ohne Umsatzsteuer) übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen de...

	5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers
	5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans – auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises – weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er – ggf. weitere – Mittel von Dritten erhält,
	5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,
	5.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,
	5.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von drei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden können,
	5.5 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden,
	5.6 ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird.

	6. Nachweis der Verwendung
	6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats, der Bewilligungsbehörde nachzuweisen (Verwendungsnachweis, V...
	6.1.1 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis.
	6.1.2 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen.
	6.1.3 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter und eigene Mittel) und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Soweit der Zuwendungsemp...
	6.1.4 Zudem ist dem zahlenmäßigen Nachweis eine Einzelaufstellung beizufügen, in der, unterteilt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans, alle Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt ausgewiesen sind. Aus der Ein...
	6.1.5 Mit dem Nachweis sind die Einnahme- und Ausgabebelege über die Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen. Satz 1 gilt nicht, sofern auf die Vorlage von Belegen verzichtet wurde (einfacher Verwendungsnachweis).
	6.1.6 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Außerdem müssen die ...

	6.2 Sofern im Zuwendungsbescheid zugelassen, genügt eine Verwendungsbestätigung mit dem in Muster 4a zu Art. 44 BayHO vorgegebenen Inhalt ohne Vorlage von Belegen.
	6.3 Der Zuwendungsempfänger hat die in Nr. 6.1.5 genannten Belege und Verträge – auch im Falle der Verwendungsbestätigung –, alle sonst mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen (vgl. Nr. 7.1 Satz 1) sowie im Falle des Nachweises bzw. der Bestäti...
	6.4 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, hat er die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden Verwendungs- und Zwischennachweise oder Verwendungsbestätigungen entsprechend VV N...

	7. Prüfung der Verwendung
	7.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erf...
	7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen.
	7.3 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu prüfen (Art. 91 BayHO).

	8. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
	8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen worden oder sonst unwirksam g...
	8.2 Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn
	8.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist,
	8.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird,
	8.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist;
	8.2.4 die in einem Schlussbescheid endgültig festgesetzte Höhe einer unter Vorbehalt bewilligten Zuwendung hinter dem bereits ausgezahlten Zuwendungsbetrag zurückbleibt.

	8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwendungsempfänger
	8.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet oder
	8.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt.

	8.4 Der Erstattungsanspruch ist mit drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich nach Maßgabe des Art. 49a Abs. 3 BayVwVfG zu verzinsen.
	8.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerrufen, so können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendun...



	7_ANBest-K_2024
	Allgemeine Nebenbestimmungen  für Zuwendungen zur Projektförderung  an kommunale Körperschaften  (ANBest-K)
	1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung
	1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.
	1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. D...
	1.3 Soweit im Zuwendungsbescheid keine festen Auszahlungstermine festgelegt sind, darf die Zuwendung nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von drei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird; bei Baumaß...
	1.3.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung  jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln  des Zuwendungsempfängers,
	1.3.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung1, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel2 des Zuwendungsempfängers verbraucht sind. Wird ein zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur ant...

	1.4 Soweit die Zuwendung für Hoch- oder Tiefbaumaßnahmen bestimmt ist, kann sie bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung entsprechend dem Baufortschritt nach einem von der Bewilligungsstelle im Bewilligungsbescheid bestimmten Schlüssel angefordert wer...
	1.5 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.
	1.6 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist.

	2. Nachträgliche Änderung der Ausgaben oder der Finanzierung
	2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten zuwendungsfähigen Ausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel (z.B. Investitionszulagen) – ausgenommen Spenden – hinzu, so wird die Zuwen...
	2.1.1 bei Anteilfinanzierung  anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
	2.1.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung3 um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe Zuwendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund und/oder einem anderen Land durch Fehlbedarfsfinanzierung gefördert, wird Nr. 2.1.1 sinngemäß an...

	2.2 Die Höhe der Zuwendung wird, sofern sie im Zuwendungsbescheid vorläufig festgesetzt wurde, durch den Schlussbescheid im zutreffenden Umfang endgültig festgesetzt, im Übrigen ggf. durch Rücknahme oder Widerruf (Art. 48, 49 BayVwVfG) korrigiert.
	2.3 Erhöht sich bei Maßnahmen, deren Finanzierung sich über mehrere Jahre erstreckt, nach der Bewilligung im Bewilligungszeitraum die Finanzkraft des Zuwendungsempfängers, so kann die Zuwendung insoweit ermäßigt werden, als die Finanzkraft bei der Fes...

	3. Vergabe von Aufträgen
	Direktaufträge sind nur zulässig nach Maßgabe der für Kommunen geltenden Vergabegrundsätze, die das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium auf Grund des § 31 Abs. 2 Ko...

	4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände
	5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers
	5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans – auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises – weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er – ggf. weitere – Mittel von Dritten erhält,
	5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,
	5.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,
	5.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von drei Monaten verbraucht werden können,
	5.5 Gegenstände nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden.

	6. Nachweis der Verwendung
	6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist, wenn im Einzelfall nicht etwas Anderes bestimmt ist, innerhalb von einem Jahr nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch ein Jahr nach Ablauf des Bewilligungszeitraums der Bewilligungsbehörde nachzuwei...
	6.1.1 Der Verwendungsnachweis (sowie der gegebenenfalls erforderliche vorläufige Verwendungsnachweis) besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. Soweit im Zuwendungsbescheid oder in besonderen Nebenbestimmungen nichts Anderes best...
	6.1.2 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis kurz darzustellen. Dem Sachbericht sind die Berichte der von dem Zuwendungsempfänger beteiligten technischen Dienststellen beizufügen.
	6.1.3 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter und eigene Mittel) und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Soweit der Zuwendungsemp...
	6.1.4 Zudem ist dem zahlenmäßigen Nachweis eine Einzelaufstellung beizufügen, in der, unterteilt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans, alle Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt ausgewiesen sind. Aus der Ein...
	6.1.5 Mit dem Nachweis sind die Einnahme- und Ausgabebelege über die Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen. Satz 1 gilt nicht, sofern auf die Vorlage von Belegen verzichtet wurde (einfacher Verwendungsnachweis).

	6.2 Sofern im Zuwendungsbescheid eine Verwendungsbestätigung ohne Vorlage von Belegen zugelassen ist, ist dafür das Formblatt nach Muster 4a zu Art. 44 BayHO zu verwenden, soweit im Zuwendungsbescheid oder in besonderen Nebenbestimmungen nichts andere...
	6.3 Werden Baumaßnahmen gefördert, muss der Zuwendungsempfänger für jede Baumaßnahme eine Baurechnung führen (siehe dazu Anlage 4b zu den VV zu Art. 44 BayHO – Baufachliche Nebenbestimmungen – NBest-Bau).
	6.4 Der Zuwendungsempfänger hat die Belege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die Einzelzahlungen, die Verträge über die Vergabe von Aufträgen, alle sonstigen mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen sowie im Fall des Nachweises bzw. der Bestäti...
	6.5 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, hat er die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden Verwendungs- und Zwischennachweise oder Verwendungsbestätigungen entsprechend VV N...

	7. Prüfung der Verwendung
	7.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erf...
	7.2 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu prüfen (Art. 91 BayHO).

	8. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
	8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen worden oder sonst unwirksam g...
	8.2 Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn
	8.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist,
	8.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird,
	8.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist,
	8.2.4 die in einem Schlussbescheid endgültig festgesetzte Höhe einer unter Vorbehalt bewilligten Zuwendung hinter dem bereits ausgezahlten Zuwendungsbetrag zurückbleibt.

	8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwendungsempfänger
	8.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung für fällige Zahlungen verwendet oder
	8.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt.

	8.4 Der Erstattungsanspruch ist mit drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich nach Maßgabe des Art. 49a Abs. 3 BayVwVfG zu verzinsen.
	8.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerrufen, so können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendun...
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	Baufachliche Ergänzungsbestimmungen für Zuwendungen (BayZBau)
	1. Anwendungsbereich
	1.1 Die Bewilligung und Zahlung von Zuwendungen an Stellen außerhalb der Staatsverwaltung für Baumaßnahmen sowie der Nachweis der Verwendung der Mittel und die Prüfung ihrer Verwendung regeln sich nach den Verwaltungsvorschriften zu Art. 44 BayHO (VV ...
	1.2 Soweit für denselben Zweck ausnahmsweise Zuwendungen sowohl vom Staat als auch vom Bund bewilligt werden, ist gemäß VV Nr. 1.4.4 zu Art. 44 nur eine Bauverwaltung fachtechnisch zu beteiligen.
	1.3 Allgemeine Abweichungen von diesen Bestimmungen sind nur zulässig im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium und, soweit der Verwendungsnachweis betroffen ist, mit dem Obersten Rechnungshof.
	1.4 Soweit die Bemessung von zuwendungsfähigen Ausgaben auf der Grundlage fester Beträge erfolgt (VV Nr. 2.3 zu Art. 44 BayHO), ist in den für die einzelnen Förderbereiche geltenden Richtlinien festzulegen, inwieweit die Baufachlichen Ergänzungsbestim...

	2. Beratung bei der Aufstellung der Bauunterlagen
	3. Umfang der Bauunterlagen
	4. Prüfung der Bauunterlagen und der Bauausführung
	4.1 Die Prüfung erstreckt sich auf die Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Planung und Ausführung sowie auf die Angemessenheit der Kosten.
	4.2 Das Ergebnis der Prüfung ist in einer baufachlichen Stellungnahme festzuhalten, soweit dies nicht bereits in einem vorausgegangenen Verfahren geschehen ist; dabei sind die erforderlichen technischen Auflagen vorzuschlagen.
	4.3 Die Bewilligungsbehörde leitet der Bauverwaltung einen Abdruck des Zuwendungsbescheides zu. Die Bauverwaltung soll während der Bauausführung stichprobenweise die Einhaltung der einschlägigen Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) überprüfen....

	5. Baufachliche Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid
	6. Gestaltung von Kostengliederungen für Hochbaumaßnahmen
	7. Prüfung des Verwendungsnachweises
	7.1 Die Bauverwaltung überprüft stichprobenweise den Verwendungsnachweis in baufachlicher Hinsicht. Sie stellt dabei fest, ob die Maßnahme wirtschaftlich und sparsam entsprechend den der Bewilligung zugrundeliegenden Bauunterlagen ausgeführt worden is...
	7.2 VV Nr. 11 zu Art. 44 bleibt unberührt.

	8. Beteiligung kommunaler Bauverwaltungen
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	Unterlagen für Baumaßnahmen
	1. Straßen- und Brückenbaumaßnahmen
	2. Wasserwirtschaftliche Maßnahmen und Wirtschaftswegebauten außerhalb der Flurbereinigung
	3. Wirtschaftswegebauten im Rahmen der Flurbereinigung
	4. Hochbauten
	4.1 Planunterlagen, bestehend aus
	4.1.1 dem Bau- und/oder Raumprogramm, ggf. mit Anerkennungsvermerk,
	4.1.2 einem Übersichtsplan und – sofern vorhanden – einem Messtischblatt,
	4.1.3 einem Lageplan des Bauvorhabens, mindestens im Maßstab 1 : 1000, mit Darstellung der Erschließung,
	4.1.4 Plänen, die Art und Umfang des Bauvorhabens prüfbar nachweisen,

	4.2 Vorbescheide oder sonstige Nachweise über die baurechtliche Zulässigkeit (das baurechtliche Verfahren soll möglichst erst nach der baufachlichen Prüfung durchgeführt werden),
	4.3 Erläuterungsbericht nach Muster 6 zu Art. 44 BayHO,
	4.4 Kostenermittlung
	4.5 Wirtschaftlichkeitsberechnungen für Bau und Betrieb (z.B. Planungs- und Kostenrichtwerte), soweit sie für die Bewilligung der Zuwendung von Bedeutung sind.
	4.6 Auf die Vorlage der unter Nrn. 4.1 bis 4.5 genannten Unterlagen zusammen mit dem Zuwendungsantrag kann verzichtet werden, soweit sie bereits im Rahmen der baufachlichen Beratung (vgl. Nr. 2 BayZBau) oder im Rahmen eines anderen Verfahrens (z.B. be...
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	Baufachliche Nebenbestimmungen  (NBest-Bau)
	1. Vergabe und Ausführung
	1.1 Der Zuwendungsempfänger hat die ihm benannte Bauverwaltung rechtzeitig über die erstmalige Ausschreibung und Vergabe, den Baubeginn und die Beendigung einer Baumaßnahme zu unterrichten.
	1.2 Die Ausführung der Baumaßnahme muss den der Bewilligung zugrundeliegenden Bauunterlagen sowie den technischen Vorschriften entsprechen, die für den betreffenden Bereich eingeführt sind.
	1.3 Von den Bauunterlagen darf nur insoweit abgewichen werden, als die Abweichung nicht erheblich ist. Wenn die Abweichungen zu einer wesentlichen Änderung des Bau- oder Raumprogramms, einer wesentlichen Erhöhung der Betriebskosten oder einer wesentli...

	2. Baurechnung
	2.1 Der Zuwendungsempfänger muss für jede Baumaßnahme eine Baurechnung führen. Besteht eine Baumaßnahme aus mehreren Bauobjekten/Bauabschnitten, sind getrennte Baurechnungen zu führen.
	2.2 Die Baurechnung besteht, sofern im Zuwendungsbescheid nichts Abweichendes bestimmt ist, aus
	2.2.1 dem Bauausgabebuch (bei Hochbauten gegliedert nach DIN 276, bei anderen Bauten nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides); werden die Einnahmen und Ausgaben für das geförderte Bauobjekt von anderen Buchungsvorfällen getrennt nachgewiesen, entspreche...
	2.2.2 den Rechnungsbelegen, bezeichnet nach den Buchungen im Bauausgabebuch,
	2.2.3 den Abrechnungsunterlagen zu den Schlussrechnungen, bestehend regelmäßig aus
	2.2.3.1 den Verdingungsunterlagen wie
	2.2.3.2 den Vertragsunterlagen wie
	2.2.3.3 den Ausführungsunterlagen (§ 3 VOB/B),
	2.2.3.4 den Berechnungsunterlagen für die Kostenansätze wie
	2.2.3.5 dem Nachweis über den Ist- und Sollverbrauch der Baustoffe, soweit Lieferung und Ausführung getrennt verrechnet werden,
	2.2.3.6 der Abnahmeniederschrift und ggf. den Vermerken über die Mängelbeseitigung,
	2.2.3.7 soweit gefordert, den Prüfungszeugnissen über die Untersuchung von Baustoffen und/oder Bauteilen,

	2.2.4 dem Bautagebuch oder der Sammlung der Tageberichte,
	2.2.5 den bauaufsichtlichen, wasserrechtlichen und ähnlichen Genehmigungen, soweit sie der Bewilligungsbehörde nicht bereits vorliegen,
	2.2.6 soweit gefordert, den Bestandsplänen,
	2.2.7 dem Zuwendungsbescheid und den Schreiben über die Bereitstellung der Mittel,
	2.2.8 den geprüften, dem Zuwendungsbescheid zugrundegelegten Bau- und Finanzierungsunterlagen,
	2.2.9 der Berechnung des umbauten Raumes nach DIN 277 und ggf. Wohn- und Nutzflächenberechnung nach DIN 283 nach der tatsächlichen Bauausführung (nur bei Hochbauten).


	3. Verwendungsnachweis
	3.1 Der Verwendungsnachweis ist (ggf. abweichend von Nr. 6.1.3 ANBest-P) nach Muster 4 zu Art. 44 BayHO zu erstellen; dabei sind bei nicht-kommunalen Körperschaften unter Abschnitt 1 die Zeilen 1 und 6 nicht auszufüllen; desgleichen entfällt unter Abs...
	3.2 Werden über Teile einer Baumaßnahme (z.B. bei mehreren Bauobjekten/Bauabschnitten) einzelne Verwendungsnachweise geführt, so ist nach Abschluss der Baumaßnahme ein zusammengefasster Verwendungsnachweis nach Muster 4 zu Art. 44 BayHO aufzustellen.
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	Grundsätze  für die Ordnung staatlicher Förderprogramme  (Fördergrundsätze - FöGr)
	1. Leitsätze für die Schaffung und die Fortführung von Zuwendungsbereichen
	1.1 Neue Zuwendungsbereiche (Förderbereiche) dürfen nur mit Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat (Art. 40 BayHO) eingerichtet werden. Sie sind auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 23 BayHO nur zulässig, wenn sie unb...
	1.2 Zuwendungsbereiche, aus denen überwiegend Bagatellförderungen bewilligt werden können, sollen nicht eingerichtet werden (vgl. Nr. 4.6.4).
	1.3 Zweckzuweisungen im kommunalen Bereich sollen nicht eingeführt oder ausgeweitet werden, wenn die Erfüllung der kommunalen Aufgabe auch durch die Zuweisung allgemeiner Deckungsmittel sichergestellt werden kann.
	1.4 Bei der Gestaltung von Förderrichtlinien und der Umsetzung von Förderprogrammen ist auf einen effektiven Mitteleinsatz zu achten. Dafür sind insbesondere eine vorbereitende Bedarfsermittlung und konkrete Zielvorgaben maßgeblich.

	2. Leitsätze für die Regelung von Zuwendungsbereichen
	2.1 Zuwendungsrichtlinien (Förderrichtlinien) sind für Zuwendungsbereiche nur dann zu erlassen und zu veröffentlichen, wenn dies aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung oder der Bürgerfreundlichkeit erforderlich ist. Der Erlass von Zuwendungsrichtlin...
	2.2 Zuwendungsbereiche, die in den wesentlichen Voraussetzungen und in den Grundzügen des Verfahrens übereinstimmen, sind zusammenzufassen.

	3. Leitsätze zu Zuwendungsrichtlinien
	3.1 Das nachfolgende Aufbauschema ist zu beachten, soweit nicht Besonderheiten des einzelnen Zuwendungsbereichs eine Abweichung rechtfertigen (z.B. bundesweit vereinbarter Richtlinienaufbau):
	3.2 Die Zuwendungsrichtlinien wenden sich an die Förderverwaltung. Das Verhältnis der Förderverwaltung zu den Zuwendungsempfängern ist über Antrag, Bewilligungsbescheid und Nebenbestimmungen abschließend zu regeln. Von globalen Verweisungen des Zuwend...
	3.3 Es ist grundsätzlich zu vermeiden, die VV zu Art. 44 BayHO in den Zuwendungsrichtlinien zu wiederholen.

	4. Leitsätze zum Inhalt der Zuwendungsrichtlinien
	4.1 Vorspann
	4.2 Zweck der Zuwendung
	4.3 Gegenstand der Förderung
	4.3.1 Der Gegenstand der Förderung soll so beschrieben werden, dass sich das vorgesehene Mittelvolumen mit dem zu bedienenden Antragsvolumen deckt.
	4.3.2 Fördergegenstände, deren zuwendungsfähige Kosten in der Regel die Bagatellgrenzen (vgl. Nr. 4.6.4) nicht übersteigen, sollen nicht in den Katalog der Fördergegenstände aufgenommen werden.
	4.3.3 Fördergegenstände im Hochbaubereich sind einheitlich in Anlehnung an die Finanzausgleichs-Zuwendungsrichtlinien (FA-ZR) in der jeweils geltenden Fassung zu beschreiben, sofern Besonderheiten des einzelnen Förderprogramms keine Ausweitung oder Ei...

	4.4 Beschreibung des Kreises der Zuwendungsempfänger
	4.4.1 Beziehen sich zwei oder mehrere Förderprogramme auf denselben Kreis von Zuwendungsempfängern, so ist der Kreis der Zuwendungsempfänger in den Förderprogrammen nach denselben Merkmalen zu bestimmen.
	4.4.2 In Zuwendungsbereichen der Wohlfahrtspflege, in denen freigemeinnützige Träger mit öffentlichen Trägern als Zuwendungsempfänger konkurrieren, können die öffentlichen Träger nur gefördert werden, soweit geeignete, dem Bedarf entsprechende Einrich...

	4.5 Zuwendungsvoraussetzungen
	4.5.1 Die Zuwendungsvoraussetzungen sind auf die unbedingt notwendigen Anforderungen zu beschränken.
	4.5.2 Mindestanforderungen und Qualitätsstandards (vor allem in Bau- und Ausstattungsrichtlinien) dürfen nur insoweit verbindlich vorgeschrieben werden, als sie zur Sicherstellung des Zuwendungszwecks unabdingbar oder zur Wahrung der Gleichbehandlung ...
	4.5.3 Die Bewilligung von Zuwendungen darf nicht davon abhängig gemacht werden, dass der Zuwendungsempfänger sonstige mit dem Förderantrag nicht in untrennbarem Zusammenhang stehende Maßnahmen durchführt.
	4.5.4 Die Bewilligung einer Zuwendung darf grundsätzlich nicht davon abhängig gemacht werden, dass auch eine kommunale Körperschaft den Gegenstand fördert. Möglich sind empfehlende Formulierungen in geeigneten Bereichen.
	4.5.5 Zuwendungsvoraussetzungen sind möglichst so zu bestimmen, dass sie durch Rückgriff auf bereits getroffene Feststellungen dargetan werden können.
	4.5.6 Doppelsicherungen (Sicherung sowohl des Zuwendungszwecks wie des Rückzahlungsanspruchs) sind zu vermeiden.

	4.6 Art und Umfang der Zuwendung
	4.6.1 Eignen sich Zuwendungsbereiche für alle drei Finanzierungsarten, so ist die Festbetragsfinanzierung der Anteil- oder Fehlbedarfsfinanzierung vorzuziehen.
	4.6.2 In allen geeigneten Bereichen sind Kostenrichtwerte einzuführen. Dabei sind Kostenpauschalen der Regelung durch Kostenorientierungswerte oder Kostenhöchstwerte vorzuziehen. Die Kostenrichtwerte sind nach Bedarf zeitnah der Kostenentwicklung anzu...
	4.6.3 Zuwendungsfähig sollen nach Möglichkeit nur leicht nachweisbare Kostenpositionen sein. Der Verzicht auf schwer nachweisbare Kostenpositionen kann durch eine höhere Förderung bei leichter nachweisbaren Kostenpositionen ausgeglichen werden.
	4.6.4 Maßnahmen, deren zuwendungsfähige Kosten eine bestimmte Bagatellgrenze nicht überschreiten, dürfen nicht gefördert werden. Im kommunalen Bereich kommt als Bagatellgrenze in der Regel ein Betrag von 25 000 €, im Hochbau von 100 000 € an zuwendung...
	4.6.5 Der Grunderwerb ist nicht in die zuwendungsfähigen Kosten einzubeziehen, es sei denn, der Grunderwerb selbst ist der eigentliche oder weit überwiegende Förderzweck.
	4.6.6 Die zuwendungsfähigen Kosten im Hochbaubereich sind entsprechend der Regelung in der FA-ZR gegliedert nach Kostengruppen der DIN 276 auszugestalten, wobei Besonderheiten des Förderprogramms (z. B. Zuwendungsfähigkeit der Beschaffung von Einricht...
	4.6.7 Freiwillige Arbeiten  von Vereins- und Gemeindeangehörigen und Sachleistungen  gehören als Eigenleistung zu den zuwendungsfähigen Kosten. Kommunale Regiearbeiten werden grundsätzlich nicht gefördert.
	4.6.8 Die Anerkennung von Geld- und Sachspenden als Eigenleistungen kann ausnahmsweise vorgesehen werden.

	4.7 Mehrfachförderung
	4.7.1 Kein Staatsministerium darf eine neue Förderung ohne ausdrücklichen Beschluss des Ministerrats beginnen, wenn sich das beabsichtigte Förderprogramm ganz oder teilweise auf Objekte bezieht, die bereits in anderen Förderprogrammen abgedeckt sind. ...
	4.7.2 Mehrfachförderungen sind grundsätzlich durch die Abgrenzung der Förderobjekte, Fördergebiete oder der Objektträger oder durch Vor- oder Nachrangklauseln auszuschließen. Förderobjekte, die nach mehreren Förderprogrammen gefördert werden können, s...
	4.7.3 Soweit eine Mehrfachförderung nicht ausgeschlossen werden kann, weil neben Landesmitteln Bundesmittel vergeben werden, ist die gegenwärtig zum Teil bestehende Doppel- und Dreifachprüfung im bautechnischen Bereich dadurch auszuschließen, dass die...


	5. Leitsätze zum Förderverfahren
	5.1 Möglichkeiten, das Förderverfahren durch die Einschaltung von nichtstaatlichen Einrichtungen oder durch das Sammelantragsverfahren zu vereinfachen, sind auszuschöpfen.
	5.2 Antragsverfahren
	5.2.1 Die Vordruckmuster sind einfach und für gleiche Zuwendungsempfänger möglichst einheitlich zu gestalten. Die Anforderung von Angaben und Anlagen ist auf das unbedingt Notwendige zu beschränken.
	5.2.2 Die mehrfache Prüfung einer Frage nach denselben Gesichtspunkten durch verschiedene Behörden ist zu vermeiden.

	5.3 Bewilligungsverfahren
	5.3.1 Die Abwicklung staatlicher Förderprogramme ist grundsätzlich keine ministerielle Aufgabe. In der Regel ist es ausreichend, wenn auf der Ebene der Mittelbehörden (in geeigneten Bereichen auf der unteren Verwaltungsebene) Bewilligungen ausgesproch...
	5.3.2 Unterwerfungserklärungen oder Rechtsbehelfsverzichte sollen nicht gefordert werden.

	5.4 Auszahlungsverfahren und Verwendungsnachweisprüfung
	5.4.1 Förderprogramme, die von kommunalen Körperschaften im übertragenen Wirkungskreis vollzogen werden, sind über die Staatsoberkassen (ohne Durchlauf durch den kommunalen Haushalt) abzuwickeln.
	5.4.2 Die Prüfung des Verwendungsnachweises kann auf Stichproben beschränkt werden. Vom Zuwendungsempfänger sind nicht mehr Unterlagen anzufordern, als die staatliche Bewilligungsbehörde prüfen will oder kann.
	5.4.3 Auf bereits der Bewilligungsbehörde vorliegende Unterlagen ist zurückzugreifen, wenn diese unverändert aussagekräftig sind.


	6. Weiterentwicklung der Grundsätze
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